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Dem politischen und gesellschaftlichen System des Nationalsozialismus 
lag eine zentrale Utopie zugrunde: die Schaffung einer durch biologische 
Kriterien definierten Volksgemeinschaft, die aus rassereinen und erbge-
sunden Individuen bestehen sollte. Indem auf biologische, d. h. de facto 
nicht veränderbare und „ewige“ Kriterien rekurriert wurde, erhielt diese 
Utopie ihre Eindeutigkeit und verhieß dadurch Befreiung von den quälen-
den Ambivalenzen, die die moderne Gesellschaft charakterisierten.1 Die 
Beseitigung von Parlamentarismus, Demokratie und Rechtsstaat und die 
Errichtung eines autoritären Führerstaats bildete die wesentlichste politi-
sche Voraussetzung für die Realisierung der Volksgemeinschaft. „Volks-
gemeinschaft“ bedeutete jenseits ideologischer Überhöhung sichtbare und 
greifbare Besserstellung der „Volksgenossen“, verglichen mit der Gruppe 
derer, denen aus verschiedenen Gründen die Zugehörigkeit verweigert 
wurde. Die größte Gruppe, die aus biologischen Gründen der Exklusion 
verfiel, waren Juden und andere als „Fremdrassige“ stigmatisierte Men-
schen. Korrespondierend mit der Definition des „Fremdrassigen“ als äuße-
rem Feind, der durch seine bloße Existenz eine Gefahr für die Volksge-
meinschaft darstellte, wurden erbkranke arische Individuen als Gefährdung 
der Gesundheit des Volkskörpers, also der In-Group, angesehen. Es galt al-
so, die Exklusion beider Gruppen zu planen und zu realisieren.2

Die oben skizzierten gesellschaftspolitischen Prinzipien und die daraus 
abgeleiteten Handlungsoptionen wurden von der nationalsozialistischen 
Bewegung schon in der Zeit der Weimarer Republik vertreten. Nach der 
Machtübernahme durch die NSDAP 1933 war eines der ersten Projekte zur 
Realisierung des Ziels einer (erb)gesunden Gesellschaft die Einführung der 
Möglichkeit zwangsweiser Sterilisation von Menschen, die Träger be-

                                                      
1 Siehe hierzu: Zygmunt Bauman, Dialektik der Ordnung. Die Moderne und der Holocaust (Ham-
burg 1992) 
2 Auch Oppositionelle hatten im Konzept der Volksgemeinschaft keinen Platz. Im Unterschied zu 
den als biologisch minderwertig definierten Gruppen wurde ihnen aber zugestanden, ihr Verhalten kor-
rigieren zu können. Allerdings wurde die Annahme biologischer Grundlegung abweichenden Verhal-
tens immer mehr ausgeweitet, bis zum Gesetz gegen Gemeinschaftsfremde. 
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stimmter, als vererbbar definierter Krankheiten waren. Damit setzte sich 
das nationalsozialistische Deutschland an die Spitze der internationalen 
eugenischen Bewegung; die Maßnahmen des NS-Staates wurden z. B. in 
den USA, Großbritannien, Schweden und Norwegen positiv kommentiert.3 
Dieses riesige Projekt des social engineering vollzog sich unter Einbezie-
hung der entsprechenden Wissenschaften, die an der Ausarbeitung des Ge-
setzes beteiligt waren, sowie der Sozial- und Gesundheitsbehörden. Die 
Schaffung der Institutionen der Erbgesundheitsgerichte und der Erbge-
sundheitsobergerichte sollte Rechtsstaatlichkeit und korrekte Abwicklung 
von Beschwerden suggerieren; die „Volksgenossen“ wurden in diversen 
Propagandainitiativen aufgerufen, die Sterilisierten zu achten und sie nicht 
zu diskriminieren, da sie ihre Option, Kinder zu bekommen, dem höheren 
Ziel der Volksgesundheit geopfert hätten. Die Sterilisationskampagne wur-
de in voller Öffentlichkeit durchgeführt, ihre Probleme und Erfolge in ein-
schlägigen Fachzeitschriften diskutiert. Bei allem Zwang, aller Grausam-
keit und Willkür, die den Opfern des Sterilisationsgesetzes widerfuhr, er-
wiesen sich die Vorstellungen einer geradlinigen programmatischen Ent-
wicklung von der Verhütung zur Vernichtung „lebensunwerten Lebens“ 
als zu undifferenziert und empirisch nicht haltbar.4

Im Fall der Euthanasie konnte der Nationalsozialismus auf die Ergebnisse 
einer sich seit dem Ersten Weltkrieg intensivierenden gesellschaftspoliti-
schen Diskussion zurückgreifen, die den „Gnadentod“ für unheilbar kranke 
bzw. für behinderte Menschen in den Raum stellte. Der massenhafte 
Kriegstod junger, gesunder Männer wurde in einer zentralen Argumenta-
tionsfigur dieser Diskussion dem gesellschaftlichen Aufwand für nicht 
leistungsfähige asylierte unheilbar Kranke gegenüber gestellt: wenn die 
Gesellschaft den Tod junger Menschen im Krieg verlangen durfte, mit wie 
viel größerer Berechtigung konnte dann der Gruppe der dauernd Pflegebe-
dürftigen das Lebensrecht abgesprochen werden? Die Forderung nach effi-
zientem Einsatz gesellschaftlicher Ressourcen spielte in diesem Zusam-
menhang eine zentrale Rolle. Das Kostenargument gewann im Kontext der 
schweren Wirtschaftskrise der späten zwanziger Jahre des 20. Jahrhunderts 
immer mehr an Gewicht. Nun wurde – nicht nur im Lager der politischen 
Rechten – offen darüber gesprochen, dass die knappen Mittel der staatli-

                                                      
3 Siehe etwa Paul Popenoe, The German Sterilization Law. In: Journal of Heredity 25 (1934) 257-
260 
4 Vgl. Uwe Kaminsky, Die NS-„Euthanasie“. Ein Forschungsüberblick. In: Tödliches Mitleid. NS-
„Euthanasie“ und Gegenwart. Hg. v. Arbeitskreis zur Erforschung der NS-„Euthanasie“ und Zwangs-
sterilisation (Münster 2007) 15-47, hier 18 
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chen Sozialpolitik zum überwiegenden Teil dort eingesetzt werden sollten, 
wo Aussicht auf Erfolg bestand. Vermehrt wurden auch Stimmen laut, die 
die Forderung nach einer Tötung „lebensunwerten Lebens“ aus Mitleid 
(„Gnadentod“) mit der Aussicht der Befreiung der Gesellschaft von „Bal-
lastexistenzen“ verbanden. Bei einer Betrachtung der Planung und Reali-
sierung der „Aktion T4“ wird deutlich, dass in diesem Kontext vorwiegend 
die ökonomischen Argumente ausschlaggebend waren. 

Entscheidung, Planung und 
Organisation der „Aktion T4“ 

Die grundsätzliche Entscheidung für das Tötungsprogramm fiel im Zusam-
menhang mit den Planungen zur „Kindereuthanasie“ im Frühsommer 
1939, wobei ein „Vernichtungsprogramm bezüglich Geisteskranker und 
Behinderter und konkrete Mordplanungen (….) vor 1939 nicht nachzuwei-
sen“5 ist. Gleichzeitig ist ein Beginn der Planungsarbeiten ohne ausdrück-
liche Erlaubnis Hitlers nicht denkbar. Diese grundsätzliche Freigabe des 
Projekts durch Hitler setzte einen für die Politik des Dritten Reiches cha-
rakteristischen Prozess in Gang, der sich als „mörderische(s) Gemisch aus 
politischem Voluntarismus und funktionaler Rationalität“6 charakterisieren 
lässt. 
Die konkrete Planung der Maßnahmen, die nach 1945 als „Aktion T4“ be-
zeichnet werden sollten, begannen einige Monate vor Kriegsbeginn, wobei 
Philipp Bouhler von der Kanzlei des Führers die Auseinandersetzung mit 
Reichsärzteführer Leonardo Conti um die Zuständigkeit für die Euthana-
siemaßnahmen für sich entscheiden konnte. Das organisatorische Zentrum 
der „Aktion T4“ wurde also die „Kanzlei des Führers der NSDAP“ mit 
Reichsleiter Philipp Bouhler und Hauptamtsleiter Viktor Brack.7 Von Be-
ginn an war den Verantwortlichen klar, dass ihr Vorhaben ohne eine Betei-
ligung staatlicher Stellen nicht durchführbar sein würde, vor allem was die 
Erfassung und Herausgabe der Patienten betraf. Sie versicherten sich daher 
der Unterstützung des Reichsministeriums des Innern (RMdI) in der Per-
                                                      
5 Udo Benzenhöfer, Bemerkungen zur Planung der NS-„Euthanasie“. In: Der sächsische Sonderweg 
bei der NS-„Euthanasie“. Hg. v. Arbeitskreis zur Erforschung der nationalsozialistischen „Euthanasie“ 
und Zwangssterilisation (Ulm 2001) 21-55, hier 36 
6 Götz Aly, Hitlers Volksstaat. Erweiterte Auflage (Frankfurt/Main 2006) 19 
7 Siehe hierzu Friedrich Karl Kaul, Die Psychiatrie im Strudel der „Euthanasie“. Ein Bericht über 
die erste industriemäßig durchgeführte Mordaktion des NS-Regimes (Frankfurt/Main 1979) 52 ff. 
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son von Ministerialrat Herbert Linden. Er war Leiter der Abteilung IV 
(Gesundheitswesen und Volkspflege), die für die Heil- und Pflegeanstalten 
zuständig war und wurde die wichtigste Verbindungsperson zur staatlichen 
Gesundheitsverwaltung.8

Der erste Schritt zur Realisierung der Patiententötungen war die Einberu-
fung eines Expertengremiums, das aus Vertretern der Anstaltspsychiatrie, 
der universitären Psychiatrie sowie der KdF und des RMdI bestand.9 Phi-
lipp Bouhler erklärte in der ersten Sitzung, dass „im begrenzten Umfang 
die Tötung von Insassen von Heil- und Pflegeanstalten beabsichtigt sei und 
Hitler dies angeordnet habe.“10 Als Begründung wurde angeführt, dass 
„durch die Verringerung der Zahl der Geisteskranken die ärztliche Versor-
gung und die pflegerische Betreuung der Übrigen wesentlich mehr gesi-
chert sei im Hinblick auf die drohende Einberufung von Ärzten und Pfle-
gern, als wenn die Anstaltsbelegung dieselbe bliebe.“11 Ein weiteres Argu-
ment für die geplanten Tötungen war der Bedarf an Lazarettraum, der so 
geschaffen werden sollte. 
Allerdings wurde aus dem Kreis der Experten wie auch von der Funktions-
elite die Frage nach einer schriftlichen Legitimation der „Aktion“ mehr-
mals und drängend gestellt. Hitler unterzeichnete daraufhin schließlich das 
bekannte Ermächtigungsschreiben, das Anfang Oktober 1939 (also nach 
Kriegsbeginn) verfasst, aber auf den 1. September 1939 rückdatiert wurde. 
Nach der grundsätzlichen Übereinkunft der Experten 12, einen Teil der Pa-
tientInnen von Heil- und Pflegeanstalten des Deutschen Reiches zu töten, 
und der Absicherung durch Hitlers „Gnadentoderlass“ ging es in einem 
nächsten Schritt um die Festlegung der Kriterien für die Auswahl der Op-
fer und um die Organisation der Durchführung. „Heutige Besprechung 
dient der Frage: Wer und Wie? Beide Fragen hängen zusammen.“13 Die 
Frage des „Wer“, also die Festlegung des Personenkreises, der in die ge-
plante Tötungsaktion einbezogen werden sollte, beantwortete Viktor Brack 
folgendermaßen: „Die Zahl ergibt sich aus einer Berechnung, der das Ver-
hältnis 1000:10:5:1 zu Grunde liegt. Das bedeutet: von 1000 Menschen be-
                                                      
8 Dokumente zur „Euthanasie“. Hg. v. Ernst Klee (Frankfurt/Main 62007) 67 
9 Zur Zusammensetzung dieses Gremiums siehe GStA beim OLG Frankfurt, Js 2/63, Verfahren 
Heyde u. a., Vernehmung Werner Heyde vom 24.10.1961, 66-87 
10 GStA beim OLG Frankfurt, Js 2/63, Vernehmung Hans Hefelmann vom 13.9.1960 
11 Ebd. 
12 Zur Präzisierung der Erkenntnisse über die Planung der Erwachseneneuthanasie siehe Udo Ben-
zenhöfer, Planung der NS-Euthanasie 
13 Stellungnahme Viktor Brack. Protokoll der Arbeitsbesprechung des Leitungsgremiums vom glei-
chen Tage (9. Oktober 1939). In: Friedrich Karl Kaul, Die Psychiatrie im Strudel der „Euthanasie“ 
(Frankfurt/Main 1979) 63 
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dürfen 10 psychiatrischer Behandlung; von diesen 5 in stationärer Form. 
Davon aber fällt ein Kranker unter die Aktion. Das heißt: von 1000 Men-
schen wird einer von der Aktion erfasst. Auf die Bevölkerungszahl des 
Großdeutschen Reiches übertragen, hat man demnach mit 65-70.000 
Fällen zu rechnen.“14 Bezogen auf die PatientInnen der Heil- und Pflege-
anstalten ging Brack also davon aus, dass 20 % dieser Personengruppe ge-
tötet werden sollten. Auf welchen Planungszielen diese Festlegung basier-
te, ist aus den vorhandenen Quellen nicht zu beantworten. 
Als nächstes etablierten die Verantwortlichen im Organisationszusammen-
hang der Kanzlei des Führers eine eigene Einheit für die Abwicklung der 
Patiententötungen, die so genannte Zentraldienststelle, die von Viktor 
Brack geleitet wurde und über einen eigenen organisatorischen Apparat 
verfügte, der ca. 100 MitarbeiterInnen umfasste.15 Diese Zentraldienststel-
le gliederte sich in vier Verwaltungseinheiten, die nach außen als eigen-
ständige Institutionen auftraten: 

 Reichsarbeitsgemeinschaft Heil- und Pflegeanstalten (RAG). 
Zuständigkeit: Erfassung der Opfer mittels Meldebogen, 
Organisation der Gutachtertätigkeit, Datensammlung 

 Gemeinnützige Kranken-Transport-GmbH (GEKRAT). 
Zuständigkeit: Transportlogistik 

 Gemeinnützige Stiftung für Anstaltspflege (Stiftung). 
Zuständigkeit: Abwicklung aller finanziellen Transaktionen, Ab-
schluss von Kauf-, Pacht- Mietverträgen; Arbeitgeberin des Perso-
nals der „Aktion T4“ 

 Zentrale Verrechnungsstelle Heil- und Pflegeanstalten (ZVSt). 
Die ZVSt wurde im April 1941 zur Reorganisation des Abrech-
nungsverfahrens mit den Kostenträgern der ermordeten PatientIn-
nen gegründet.16 

 
Für eine konkrete Ablaufplanung waren detaillierte Informationen über die 
Anzahl der existierenden Anstalten, ihre Trägerschaft und ihren Patienten-
stand nötig, die durch einen Runderlass des RMdI vom 21.9.1939 unter 
dem Titel „ Erfassung der Heil- und Pflegeanstalten“ eingefordert wur-

                                                      
14 Ebd. 64 
15 Siehe hierzu das Organigramm der Zentraldienststelle bei Friedrich Karl Kaul, Psychiatrie 21 
16 Detailliertes Organigramm bei Ernst Klee, „Euthanasie“ im NS-Staat. Die Vernichtung „lebensun-
werten Lebens“ (Frankfurt/Main 1987) 168 f. 
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den.17 Schon am 10. Oktober 1939 wurden vom RMdI die ersten Patien-
tenmeldebögen an die Anstalten verschickt, in denen gezielt nach den Kri-
terien gefragt wurde, die die entsprechenden Menschen zu Fällen der „Eu-
thanasie“ machten, wie z. B. Diagnose, Grad der Arbeitsfähigkeit, Dauer 
des Anstaltsaufenthaltes. Auch forensische PatientInnen waren zu mel-
den.18 Die Meldebögen waren binnen einer relativ knapp bemessenen Frist 
an das RMdI zurück zu senden. Vom RMdI wurden die Meldebögen der 
Zentraldienststelle von „T4“ übermittelt, die sie an die verschiedenen Gut-
achter weiter leitete. Im Lauf der „Aktion T4“ wurden 40 Psychiater als 
Gutachter angeworben, die auf Basis der eingelangten Meldebögen die zu 
tötenden PatientInnen auswählten.19 Unklare Fälle wurden den Obergut-
achtern Heyde und Nitsche vorgelegt; auf der Basis der Gutachten wurden 
die Patiententransporte von der GEKRAT geplant. 
Parallel zu diesen Maßnahmen wurden Tötungsmethode und Tötungsorte 
festgelegt. Die Sitzungsteilnehmer des oben zitierten Treffens vom 9. Ok-
tober 1939, hatten sich darauf verständigt, die geplanten Tötungen durch 
Kohlenmonoxyd durchzuführen, da die große Zahl der „Fälle“ eine indivi-
duelle Tötung durch Injektionen, wie sie von Paul Nitsche präferiert wor-
den war, nicht zuließ.20 Daraus ergab sich in der Folge die Notwendigkeit 
der Einrichtung eigener Tötungsanstalten. Nachdem zu Jahresbeginn 1940 
die prinzipielle Eignung der Methode in einem Versuch im ehemaligen 
Zuchthaus in Brandenburg, der späteren Tötungsanstalt, getestet worden 
war, wurden sukzessive sechs Tötungsanstalten etabliert, denen jeweils ein 
bestimmter Einzugsbereich zugewiesen wurde: Grafeneck bei Münsingen, 
Brandenburg an der Havel, Hadamar in Hessen, Pirna-Sonnenstein in 
Sachsen, Bund Bernburg an der Saale. Für das Gebiet der Ostmark, Teile 
Bayerns und der 1941 an die Ostmark eingegliederten Untersteiermark 
sowie Teile des Sudetengebietes war dies die „Landesanstalt Hartheim“ in 
der Gemeinde Alkoven bei Linz. 
Die oben skizzierten Planungsabläufe und Organisationszusammenhänge 
bilden nur die Grundstruktur des Tötungsprozesses ab. In der Realität er-
                                                      
17 Zitiert bei Ernst Klee, „Euthanasie“ im NS-Staat. Die Vernichtung „lebensunwerten Lebens“ 
(Frankfurt/Main 1997) 87 f. Für das Land Preußen, das gut die Hälfte des Gebietes des deutschen 
Reiches umfasste, waren die entsprechenden Daten schon vorhanden, da das preußische Innenministe-
rium bei der Gleichschaltung der Länder 1934 mit dem RMdI zusammengelegt worden war. 
18 Ebd. 93 
19 Siehe Hans Walter Schmuhl, Die Patientenmorde. In: Vernichten und Heilen. Hg. v. Angelika 
Ebbinghaus – Klaus Dörner (Berlin 2002) 295-328, hier 307; die Liste der Gutachter findet sich in den 
Heidelberger Dokumenten, NARA, RG 338, Jag.DIV., War Crimes Branch, Records Relating to Medi-
cal Experiments, 127891 
20 Schmuhl, Patientenmorde 
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fasste die „Aktion T4“ die verschiedenen Regionen nicht gleichmäßig und 
gleichzeitig, was bei der Größe des Reichsgebietes und der Anzahl der zur 
Ermordung vorgesehenen Menschen auch unmöglich gewesen wäre. Der 
sogenannte Stopp der „Aktion T4“ am 24. August 1941 durch Adolf Hitler 
beendete das Tötungsprogramm, bevor eine Reihe von Regionen in die 
„Aktion“ einbezogen worden waren. Dies ist bei einer Analyse der Opfer-
zahlen zu berücksichtigen. So hatten Gebiete wie etwa die Rheinprovinz, 
in denen die Patiententransporte erst im Frühling 1941 begannen, dadurch 
deutlich weniger Opfer zu verzeichnen.21

Zum anderen ist der ganze Prozess von hoher Improvisation, Flexibilität 
und Anpassungsbereitschaft an die realen Gegebenheiten charakterisiert. 
Bei genauerer Betrachtung ergibt sich eine zeitliche und räumliche Staffe-
lung der „Aktion“, zudem ist festzustellen, dass die Planungsrichtlinie, wie 
sie von Viktor Brack formuliert worden war, offensichtlich entweder nur 
eine fiktive Größe war (etwa um mit der in Aussicht genommenen Tötung 
von 20 % der AnstaltspatientInnen einen mit den Experten konsensfähigen 
Prozentsatz anzugeben), oder durch die Erforderungen des Krieges sehr 
rasch, und zwar schon bald nach dem Beginn der „Aktion“, nach oben re-
vidiert wurde.22 So informierte Viktor Brack am 3. April 1940 auf einer 
Sitzung des Deutschen Gemeindetages die geladenen Oberbürgermeister 
und Bürgermeister über die beabsichtigte Beseitigung von Anstaltspatien-
tInnen: „Es seien zur Zeit etwa 300.000 Geisteskranke in etwa 600 Heil- 
und Pflegeanstalten untergebracht (…) 30-40 % der Insassen seien asoziale 
oder lebensunwerte Elemente (…) Wenn man aber heute schon Vorkeh-
rungen für die Erhaltung gesunder Menschen treffen müsse, dann sei es 
umso notwendiger, dass man diese Wesen zuerst beseitige (…) Den frei-
werdenden Raum brauche man für alle möglichen kriegswichtigen Dinge: 
Lazarette, Krankenhäuser und Hilfskrankenhäuser.“23 Hier ist also schon 
die Rede von einer Tötungsquote von 30-40 %. 
In den Ergebnissen regionaler Forschungen zur „Aktion T4“ kristallisiert 
sich ein kausaler Zusammenhang dieser Änderung des Planungsziels mit 
dem Kriegsverlauf einerseits und den riesigen Bevölkerungsverschiebun-

                                                      
21 Heinz Faulstich, Hungersterben in der Psychiatrie (Freiburg/Breisgau 1998) 262 ff. 
22 Ebd. 262 
23 Mitschrift von Senator Vagts, Vertreter Oldenburgs und Bremens in Berlin, über die Besprechung 
am 3.4.1940, Senats-Registratur Bremen, zit bei: Bernd Walter, Psychiatrie und Gesellschaft in der 
Moderne. Geisteskrankenfürsorge in der Provinz Westfalen zwischen Kaiserreich und NS-Regime (Pa-
derborn 1996) 671 
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gen des Nationalsozialismus andererseits heraus.24 Heinz Faulstich stellte 
fest, dass in Gebieten, die frühzeitig (das heißt in der ersten Jahreshälfte 
1940) von der „Aktion“ erfasst wurden, wie etwa Baden, Württemberg, 
Bedburg-Hau, 50-60 % der PatientInnen staatlicher Anstalten getötet wur-
den.25 Ein unmittelbarer Zusammenhang mit der Schaffung von Lazarett-
raum für die Verwundeten des Frankreich-Feldzuges ist naheliegend; 
Überprüfungen anderer regionaler Forschungsergebnisse auf eine Bestäti-
gung dieser Kausalität hin stehen allerdings noch aus. Götz Aly nimmt 
auch einen Zusammenhang mit dem wachsenden Bedarf an Unterbrin-
gungsmöglichkeiten für die Umsiedler der „Volksdeutschen Mittelstelle“ 
an, von denen 1941 nur die Hälfte wie geplant im „Warthegau“ angesiedelt 
werden konnten. 200.000 von ihnen mussten, zumindest mittelfristig, in 
Lagern untergebracht werden, die auch in „freigemachten“ Heil- und Pfle-
geanstalten etabliert wurden.26 Im Folgenden soll unter anderem versucht 
werden, diese Aspekte für das Gebiet der „Ostmark“ zu analysieren. 

„Aktion T4“ in der „Ostmark“: 
Erfassung der Opfer 

Der Beginn der „Aktion T4“ in der „Ostmark“ ist mit Anfang Mai 1940 
anzusetzen. Ende April war die „Landesanstalt Hartheim“, wie die Tö-
tungsanstalt in Schloss Hartheim in Alkoven bei Linz offiziell hieß, be-
triebsbereit. Die ersten Opfer, die im Mai 1940 in der Tötungsanstalt Hart-
heim ermordet wurden, waren PatientInnen der Außenstelle Gschwendt 
der Landes- Heil und Pflegeanstalt Niedernhart in Linz, die von dem Lin-
zer Psychiater Rudolf Lonauer geleitet wurde. Lonauer hatte mit 1. April 
1940 auch die Leitung der Tötungsanstalt Hartheim übernommen; es ist 
wahrscheinlich, dass er verantwortlich an der Erfassung der Niedernharter 
PatientInnen mitwirkte. Lonauer war ab 9. Mai 1940 auch „T4“-Gutach-
ter.27

                                                      
24 Siehe Bernd Walter, Psychiatrie und Gesellschaft in der Moderne, Peter Sandner, Verwaltung des 
Krankenmordes. Der Bezirksverband Nassau im Nationalsozialismus (Gießen 2003) 
25 Faulstich, Hungersterben 272 ff. 
26 Götz Aly, Offene Fragen: Erste Antworten an Heinz Faulstich. In: Arbeitsmigration und Flucht. 
Beiträge zur nationalsozialistischen Gesundheits- und Sozialpolitik 11 (Göttingen 1993) 202-204, hier 
203 
27 Heidelberger Dokumente 127891 (wie Anm. 18). Es bestand allerdings die „T4“-interne Regel, 
dass Gutachter möglichst nicht an einer Beurteilung von PatientInnen ihrer eigenen Anstalt mitwirken 
sollten. Leider ist die Quellenlage für die Anstalten Gschwendt und Niedernhart besonders prekär. 
Sowohl Krankengeschichten als auch Verwaltungsakten der Jahre 1940 und 1941 wurden restlos ver-
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Schwerpunkt der „Aktion“: 
die staatlichen Anstalten 

Die Struktur des österreichischen Anstaltenwesens war durch die Existenz 
von großen, staatlichen, psychiatrischen Anstalten geprägt. Jedes Bundes-
land besaß zumindest eine solche Institution, wobei die Bezeichnung 
„Heil- und Pflegeanstalt“ auf den gesamthaften Auftrag von Therapie und 
Pflege, d. h. Bewahrung von als nicht heilbar beurteilten PatientInnen hin-
wies. Sechs dieser Anstalten hatten über 1000 Betten: Die Landes- Heil- 
und Pflegeanstalt Niedernhart in Linz (1100), die Niederösterreichische 
Landes- Heil- und Pflegeanstalt Mauer-Öhling bei Amstetten (2000), die 
Heil- und Pflegeanstalt der bundesunmittelbaren Stadt Wien für Geistes-
kranke und Geistessieche in Ybbs (1650), die Niederösterreichische Lan-
des-Irrenanstalt Gugging bei Wien (1120) und die größte psychiatrische 
Anstalt Österreichs: die Heil- und Pflegeanstalt der bundesunmittelbaren 
Stadt Wien „Am Steinhof“ (4140) sowie die Landes- Heil- und Pflegean-
stalt für Geisteskranke „Am Feldhof“ in Graz (2110). Die Pflege- und Be-
schäftigungsanstalt für schwachsinnige Kinder in Gugging war mit 250 
Betten vergleichsweise klein. Die staatlichen Anstalten der westlichen 
Bundesländer waren kleiner: Die Landes-Heilanstalt für Geistes- und Ge-
mütskranke in Salzburg hatte 522 Betten, die Kärntnerische Landes-Irren-
anstalt in Klagenfurt 680, die Landes- Heil- und Pflegeanstalt Hall in Tirol 
550 und die Vorarlberger Landes- Irrenanstalt Valduna bei Rankweil in 
Vorarlberg 210.28 Daneben existierte eine Vielzahl kleinerer Einrichtungen 
in kirchlicher bzw. privater Trägerschaft. 
Die großen staatlichen Heil- und Pflegeanstalten waren das erste Ziel der 
„Aktion“ in der „Ostmark“. In diesem Kontext wurde auch eine Rationali-
sierung und Beschleunigung des Begutachtungsverfahrens und damit des 
Tötungsprozesses realisiert. Das Selektionsverfahren der Zentraldienststel-
le war durch die verschiedenen Stationen, die zu durchlaufen waren, rela-
tiv kompliziert und damit anfällig für Verzögerungen. Wenn auch die Gut-
achter ihre Arbeit gewissermaßen im Akkord verrichteten – Brack und 
Heyde gingen von einer grundsätzlich möglichen Bearbeitungskapazität 
                                                                                                                          
nichtet. Es sind lediglich die Hauptbücher von Niedernhart erhalten geblieben sowie ein lückenhafter 
Bestand von Krankenakten der Jahre 1941-1945, also für die Zeit nach der „Aktion T4“. 
28 Zahlen aus: Liste der deutschen Anstalten für Geisteskranke und Schwachsinnige per 31.8.1941. 
HHStA, Abt. 631a, Nr.205/10 und Hans Laehr, Die Anstalten für Geisteskranke, Nervenkranke, 
Schwachsinnige, Epileptische, Trunksüchtige usw. in Deutschland, Österreich und der Schweiz (Ber-
lin/Leipzig 1937) 120-129 
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von monatlich durchschnittlich 3500 Meldebogen pro Gutachter aus29 – so 
bestand doch eine Problemzone des Verfahrens: das Ausfüllen der Melde-
bogen durch die Anstaltsleitungen. Deren Haltung reichte von hinhalten-
dem Widerstand durch Ignorieren der Meldebögen wegen „kriegsbedingt 
schwieriger Personalsituation“30 bis zu überaus gewissenhafter Bearbei-
tung. Da zwischen Meldequote und Verlegungsquote eine signifikante 
Korrelation bestand, verminderte also „eine geringe Zahl an ausgefüllten 
Meldebogen …. die Zahl der potentiellen „Euthanasie“-Opfer.“31 Daran 
konnte die Zentraldienststelle kein Interesse haben, daher ging man schon 
bald dazu über, in Anstalten mit geringer Meldequote Gutachterkommissi-
onen zu entsenden, die die Patientenakten noch einmal überprüften und die 
Meldequote in der Regel deutlich erhöhten. Parallel dazu entwickelte sich 
das Vorgehen, dass Gutachterkommissionen bestimmte Regionen bereis-
ten, um die zuvor versandten oder mitgebrachten Meldebogen an Ort und 
Stelle selbst auszufüllen und gleichzeitig zu begutachten, wobei in diesen 
Fällen Meldequote und Tötungsquote zur Deckung gelangten. Dies ist 
z. B. belegt für Franken, wo im August und September 1940 flächende-
ckend solche Gutachterkommissionen zum Einsatz kamen.32 In der Rhein-
provinz, die erst im Frühjahr 1941 von der „Aktion“ erfasst wurde, wurde 
dieses Verfahren ebenfalls angewendet.33

Der erste Einsatz einer solchen Gutachterkommission im Rahmen der „Ak-
tion T4“ erfolgte im Juni 1940, bei der Erfassung der großen staatlichen 
Anstalten der „Ostmark“. Friedrich Mennecke, Psychiater in der Anstalt 
Eichberg/Rheingau, „T4“-Gutachter und Mitglied der erwähnten Kommis-
sion, schreibt in einem Brief vom 29.6.1940: „Im Rahmen dieser ‚Son-
deraufgabe’ war ich vom 4.6. bis gestern (3 ½ Wochen) mit einer Kom-
mission aus der Kanzlei des Führers Berlin in der Ostmark. Unsere Aktion 
umfasste fast alle ostmärkischen Anstalten, es ging von Oberdonau über 
Niederdonau (Wien), Steiermark, Kärnten nach Salzburg.“34 Diese Aussa-
                                                      
29 Klee, „Euthanasie“ 121 
30 Bernd Walter, Psychiatrie und Gesellschaft 715 
31 Ebd. 718. Walter belegt diesen Zusammenhang mit einer Gegenüberstellung der Anzahl von Mel-
debogen und der Anzahl der „T4“-Opfer in westfälischen Anstalten. 
32 Bernd Schilter, Unmenschliches Ermessen. Die nationalsozialistische „Euthanasie“-Tötungsanstalt 
Pirna-Sonnenstein 1940/41 (Leipzig 1998) 110 f. Siehe auch die Beiträge von Norbert Aas in diesem 
Band. 
33 Uwe Kaminsky, Zwangssterilisation und „Euthanasie“ im Rheinland – ein Überblick. Referat auf 
der Herbsttagung des Arbeitskreises zur Erforschung der NS-„Euthanasie“ und Zwangssterilisation in 
Andernach, 16.-18.11.2007. Unveröffentlichtes Manuskript 
34 Brief vom 29.6.1940. Dok. 51. In: Friedrich Mennecke, Innenansichten eines medizinischen Täters 
im Nationalsozialismus. Eine Edition seiner Briefe 1935-1947, bearbeitet von Peter Chroust. Band 1 
(Hamburg 1988) 158-160, hier 159 
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ge Menneckes umreißt die Stoßrichtung der „Aktion“ in der „Ostmark“: 
möglichst ohne Verzögerung die großen staatlichen Anstalten, die dem un-
mittelbaren Zugriff der Zentraldienststelle (vor allem durch die Mitwir-
kung der staatlichen Verwaltung) unterworfen waren, für andere Zwecke 
freizubekommen. In „Bericht und Aufstellung über freigemachte Betten“ 
der Zentraldienstelle aus dem ersten Halbjahr 1942, also einer Bilanz der 
„Aktion T4“, heißt es in der Anlage „Übersicht über die Verteilung der in 
Heil- und Pflegeanstalten nicht mehr für Geisteskranke verwendete Bet-
ten“: „Die Beschlagnahmung der Reservelazarette durch die Wehrmacht 
erfolgte in Wellen, die mit einer gewissen Anlaufzeit den Feldzügen ange-
passt waren.“35 Anstaltsbetten wurden in der Folge auch für die „Umsied-
lung verschiedener Volksgruppen“ der Volksdeutschen Mittelstelle (VO-
MI) zur Verfügung gestellt wie auch für eine Reihe anderer Zwecke. Dar-
auf wird noch einzugehen sein. 
Die erste Station der Kommission war die „Niederösterreichische Landes- 
Heil- und Pflegeanstalt Mauer-Öhling“ bei Amstetten, eine große Instituti-
on mit ca. 2000 Betten.36 Im Frühling 1941 hatte die Anstaltsleitung ein 
Schreiben der Reichsstatthalterei Niederdonau mit der Weisung zur Erfas-
sung der PatientInnen durch Meldebogen erhalten. Der ärztliche Direktor 
Michael Scharpf beschloss, noch auf nähere Anweisungen zu warten, die 
seiner Aussage nach angekündigt waren; stattdessen erschien einige Zeit 
später die oben erwähnte Ärztekommission aus Berlin, der auch Obergut-
achter Paul Nitsche angehörte.37 Scharpf sagte aus, dass die Kommission 
in 3- 4 Tagen ihre Arbeit erledigt habe. Die Begutachtung erfolgte rein auf 
der Basis der Diagnosen in den Krankengeschichten. Auch wurde speziell 
danach gefragt, ob die PatientInnen Besuch bekämen bzw. ob sich jemand 
um sie kümmere.38 Wenige Tage nach der Abreise der Kommission traf 
das Schreiben der Statthalterei ein, in der die geplante Verlegung von Pa-
tientInnen angekündigt wurde. Die Transportlisten und das genaue Datum 
des geplanten Transports kamen kurz darauf von der GEKRAT. Der erste 
Transport aus Mauer-Öhling, 140 PatientInnen, ging am 13. Juni 1940 
nach Niedernhart/Hartheim ab.39 Insgesamt wurden bis zum Stopp der 
                                                      
35 Bericht und Aufstellung über freigemachte Betten. Heidelberger Dokumente (wie Anm. 18), 126 
512 – 126 516 
36 Laehr, Anstalten für Geisteskranke 124 
37 Landesgericht (LG) Wien, Vg 8 Vr 681/55, Beschuldigtenvernehmung Dr. Michael Scharpf, 
19.6.1946. Scharpf datiert die Ankunft der Kommission „ungefähr im Mai“. 
38 LG Wien, Vg 8 Vr 681/55, Aussage des Pflegers Josef Dirnberger 
39 Transportkalendarium Hartheim, Dokumentationsstelle Hartheim des Oberösterreichischen Lan-
desarchivs 
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„Aktion T4“ 1269 PatientInnen aus Mauer-Öhling in eine „unbekannte 
Anstalt“ verlegt, also in Hartheim ermordet.40

Ein Schreiben des Reichsstatthalters vom 10. Juni 1940 kündigte die An-
kunft der Gutachterkommission in der Heil- und Pflegeanstalt der Stadt 
Wien in Ybbs und in der Heil- und Pflegeanstalt „Am Steinhof“ an: „Aus 
Gründen der Reichsverteidigung ist es erforderlich, in nächster Zeit in 
großem Umfang Verlegungen von Anstaltsinsassen der Heil- und Pflege-
anstalten vorzunehmen. Mit der Durchführung dieser Verlegungen ist eine 
von Prof. Heyde geführte Kommission beauftragt. Die Kommission wird 
die für die Verlegung vorgesehenen Patienten auswählen und die Verle-
gung selbst veranlassen. Herr Prof. Heyde wird sich in den nächsten Tagen 
an die Anstalten ‚Am Steinhof’ und ‚Ybbs’ wenden. Ich ersuche die Leiter 
dieser Anstalten, Herrn Prof. Heyde jegliche Unterstützung zuteil werden 
zu lassen und für die Unterbringung und Verpflegung der Kommission und 
ihrer Angestellten besorgt zu sein.“41 Die Kommission, unterstützt von sie-
ben dazu herangezogenen Wiener Krankenhausärzten und ein bis zwei 
Ärzten der Anstalt, sichtete innerhalb weniger Tage die rund 4000 Kran-
kengeschichten und füllten die Meldebogen aus.42 Nur drei Wochen später, 
am 9. Juli 1940, verließ der erste Patiententransport aus dem Steinhof die 
Anstalt in Richtung Hartheim.43 Insgesamt wurden 2010 PatientInnen der 
Anstalt „Am Steinhof“ in Hartheim ermordet.44

Gleichzeitig wurde die Kommission auch in der Anstalt Ybbs aktiv; hier 
waren etwa 1600-1700 Krankengeschichten zu sichten. Am 20. August 
1940 wurde aus dieser Anstalt der erste Transport nach Hartheim geführt. 
Eine genaue Zahl von Ybbser „T4“-Opfern war bisher nicht bekannt, da 
viele der PatientInnen der Anstalt „Am Steinhof“ über Ybbs nach Hart-
heim transportiert wurden. Diese PatientInnen wurden in die Standesbü-
cher der Anstalt Ybbs aufgenommen und anschließend als Abgänge aus 
Ybbs verzeichnet. Durch eine genaue Analyse der Ybbser Standesbücher 
und einen Abgleich mit den Einträgen in den Standesbüchern der Anstalt 
„Am Steinhof“ – Name für Name – gelang es Pia Schölnberger und Su-

                                                      
40 Transportkalendarium Hartheim, Dokumentationsstelle Hartheim des OÖLA 
41 Jung (Allgemeiner Vertreter des Reichsstatthalters in der Gemeindeverwaltung Wien) an Richard 
Kryspin-Exner (Direktor der Heil- und Pflegeanstalt Ybbs). Zitiert nach: Herwig Czech, Erfassung, 
Selektion und „Ausmerze“ (Wien 2003) 34 
42 Czech, „Ausmerze“ 35 
43 Transportkalendarium Hartheim, Dokumentationsstelle Hartheim des OÖLA sowie der Beitrag 
von Pia Schölnberger und Susanne Üblacker in diesem Band 
44 Transportkalendarium Hartheim, Dokumentationsstelle Hartheim des OÖLA 
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sanne Üblackner, die Zahl der Ybbser Opfer zu ermitteln: 1364 Patien-
tInnen der Heil- und Pflegeanstalt Ybbs wurden in Hartheim ermordet.45

Auch die Niederösterreichische Heil- und Pflegeanstalt Gugging wurde 
Ziel einer Gutachterkommission; es war jedoch nicht eindeutig zu klären, 
ob es sich um dieselbe Kommission unter der Führung von Heyde und Nit-
sche handelte, die im Juni 1940 österreichische Anstalten besuchte. Der 
Direktor der Anstalt Gugging, Schicker, sagte 1946 vor Gericht aus, dass 
im Jahr 1940 eine vorwiegend aus Studenten bestehende Kommission in 
der Anstalt erschien, die sich auf einen Auftrag von Dr. Erwin Jekelius, 
Referatsleiter im Wiener Hauptgesundheitsamt und zentrale Person für die 
verwaltungstechnische Koordination der „Aktion T4“ im Wiener Raum, 
beriefen.46 Die Anzahl der von der Dokumentationsstelle Hartheim eruier-
ten Gugginger „T4“-Opfer beträgt 56947; laut Transportkalendarium, er-
stellt von der Dokumentationsstelle Hartheim, wurde der erste Transport 
aus Gugging am 11. November 1940 nach Hartheim gebracht. Auch die 
PatientInnen der „Pflege- und Beschäftigungsanstalt für schwachsinnige 
Kinder“ in Gugging, eine Institution des Landes Niederösterreich, wurden 
Opfer der „Aktion T4“: 106 Kinder wurden in drei Transporten nach Hart-
heim gebracht.48

Für die Landes- Heil- und Pflegeanstalt für Geisteskranke „Am Feldhof“ 
in Graz findet sich in den bisher gesichteten Quellen kein Hinweis auf 
einen Besuch einer Gutachterkommission, obwohl Menneckes Angaben zu 
seiner Tätigkeit im Rahmen der Aktionen „T4“ und „14f13“ als sehr exakt 
eingestuft werden können. Gegen eine Tätigkeit der oben erwähnten Kom-
mission in der Anstalt „Am Feldhof“ spricht die Tatsache, dass der erste 
Transport aus dieser Anstalt – 200 Frauen und Männer – schon am 27. Mai 
1940 nach Hartheim abging.49 Bis zum Beweis des Gegenteils ist also 
davon auszugehen, dass die PatientInnen des „Feldhof“ auf regulärem 
Weg begutachtet wurden. Der oben erwähnte erste Transport nach Hart-
heim diente dazu, Platz zu schaffen für die PatientInnen der Außenstellen 
des „Feldhof“, nämlich Lankowitz, Kainbach und das Pius-Institut in 
Bruck/ Mur, die für eine andere Nutzung vorgesehen waren50 Nach diesem 
                                                      
45 Schölnberger – Üblackner (wie Anm. 43) 
46 Czech, „Ausmerze“ 36 
47 Wiener Stadt- und Landesarchiv, Haupt-Standesprotokoll der HPA Gugging sowie Abgangsbücher 
der Heil- und Pflegeanstalt Gugging. Andrea Kammerhofer, Rechercheprojekt Gugging. Dokumenta-
tionsstelle Hartheim 
48 Kammerhofer, Rechercheprojekt Gugging 
49 Transportkalendarium Hartheim, Dokumentationsstelle Hartheim des OÖLA 
50 Siehe den Beitrag von Helge Stromberger in diesem Band. 
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ersten Transport trat eine lange Pause ein; erst im Oktober 1940 begannen 
die Transporte nach Hartheim erneut. Von den rund 2000 PatientInnen, die 
laut Standesbüchern Ende April 1940 in der Anstalt lebten51, wurden 1177 
in Hartheim getötet. 
In der Kärntnerischen Landes-Irrenanstalt in Klagenfurt traf im Frühsom-
mer 1940 „eine Kommission aus dem Reich“ ein, mit dem Ziel, einen Teil 
der Kranken „in eine andere Anstalt zu verlegen. Grund dazu sei der hohe 
Bettenstand (800 Kranke) und die Grenznähe der Anstalt.“52 Hier könnte 
es sich wiederum um die Kommission handeln, die auch die Anstalten 
Mauer Öhling, Ybbs und Steinhof besucht hatte. Auch der relativ kurze 
Zeitabstand zwischen dem Besuch der Kommission und dem ersten Trans-
port nach Hartheim, der am 25. August 1940 durchgeführt wurde, ist ein 
Indiz hierfür. 554 PatientInnen der Anstalt Klagenfurt wurden in Hartheim 
ermordet. 
Mit den zu tötenden PatientInnen der bisher angeführten österreichischen 
Anstalten war die Tötungsanstalt Hartheim für die nächsten Monate ausge-
lastet, zumal im September 1940 auch die großen Patiententransporte aus 
Bayern begannen.53 So wurden zwar im Juni 1940 Meldebogen an eine 
ganze Reihe österreichischer Anstalten verschickt, staatliche wie konfes-
sionelle, es vergingen aber teilweise über 9 Monate, bis eine Transportan-
kündigung in den Anstalten eintraf. 
So auch in der Landes- Heil- und Pflegeanstalt für Geistes- und Gemüts-
kranke in Salzburg. Hier kam das das reguläre Verfahren zur Anwendung. 
Die Meldebogen trafen im Juni 1940 in der Anstalt ein und wurden von 
den Anstaltsärzten für alle 500 PatientInnen ausgefüllt.54 Im April 1941 
begannen die Transporte nach Hartheim. Die Anzahl der „T4“-Opfer aus 
der Salzburger Landes- Heil- und Pflegeanstalt beträgt 264.  
In der Landes- Heil- und Pflegeanstalt Hall in Tirol und der Vorarlberger 
Landes-Irrenanstalt Valduna bei Rankweil dagegen wurden die PatientIn-
nen wieder von einer externen Kommission begutachtet, dieses Mal unter 
der Führung von Friedrich Mennecke. Vom 19. August bis Anfang Sep-
tember 1940 besuchte diese Kommission Anstalten in Bayern (Lohr, Wer-
neck, Kutzenberg, Lichtenfels, Bayreuth)55, die in das Einzugsgebiet der 
                                                      
51 Stromberger, „Aktion T4“ (wie Anm.  46) 
52 Kärntner Landesarchiv, LG Klagenfurt, Vg Vr 907/45, Aussage Dr. Niedermoser 
53 Siehe Norbert Aas, Logistik des Todes, in diesem Band 
54 Walter Reschreiter – Johannes Hofinger – Christina Nöbauer, Lebens(un)wert. NS-Euthanasie im 
Land Salzburg. Begleitpublikation zur Ausstellung (Salzburg 2007) 37 
55 Friedrich Mennecke an den Oberpräsidenten des Bezirksverbandes Nassau, 18.8.1940 (Dok. 52), 
wie Anm. 32, 161 f. 

http://www.buchhandel.de/?caller=vlbPublic&strFrame=titelsuche&Autor=Reschreiter,%20Walter
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Tötungsanstalt Hartheim fielen. Den Abschluss dieser „Tour“ bildeten die 
Anstalten Hall/Tirol und Valduna/Rankweil Anfang September.56 Nach 
den Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Konstanz gegen Dr. Josef Von-
bun, den Leiter der Anstalt Valduna, war Georg Renno, „T4“-Gutachter 
und Tötungsarzt in Hartheim, als Mitglied der Kommission Ende August 
oder Anfang September in der Anstalt und wirkte an den Begutachtungen 
mit.57 Vorbereitet wurde der Besuch der Kommission von Hans Czermak, 
dem Leiter der Abteilung IIIa der Reichsstatthalterei. Diese Abteilung war 
zuständig für das Anstaltswesen, daher liefen auch die Informationen und 
Anweisungen der Berliner Zentraldienststelle über sie. Czermak stellt un-
ter allen entsprechenden Beamten der „Ostmark“ einen Sonderfall dar: 
während seine Kollegen zwar Mitwisser und durch ihr Verwaltungshan-
deln in einem gewissen Sinn auch Mittäter waren, sich aber darauf berufen 
konnten, nur Anweisungen befolgt zu haben, entwickelte Czermak über-
durchschnittliche Initiativen. Er begnügte sich nicht mit der Durchführung 
der Anordnungen, sondern schaltete sich aktiv in den Prozess der Auswahl 
und Deportation der PatientInnen ein. So ist belegt, dass ihm der Abtrans-
port der Haller PatientInnen zu langsam erschien, weil vorgesehen war, in 
der Anstalt Valduna ein Reservelazarett einzurichten und die hier unterge-
brachten PatientInnen deswegen über Hall nach Hartheim gebracht werden 
sollten. Der Transport der Haller PatientInnen nach Hartheim ließ aber auf 
sich warten; so appellierte Czermak an die Berliner Zentraldienststelle, 
„die beabsichtigten Transporte doch so bald als irgend möglich durchzu-
führen.“58 Gleichzeitig arrangierte er offenbar in Absprache mit Rudolf 
Lonauer, der als Beauftragter der „Reichsarbeitsgemeinschaft Heil- und 
Pflegeanstalten“ sowie der GEKRAT bevollmächtigt war, Transporte nach 
Maßgabe der Kapazitäten der Tötungsanstalt eigenständig zu planen, eine 
Vorverlegung des betreffenden Transports. Die Anzahl der „T4“-Opfer aus 
der Anstalt Hall beträgt 360, zur Tötung vorgesehen waren aber signifikant 
mehr. Der Stopp der „Aktion T4“ durch Adolf Hitler am 24. August traf 
den Westen Österreichs mitten in der Planung und Abwicklung der Trans-
porte in die Tötungsanstalt Hartheim; die Anstalt Hall war durch die Ver-
legung aus kleineren Institutionen heillos überfüllt. In dieser Situation 
suchte – und fand – Czermak zusammen mit Lonauer eine Lösung: Lonau-
                                                      
56 Friedrich Mennecke an Dir. Dr. Stoeckle, 20.10.1941 (Dok. 53), wie Anm. 32, 161-163, hier 162 
57 Hartmann Hinterhuber, Ermordet und vergessen. Nationalsozialistische Verbrechen an psychisch 
Kranken und Behinderten in Nord- und Südtirol (Innsbruck/Wien 1995) 47 
58 Tiroler Landesarchiv, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa, Zl M-XI (Verlegung von Patienten 
in andere Anstalten), Dr. Czermak an GEKRAT, 27.11.1940 

 



50  Oberösterreich in der Zeit des Nationalsozialismus 

er fand sich bereit, einen Transport aus Hall vom 31. August 1942 in der 
Anstalt Niedernhart „abzufertigen“.59 Niedernhart war nach dem „Eutha-
nasiestopp“ eine von vielen aktiv mordenden Anstalten geworden, in de-
nen die Vernichtung „lebensunwerten Lebens“ durch Medikamente, ge-
zielte Vernachlässigung und Verhungern praktiziert wurde. Anfang Okto-
ber 1942 war der letzte Patient dieses Transportes tot, und Lonauer konnte 
an Czermak schreiben: „Mit den von Hall nach Niedernhart übernomme-
nen Patienten hatte ich keinerlei Schwierigkeiten und ist die Abwicklung 
vollkommen reibungslos verlaufen. Ich nehme auch an, dass sie (sic) in 
keiner Weise belästigt wurden. Ich bin dadurch zur Überzeugung gekom-
men, dass diese Behandlungsmethode praktischer und reibungsloser ist als 
die frühere.“60

Eine letzte Anstalt ist an dieser Stelle noch zu behandeln: Die Heil- und 
Pflegeanstalt in Novo Celje /Neu Cilli in Slowenien, illustriert doch dieses 
Beispiel besonders eindrücklich den Zusammenhang zwischen der „Aktion 
T4“ und dem Kriegsverlauf. Im Frühjahr 1941 zeichnete sich eine Nieder-
lage des italienischen Bündnispartners auf dem Balkan ab. Hitler sah sich 
zu militärischer Unterstützung gezwungen, um die Bedrohung der Süd-
flanke des Deutschen Reiches durch die Eröffnung einer britischen Front 
abzuwenden. Als es im Königreich Jugoslawien zu einem Putsch gegen die 
deutschfreundliche Regierung kam, entschloss sich Hitler, den Feldzug auf 
Jugoslawien auszudehnen. Am 6. April 1941 griff die Deutsche Wehr-
macht Griechenland und Jugoslawien von Kärnten, der Steiermark sowie 
von Ungarn, Rumänien und Bulgarien aus an. Die Besetzung von Jugosla-
wien war am 17. April 1941 abgeschlossen.61 Slowenien wurde zwischen 
dem Deutschen Reich, Italien und Ungarn aufgeteilt; die vom Deutschen 
Reich beanspruchten Gebiete befanden sich südlich der Steiermark und 
wurden als „Untersteiermark“ dem Reichsgau Steiermark angegliedert. 
Die größte psychiatrische Anstalt des Gebiets war die Heil- und Pflegean-
stalt in Novo Celje (Neu-Cilli) mit 450 Betten. Der ärztliche Leiter Alfred 
Fischer entließ kurz nach der Besetzung 50 Patienten in häusliche Pflege. 
Es waren noch mehr Patienten zur Entlassung vorgesehen, aber die Ange-

                                                      
59 Oliver Seifert: „…dass alle durch uns geholten Patienten als gestorben zu behandeln sind…“. Die 
„Euthanasie“-Transporte aus der Heil- und Pflegeanstalt für Geistes- und Nervenkranke in Hall in Ti-
rol. In: Temporäres Denkmal. Prozesse der Erinnerung. Hg. v. Andrea Sommerauer – Franz Wasser-
mann (Innsbruck 2007) 29-85, hier 68 
60 Lonauer an Czermak, 5.11.1942, zit bei Seifert, Hall 73 
61 Deutsches Historisches Museum, Kriegsverlauf Balkan: http://www.dhm.de/lemo/html/wk2/ 
kriegsverlauf/balkan/ DL 22.12.2007 
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hörigen lehnten es ab, die Patienten zu sich zu nehmen.62 Im Mai 1941 
wurden die „T4“-Meldebögen an die Anstalt Novo Celje übermittelt, An-
fang Juni erschien eine Ärztekommission, die die entsprechenden Begut-
achtungen vornahm.63 Am 9. Juni ging der Transport mit 357 PatientInnen 
nach Hartheim ab.64

 

                                                      
62 Tone Ferenc, Die nazistische „Euthanasie“ in Slowenien im Jahre 1941. Manuskript, Bibliothek 
des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstands, 18811. o. O., o. J., 110. Ferenc wertete 
in seiner Arbeit die Akten der slowenischen Untersuchungskommission (KUZOP) aus, die nach dem 
Krieg zur Untersuchung der Verbrechen der deutschen Besatzung eingerichtet worden war. 
63 Ebd. 112 
64 Transportkalendarium Hartheim, Dokumentationsstelle Hartheim des OÖLA 
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Tabelle 1: Opferquote der staatlichen Heil- und Pflegeanstalten der „Ostmark“65

Anstalt Betten 
(„T4“)66

Meldebogen67 Opfer 
„T4“68

 

Opferquote 
bezogen auf 
Bettenanzahl  

Niedernhart 1123 1359 762 67,85  

Mauer-Öhling 2000 1951 1269 63,45  

Ybbs 1650 1634 1364 82,66  

HPA Gugging  1120 1406 569 50,8  

Kinder Gugging69 250 330 106 42,4 

Steinhof 4140 4432 2010 48,55 

Feldhof 2110 2371 1177 55,78 

Klagenfurt 680 982 554 81,47 

Salzburg 522 549 264 50,57 

Hall/Tirol 780 793 360 46,15 

Valduna/Rankweil 550 485 342 70,51 

Novo Celje 
(Untersteiermark) 

(„T4“ keine 
Eintragung) 
(400)70

356 357 89,25 

Die Daten der ersten beiden Spalten – Bettenanzahl und Meldebogen – wurden der „Liste 
der deutschen Anstalten für Geisteskranke und Schwachsinnige per 31.8.1941“ entnom-
men, die am Ende der „Aktion“ von der Zentraldienststelle erstellt wurde. Die Opferzahlen 
(3. Spalte) wurden seit dem Jahr 2000 von der Dokumentationsstelle Hartheim des OÖLA 
in verschiedenen Rechercheprojekten erhoben. Für die oben angeführten großen staatlichen 
Anstalten sind die Recherchen abgeschlossen; derzeit arbeitet die Dokumentationsstelle an 
einer Erfassung der „T4“-Opfer aus kleineren Anstalten mit konfessioneller bzw. privater 
Trägerschaft. In manchen Fällen liegt die Anzahl der Meldebogen über der Bettenzahl: dies 
ist daraus zu erklären, dass die Erfassung der PatientInnen per Meldebogen regelmäßig in 
monatlichem bzw. halbjährlichem Abstand durchgeführt werden musste, zumindest bis ins 
Jahr 1944.71

                                                      
65 Die hier berechneten Opferquoten besitzen einen gewissen Unsicherheitsfaktor: die Bettenzahl 
bzw. Belegzahl der Anstalten. Die Zahlen der Zentraldienststelle sind zwar realitätsnahe, sprechen 
doch alle zeitgenössischen Berichte von einer z. T. katastrophalen Überbelegung der Anstalten. Für 
eine höhere Validität dieser Daten wäre aber eine eigene Erhebung in den Verwaltungsakten der ent-
sprechenden Anstalten nötig, um die reale Belegzahl vor Beginn der „Aktion T4“ zu erheben. 
66 Liste der deutschen Anstalten für Geisteskranke und Schwachsinnige per 31.8.1941. Heidelberger 
Dokumente, 125291 – 125334, HHStA Wiesbaden, Abt. 631a, Nr. 205/10 
67 Ebd. 
68 Transportkalendarium Hartheim, Dokumentationsstelle Hartheim des OÖLA  
69 Pflege- und Beschäftigungsanstalt für schwachsinnige Kinder, Gugging (Träger: Land Niederös-
terreich) 
70 Bettenzahl nach Tone Ferenc (wie Anm. 60) 
71 Siehe hierzu: Merkblatt zur Ausfüllung der Meldebogen. In: Alexander Mitscherlich – Fred Miel-
ke (Hg), Medizin ohne Menschlichkeit. Dokumente des Nürnberger Ärzteprozesses (Frankfurt/Main 
1995) 245 f. 
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Im Zuge der „Aktion T4“ wurden 62,4 % der PatientInnen staatlicher Heil- 
und Pflegeanstalten der „Ostmark“ (inklusive der Untersteiermark) getötet. 
Die höchste Opferquote hatte mit nahezu 90 % die Anstalt Novo Celje 
(Neu-Cilli) zu verzeichnen. Die Anstalt Ybbs verlor 82,6 % ihrer Pa-
tientInnen, Klagenfurt 81,4 %. Die Anstalten Valduna mit einer Opferquo-
te von 70 % und die Anstalt Niedernhart mit 67,8 % liegen ebenfalls signi-
fikant über den von Faulstich für Anstalten im „Altreich“ erhobenen Pro-
zentsätzen. 

Verwendung des freigewordenen 
Anstaltsraumes 

Obwohl die „Aktion“ mit 24. August 1941 auf Befehl Hitlers abgebrochen 
wurde, bestand die Organisation von „T4“ weiter. Die leitenden Personen 
der Zentraldienststelle rechneten fest mit einer Wiederaufnahme der „Ak-
tion“, wenn die Umstände günstiger seien. Bis zu diesem erwarteten Zeit-
punkt arbeiteten die Experten der Zentraldienststelle an einer Auswertung 
der Ergebnisse der „Aktion“ und führten ihre Planungen über eine Reorga-
nisation des psychiatrischen Anstaltswesens weiter. Außerdem endete die 
Abwicklung der Sterbefälle nicht mit der Einstellung der „Aktion“. Die 
Zentrale Verrechnungsstelle blieb bis 1944 aktiv. Auch die Meldebogenak-
tion wurde weiter geführt, da die Anstalten verpflichtet waren, bei einer 
Veränderung des Patientenstandes monatlich bzw. halbjährlich die entspre-
chenden Meldebogen auszufüllen; damit lief auch die Gutachtertätigkeit 
weiter. Die Meldebogenpflicht der Anstalten endete erst 1944. Hintergrund 
dieser Maßnahmen war die Intention der Zentraldienststelle, die im Rah-
men der „Aktion“ begonnene Registrierung der AnstaltspatientInnen fort-
zuführen und als Basis für einen Neustart der „Aktion“ flächendeckend 
auszubauen.72

In diesem Kontext sind verschiedene Statistiken zu sehen, die von der 
Zentraldienststelle 1942 angefertigt wurden und die als der Versuch ge-
wertet werden können, eine Erfolgsbilanz der „Aktion“ zu präsentieren. Es 
geht in diesem Zusammenhang um eine Aufstellung der durch die „Ak-

                                                      
72 Faulstich, Hungersterben 296 
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tion“ frei gewordenen Anstaltsbetten und ihre weitere Verwendung. Für 
die Anstalten der Ostmark ergibt sich mit Jänner 1942 folgendes Bild73: 
 

Anstalt Verwendungszweck Betten 

Mauer-Öhling Umsiedler 640 

Gugging NSV 120 

Wagner v. Jauregg´sche 
HPA (Vormals Steinhof) 

Luftverwundete 454 

 Reservelazarett 135 

 Arbeitsanstalt für asoziale Frauen 64 

Ybbs/Donau Reservelazarett 600 

Salzburg TBC-Asyl 40 

Feldhof  Reservelazarett 600 

 Asoziale Tuberkulöse 20 

Kärnten Med. Abteilung des 
Gau-Krankenhauses 

252 

Neu-Cilli Ausbildung Wehrmänner 300 

Valduna Reservelazarett 500 

 

Diese Momentaufnahme gibt noch nicht den endgültigen Stand der ander-
weitigen Verwendung von Betten in staatlichen Heil- und Pflegeanstalten 
wieder. Die Patiententötungen endeten nicht mit dem „T4“-Stopp, sie ver-
lagerten sich nunmehr im Rahmen der dezentralen Anstaltseuthanasie auf 
die Ebene der Anstalten selbst. Zur Verteilung der Betten auf die einzelnen 
Institutionen ist zu bemerken, dass sie nicht auf Basis zentraler Planungen 
erfolgte, sondern in durchaus heftiger Konkurrenz der einzelnen Dienst-
stellen der Gauverwaltungen, der NSDAP und ihren Gliederungen, sowie 
der „Volksdeutschen Mittelstelle“.74 Auch in Anstalten, die in der obigen 
Aufstellung nicht enthalten sind, wurden freigewordene Betten anderwei-
tig verwendet, wie z. B. in der Anstalt Niedernhart, in der ebenfalls ein Re-
servelazarett eingerichtet wurde. 

                                                      
73 Übersicht über die Verteilung der in Heil- und Pflegeanstalten nicht mehr für Geisteskranke ver-
wendeten Betten. Heidelberger Dokumente 126862-126865 sowie 126526-126528 
74 Siehe Faulstich, Hungersterben 268  
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Die Erfassung der Anstalten 
mit konfessioneller oder privater Trägerschaft 

Wie oben ausgeführt, hatte die Erfassung der PatientInnen der großen 
staatlichen Anstalten der Ostmark für die Zentraldienststelle absolute Prio-
rität, auch und vor allem deswegen, weil in diesen Anstalten die Mehrheit 
der potentiellen Opfer untergebracht war. Die Ermordung dieser Personen 
band im Jahr 1940 die Kapazitäten der Tötungsanstalt Hartheim nahezu 
vollständig. So erfolgte der Beginn der Erfassung der kleineren konfessio-
nellen und privaten Anstalten zwar schon ungefähr ab Juni 1940, wie bei-
spielsweise im Reichsgau Oberdonau. Mit 7. Juni 1940 traf ein Brief des 
RMdI an die „Leiter der Evgl. Diakonissenanstalt f. inn. Mission in den 
Gauen Ob.Donau, Salzburg, Tirol“75 in der Anstalt Gallneukirchen ein mit 
der Aufforderung zur Ausfüllung der Meldebogen 1 und 2 bis zum 
1. August 1940. Der zuständige Referent der Abteilung IIIa der Reichs-
statthalterei Oberdonau bekräftigte in seinem Schreiben vom 29. Juni 1940 
diese Aufforderung: „Ich ersuche Sie die Ausfertigung mit besonderer 
Sorgfalt vorzunehmen und dem Herrn Reichsminister vorzulegen.“76 Die 
Meldebogen wurden von der Anstaltsleitung ausgefüllt, aber erst am 
13. Jänner 1941 erfolgte der Abtransport von 64 Pfleglingen „nach Son-
nenstein in Sachsen, als kriegswichtige Maßnahme“.77 In Wirklichkeit 
wurden die Frauen und Männer im 20 Kilometer entfernten Hartheim er-
mordet. 
Für viele dieser Anstalten in Oberdonau, Salzburg, Tirol und Steiermark 
ist ein Vorgehen der „T4“-Organisatoren überliefert, das, ähnlich wie das 
Procedere bei der Erfassung der PatientInnen der großen staatlichen An-
stalten, durch den Einsatz von „T4“-Gutachtern charakterisiert ist. Aller-
dings wurden die kleinen Anstalten nicht von einer Gutachterkommission 
heimgesucht, vielmehr wurde dies von einzelnen „T4“-Gutachtern erle-
digt: für Rudolf Lonauer, Georg Renno, Ernst Sorger, Oskar Begusch ist 
diese Vorgangsweise belegt. Nachdem bei den kleineren Anstalten in der 
Regel zwischen dem Ausfüllen der Meldebogen und der Abholung der 
PatientInnen mindestens sechs, oft aber neun oder zehn Monate verstri-
                                                      
75 Archiv des Evangelischen Diakoniewerks Gallneukirchen, Schreiben des RMdI IV g 5446 II/40 
vom 7.6.1940 
76 Archiv des Evangelischen Diakoniewerks Gallneukirchen, Schreiben des Reichsstatthalters in 
Oberdonau, IIa/M-1-1438/1 vom 29.6.1940 
77 Franziska Dolch, Die Vernichtung „unwerten Lebens“ in Gallneukirchen. Manuskript, Archiv des 
Evangelischen Diakoniewerkes Gallneukirchen, o. J., 6 
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chen, wurde die Situation von Renno oder Lonauer vor dem endgültigen 
Abtransport noch einmal überprüft und vor Ort die PatientInnen für die 
Transporte ausgewählt. So stellte Lonauer persönlich am 19. April 1941 
einen Transport von 115 PatientInnen in der Anstalt Schernberg der Barm-
herzigen Schwestern zusammen, der drei Tage später die Anstalt in Rich-
tung Hartheim verließ.78 Bemerkenswert erscheint, dass auch im Fall der 
Anstalten mit nicht-staatlicher Trägerschaft zunächst die größeren Institu-
tionen ins Visier der „T4“-Planer gerieten, wie die Evangelische Diakonis-
senanstalt in Gallneukirchen (278 Betten), die Caritas-Anstalt Bruck/ 
Glocknerstraße für schwachsinnige Kinder (100 Betten), die Versorgungs-
anstalt der Barmherzigen Schwestern in Schernberg (185 Betten), das Pi-
us-Institut Bruck/Mur (160 Betten), das St. Josefs-Institut in Mils /Tirol 
(215 Betten). 
 

 Betten 
(„T4“) 

Meldebögen Opfer Opferquote 

Diakonie Gallneukichen/ 
Oberdonau 

278 211 64 23,02 

Caritas-Anstalt 
Bruck/Salzburg 

100 88 36 36 

Versorgungsanstalt 
Schernberg/Salzburg 

185 172 115 

 

62,16 

St-Josefs-Institut 
Mils/Tirol 

215 206 67 

 

31,16 

 

Fürsorgeheim im Kloster 
Baumgarteberg/ 
Oberdonau 

250 164 117 46,8 

 

Bewahranstalt für idioti-
sche Kinder in Mariatal / 
Kramsach (Tirol) 

70 63 61 87,14 

Betten und Meldebogen: Liste der deutschen Anstalten für Geisteskranke und Schwach-
innige per 31.8.1941; Opferzahlen: Dokumentationsstelle Hartheim/ Transportkalendarium s 

Betrachtet man den Ablauf der „Aktion“ in den letzten Monaten vor dem 
„Euthanasiestopp“, so entsteht der Eindruck größter Hektik. Zwischen die 
Transporte aus den großen staatlichen Anstalten werden nun vielfach 
Transporte aus den kleinen Anstalten eingeschoben. Zusätzlich begann mit 
Anfang April 1941 die als „Sonderbehandlung 14f13“ bezeichnete Selek-
                                                      
78 Hinterhuber, Ermordet und vergessen 41 
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tion und Tötung von Konzentrationslagerhäftlingen in den Tötungsanstal-
ten Hartheim, Bernburg und Sonnenstein.79

Die Quellenlage für die kleineren Anstalten (Armenhäuser, Versorgungs-
häuser, Siechenhäuser, Fürsorgeanstalten, Bewahranstalten etc.) ist sehr 
unterschiedlich. Da Ende 1944 in der Tötungsanstalt Hartheim damit be-
gonnen wurde, Aktenmaterial der „Aktion“ zu vernichten und Lonauer als 
Leiter der Zwischenanstalt Niedernhart Anfang 1945 ebenfalls einen gro-
ßen Teil der Unterlagen vernichtete, bilden die Patientenverzeichnisse der 
Abgabeanstalten sowie die dort erhalten gebliebenen Verwaltungsakten oft 
die einzigen Quellen, aus denen sich die Namen der Hartheimer Opfer und 
der Ablauf der „Aktion“ rekonstruieren lässt. Viele der kleineren Betreu-
ungseinrichtungen hörten mit Kriegsende auf zu existieren; in anderen ge-
rieten die entsprechenden Akten in Verlust oder wurden vernichtet. Derzeit 
laufen in der Dokumentationsstelle Hartheim des Oberösterreichischen 
Landesarchivs mehrere Rechercheprojekte, in denen die Opfer dieser klei-
nen Anstalten, Fürsorgeheime, Versorgungshäuser etc. erfasst werden sol-
len. Bis heute sind in der Dokumentationsstelle Hartheim 16.047 der 
18.269 Opfer der Tötungsanstalt Hartheim namentlich erfasst. Die restli-
chen 2222 Opfer, deren Herkunft noch nicht eruiert werden konnte, stam-
men zum einen aus den oben besprochenen kleinen Institutionen, zum an-
deren enthält diese Ziffer eine bislang unbekannte Anzahl von Opfern aus 
der Anstalt Dobrany/Wiesengrund bei Pilsen, eine der größten staatlichen 
Anstalten des Sudetengebiets, die auch zum Einzugsgebiet der Tötungsan-
stalt Hartheim gehörte.80

                                                      
79 Siehe den Beitrag von Florian Schwanninger zur „Aktion 14f13“ in diesem Band. 
80 2007 begann ein EU-Kooperationsprojekt der Gedenkstätte Pirna-Sonnenstein, der Dokumenta-
tionsstelle Hartheim und der Universität Prag zur Erfassung der NS-Euthanasieopfer im Sudetengebiet. 
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Der „Stopp“ der „Aktion“ im August 1941 
und der Übergang zur dezentralen 
Anstaltseuthanasie 

Die „Aktion T4“ wurde durch einen Befehl Hitlers am 24. August 1941 
abrupt beendet; schriftliche Unterlagen darüber existieren nicht. Den Tö-
tungsanstalten wurde die Anweisung telefonisch übermittelt und traf die 
dort Tätigen vollkommen überraschend. In der Literatur wird mittlerweile 
ein komplexes Ursachengeflecht für den „Stopp“ verantwortlich gemacht, 
wobei vor allem ein Faktor besonderes Gewicht besaß. 1941 musste das 
NS-Regime vermehrte Unruhe in der Bevölkerung konstatieren, die gerade 
zum Zeitpunkt des Kriegsbeginns gegen die Sowjetunion als Gefährdung 
der öffentlichen Stimmungslage gewertet wurde.81 Öffentlich ausgespro-
chen wurden diese Bedenken und Ängste in der berühmten Predigt des 
Münsteraner Bischofs Clemens August Graf von Galen vom 3. August 
1941, die schnell in Abschriften im ganzen Reich verbreitet wurde.82

In der „Ostmark“ war, bedingt durch die vielen Transporte aus den großen 
staatlichen Anstalten und durch die Existenz der Tötungsanstalt Hartheim, 
die Unruhe besonders groß und die Gerüchte über das Schicksal der ab-
transportierten Kranken de facto überall virulent. Im oberösterreichischen 
Zentralraum, dem Gebiet im Städtedreieck Linz – Wels – Steyr, war die 
Existenz der „grauen Busse“, die die PatientInnen in die Tötungsanstalt 
brachten, allgemein bekannt. Die Gerüchte gingen aber noch weiter: es sei 
beschlossene Sache, dass auch alte, kranke Menschen abtransportiert wür-
den; man sprach auch davon, dass in Hartheim schwerverwundete Solda-
ten ermordet würden.83 In einem Brief des ärztlichen Direktors der Anstalt 
Mauer-Öhling, Michael Scharpf, an den Reichsstatthalter und Gauleiter 
von Niederdonau, Jury, zeichnet Scharpf das Bild einer aufgebrachten Be-
völkerung: „… unseren Kranken ist das Schicksal dieser Überstellten auch 
bekannt geworden und es spielen sich die ergreifendsten Szenen ab (…) 
Die einen gebärden sich verzweifelt und bitten, ich solle sie zurückbehal-

                                                      
81 Wie ernst die nationalsozialistische Führung Anzeichen für negative Stimmungen der Bevölkerung 
nahm zeigt Götz Aly in seiner Studie, Hitlers Volksstaat. Durchgesehene und erweiterte Ausgabe 
(Frankfurt/Main 2006) 
82 Kurt Nowak, „Euthanasie“ und Sterilisierung im „Dritten Reich“. Die Konfrontation der evangeli-
schen und der katholischen Kirche mit dem „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ und der 
„Euthanasie“-Aktion (Göttingen 1984) 163 ff. 
83 Erhebungsbericht des Landesgendarmeriekommandos für Oberösterreich in Linz vom 29.12.1947, 
Vg 8 Vr 2407/46. In: HHStA Wiesbaden Abt. 631a , Nr. 850 („Kopien aus österreichischen Akten“) 
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ten und vor dem Tod erretten (..) Auch Angehörige von Kranken kommen 
mit derselben Bitte (…) Andere Patienten beschimpfen mich als Mörder 
oder bedrohen mich; in den Briefen der Angehörigen von Patienten sind 
Beschimpfungen und Bedrohungen für mich und die ganze Anstalt wie 
auch alle Behörden in der schrecklichsten Art enthalten. Wenn ich nach 
Amstetten oder Linz komme oder in die Umgebung, werde ich von Ärzten 
und ehemaligen Kollegen mit Bestürzung angefahren, ob es denn Wirk-
lichkeit sei, (…) – auch illegale Kollegen sind darunter. (…) mein Kind ist 
weinend von der Linzer Oberschule nach Hause gekommen, weil ihr die 
Mitschülerinnen vorgeworfen haben, dass ihr Vater die Geisteskranken 
umbringen lasse, damit die Bessarabier doppelte Karten bekommen. (…) 
in der Gemeinde Wallsee (waren) schon öffentliche Störungen … , als aus 
dem dortigen Armenhaus Insassen mit den berüchtigten Autos abgeholt 
wurden (…) Es ist hier im Kreis Amstetten und in Linz unter den Ärzten, 
auch nationalsozialistischen, die Auffassung, dass mit Einführung des Erb-
gesundheitsgesetzes dem Zwecke, den Staat vor krankem Nachwuchs zu 
bewahren ….genügsam geholfen werden könne und dass diese letzten 
Maßnahmen wenigstens durch ein Gesetz geschützt werden sollen oder 
doch während der Kriegszeit das Volk nicht erregt werden soll.“84 Interes-
sant ist, wie offenbar in der Bevölkerung ein kausaler Zusammenhang zwi-
schen dem Abtransport der Kranken und der Unterbringung der Umsiedler 
(Bessarabiendeutsche) hergestellt wird. 
Besonders groß war die Beunruhigung der Bevölkerung in Wien; so kam 
es vor der Anstalt „Am Steinhof“ zu Demonstrationen, die „angeblich den 
Einsatz von Polizei und SS notwendig gemacht haben“.85 Diese Moment-
aufnahmen von Aufregung und auch Widersetzlichkeit sowie die Verbrei-
tung von Gerüchten über eine Einbeziehung alter Menschen und verwun-
deter Soldaten in die unheilvollen Transporte illustrieren, wie die inten-
dierte Geheimhaltung der „Aktion T4“ lückenhaft wurde. Diese Entwick-
lung und die damit verbundenen Ängste in der Bevölkerung waren letzt-
lich ausschlaggebend für den Abbruch der „Aktion“. 
Allerdings war das Sterben in den Anstalten damit noch nicht zu Ende: die 
Patiententötungen wurden in einzelnen Anstalten ohne Planung der Zent-
raldienststelle weiter geführt. Bei einer Betrachtung jener Institutionen der 

                                                      
84 Dr. Michael Scharpf an den Reichsstatthalter und Gauleiter Dr. Hugo Jury, 24.1.1941. In: Michae-
la Gaunerstorfer, Die psychiatrische Heil- und Pflegeanstalt Mauer-Öhling 1938-1945 (Dipl.arbeit 
Univ. Wien 1989) Anhang 17-19 
85 Susanne Mende, Die Wiener Heil- und Pflegeanstalt „Am Steinhof“ im Nationalsozialismus 
(Frankfurt/Main 2000) 100 

 



60  Oberösterreich in der Zeit des Nationalsozialismus 

„Ostmark“, in denen diese „dezentrale Anstaltseuthanasie“ durchgeführt 
wurde, finden wir starke Kontinuitäten. Zum einen handelt es sich vor-
wiegend um jene staatlichen Anstalten, die auch schon von der „Aktion 
T4“ schwer betroffen waren, und zum anderen werden in der „dezentralen 
Anstaltseuthanasie“ – nun aktiv tötend – die schon bekannten Ärzte tätig, 
die als „T4“-Gutachter oder Koordinatoren an der Abwicklung der „Aktion 
T4“ mitgewirkt hatten. Die PatientInnen wurden durch Hunger, Kälte, 
gezielte Vernachlässigung und Medikamente wie Luminal oder Mor-
phium-Skopolamin getötet. Die „dezentrale Anstaltseuthanasie“ erreichte 
in einzelnen Anstalten Dimensionen, die an die „Aktion T4“ herankom-
men oder sie sogar übertreffen. So starben in der Anstalt „Am Steinhof“ in 
den Jahren 1942-1945 2500 PatientInnen, deren Tod auf Maßnahmen der 
„dezentralen Anstaltseuthanasie“ zurückgeführt werden kann.86 Die „de-
zentrale Anstaltseuthanasie“ und die „Aktion T4“ sind wohl die dunkelsten 
Kapitel der NS-Sozial- und Gesundheitspolitik. Im Fall der „dezentralen 
Anstaltseuthanasie“ erwächst ein besonderes Grauen aus der Tatsache, 
dass hier ein Modell des „therapeutischen Tötens“ zum Tragen kommt, das 
dem behandelnden Arzt die Beendigung des Lebens kranker Menschen 
nach Abwägung ihres möglichen „Restnutzens“ freistellte und dass viele 
Ärzte diese Möglichkeit zur Wirklichkeit werden ließen. 
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Zur Geschichte der NS-Euthanasie in Wien Teil II (Wien/Köln/Weimar 2002) 113-143, hier 141 
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„STERBEN HÄTTE SIE AUCH HIER KÖNNEN“. 
DIE „EUTHANASIE“-TRANSPORTE AUS DER 

HEIL- UND PFLEGEANSTALT HALL IN TIROL NACH 
HARTHEIM UND NIEDERNHART 

Oliver Seifert 

Anfang Mai 1941 erhielt Dr. Ernst Klebelsberg, seit 1925 Primar der Heil- 
und Pflegeanstalt in Hall, einen Brief.1 Absenderin war eine empörte Mut-
ter, deren Tochter am 20. März 1941, zusammen mit weiteren 91 Pa-
tientInnen, aus der Anstalt abgeholt und in die „Landesanstalt Hartheim“ 
bei Linz gebracht worden war. Dass es sich bei dieser „Landesanstalt“ in 
Wahrheit um eine Tötungsanstalt handelte, in der psychisch Kranke und 
Menschen mit geistiger Behinderung systematisch umgebracht wurden, 
dürfte den Angehörigen zum damaligen Zeitpunkt wohl nicht bekannt ge-
wesen sein. Dennoch stand für die Mutter fest, dass ihre 27-jährige Tochter 
keines natürlichen Todes gestorben war. Diese Überzeugung brachte sie 
im Brief an Klebelsberg vehement zum Ausdruck: 
„Nun haben Sie Ihre größte Tat vollbracht und das arme Mädel vernichten 
lassen. […] Diese qualvollen Tage unserer lieben armen Olga vom 
20. März bis zur Vernichtung die werden Sie in eigenen Kreisen zu spüren 
bekommen es gibt einen höheren der Ihnen den Boden heiß machen wird, 
wie er Ihnen gebührt.“2

Olga Sommer3 war eine von insgesamt 360 PatientInnen, die während der 
NS-Schreckensherrschaft entweder aus der oder über die Haller Anstalt ab-
transportiert und in Schloss Hartheim sowie in der Heil- und Pflegeanstalt 
Niedernhart bei Linz getötet wurden. Von der Vorbereitung und Durchfüh-
                                                      
1 Der vorliegende Beitrag ist eine überarbeitete und ergänzte Fassung des vom Autor verfassten 
Aufsatzes: „daß alle durch uns geholten Patienten als gestorben zu behandeln sind…“. Die „Euthana-
sie“-Transporte aus der Heil- und Pflegeanstalt für Geistes- und Nervenkranke in Hall in Tirol. In: 
Temporäres Denkmal. Prozesse der Erinnerung. Hg. v. Andrea Sommerauer – Franz Wassermann 
(Innsbruck/Wien/Bozen 2007) 29-77 
2 TLA (Tiroler Landesarchiv), Reichsstatthalterei (RStH) in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medi-
zinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 (Verlegung von Patienten in andere Anstalten), M. Sommer 
an Primar Klebelsberg, 9.5.1941 
3 Entgegen üblicher Gepflogenheiten wird in diesem Aufsatz auf die Anonymisierung der Opfer 
verzichtet. Da der Beitrag ursprünglich in einem Dokumentationsband erschien, dessen ausdrückliches 
Ziel es war „die Ermordeten der Vergessenheit zu entreißen“, wurden dort die Namen aller Opfer ver-
öffentlicht, sodass an dieser Stelle eine „Re-Anonymisierung“ wenig sinnvoll scheint. Vgl. zu den Hin-
tergründen und Intentionen des Kunstprojektes von Franz Wassermann Andrea Sommerauer – Franz 
Wassermann, Gedanken zu diesem Buch. Eine Leseanleitung. In: Dies., Temporäres Denkmal 8-136 
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rung der so genannten Transporte, von den an der „Euthanasie“-Aktion be-
teiligten Personen, vom Widerstand dagegen, aber auch von den Opfern 
und deren Angehörigen soll im vorliegenden Aufsatz die Rede sein. 

Abb. 1: Ansicht der Heil- und Pfleganstalt Hall (1960). Die Anstalt war bereits 1830 
gegründet worden und galt insbesondere in der Mitte des 19. Jahrhunderts als vorbildliche 
Einrichtung. 

Die Quellenlage 

In der Nachfolgeinstitution der Heil- und Pflegeanstalt Hall, dem heutigen 
Psychiatrischen Krankenhaus des Landes Tirol, wird momentan an einer 
Archivierung des Quellenbestandes gearbeitet.4 Dabei hat sich gezeigt, 

                                                      
4 Der Autor war mit Unterbrechungen von April 2005 bis Februar 2007 bei diesem Projekt mit dem 
Namen „Das Archiv der Landesirrenanstalt/Heil- und Pflegeanstalt/PKH Hall“, das in Kooperation 
zwischen dem PKH Hall und dem Institut für Geschichte und Ethnologie an der Universität Innsbruck 
durchgeführt und vom Tiroler Wissenschaftsfonds und vom PKH Hall finanziert wurde, beschäftigt. 
Momentan wird die Historikerstelle vom Verein zur Förderung der wissenschaftlichen Psychiatrie im 
Primariat B des Psychiatrischen Krankenhauses finanziert. 
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dass für die zahlenmäßige Rekonstruktion der Transporte in erster Linie 
die Aufnahmebücher von Bedeutung sind. In diesen Büchern wurden alle 
PatientInnen am Tag ihrer Aufnahme erfasst und auch das Datum und das 
Ziel der Entlassung vermerkt. Das Anamneseblatt und die Krankheitsver-
laufsbeschreibung des jeweils letzten stationären Aufenthaltes wurden den 
Frauen und Männern in der Regel bei den Überstellungen nach Hartheim 
und Niedernhart mitgegeben, so dass diese Quelle in Hall bisher nicht ein-
sehbar war. Bei einer Recherche im Bundesarchiv Berlin im Mai 2007 
zeigte sich jedoch, dass dort im Bestand R 179 insgesamt 219 Krankenak-
ten von Haller Opfern erhalten geblieben sind. Eine genaue Auswertung 
steht allerdings noch aus5 Nicht gefunden wurden bis zum heutigen Tag 
die allgemeinen Verwaltungsakten der Anstalt, die für eine Rekonstruktion 
der Vorgänge von großem Forschungsinteresse wären. Vergeblich war 
bisher auch der Versuch, ehemalige Pflegerinnen und Pfleger ausfindig zu 
machen, die während der NS-Zeit ihren Dienst in Hall versahen und somit 
als ZeitzeugInnen befragt werden könnten. 
Nur bei wenigen Taten des NS-Regimes ist die Geschichtswissenschaft in 
so hohem Maß auf die von den Gerichten überlieferten Quellen angewie-
sen, wie dies bei der „Euthanasie“ der Fall ist.6 Die Hauptquelle für die 
Rekonstruktion der Vorbereitung und der Durchführung der „Euthanasie“-
Transporte“ sind auch in Tirol die Akten aus dem Volksgerichtsprozess 
gegen Dr. Hans Czermak aus dem Jahr 1949, der als Leiter der Abtei-
lung III („Volkspflege“) zusammen mit Gauleiter Franz Hofer von Anfang 
an in die reichsweiten Planungen eingeweiht und hauptverantwortlich für 
die Durchführung der Transporte war. In diesem Prozess wurden die Vor-
gänge während der NS-Zeit an Hand von umfangreichen ZeugInnenbefra-
gungen nachgezeichnet. Allerdings muss einschränkend hinzugefügt wer-
den, dass Angeklagte und ZeugInnen vor Gericht natürlich stets auch dar-
um bemüht sind, einen möglichen Tatbeteiligungsverdacht weit von sich 
zu weisen bzw. die eigenen Verstrickungen in die Vorgänge als möglichst 
harmlos darzustellen, um sich mit ihren Aussagen nicht selbst zu belasten. 
Eine weitere Einschränkung ergibt sich aus der Tatsache, dass Polizei, 
Gendarmerie und Gericht in der Nachkriegszeit einen sehr eingeschränkten 

                                                      
5 Allgemein zum Bestand R 179: Peter Sander, Die „Euthanasie“-Akten im Bundesarchiv. Zur Ge-
schichte eines lange verschollenen Bestandes. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte H. 47 (1999) 
385-400 
6 Martin Achrainer – Peter Ebner, „Es gibt kein unwertes Leben“. Die Strafverfolgung der „Eutha-
nasie“-Verbrechen. In: Holocaust und Kriegsverbrechen vor Gericht. Der Fall Österreich. Hg. v. Tho-
mas Albrich – Winfried R. Garscha – Martin F. Pollaschek (Innsbruck/Wien/Bozen 2006) 57 
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Wissenshorizont in Bezug auf die NS-“Euthanasie“ hatten und daher ande-
re Fragen stellten, als dies heute aus einem Abstand von über 60 Jahren 
nach vielen Jahren der Forschung der Fall ist. Aus diesen Gründen sind die 
Darstellungen im Gerichtsverfahren zum Teil nur eingeschränkt aussage-
kräftig. Vom Entstehungszusammenhang eng mit den Gerichtsakten ver-
bunden ist jener Aktenbestand im Tiroler Landesarchiv, der von der Bun-
despolizeidirektion Innsbruck im Zuge der Ermittlungen im Jahre 1946 
über die „Euthanasie“ in Tirol angelegt wurde und als Grundlage für das 
Gerichtsverfahren diente. 
Neben diesen Akten wurden auch jene aus der Abteilung IIb bei der Lan-
deshauptmannschaft Tirol (1938/39) und jene aus der Nachfolgeabteilung 
IIIa1 (medizinische Angelegenheiten) beim Reichsstatthalter in Tirol und 
Vorarlberg (1940-1945), deren Leiter Czermak war, berücksichtigt. Aus 
diesem Bestand fehlt allerdings ein wichtiger Akt mit der Bezeichnung 
„Verlegung von Patienten in andere Anstalten“.7 Der betreffende Akt wur-
de am 2. April 1963 an die Abteilung Vc bei der Tiroler Landeregierung 
abgegeben und dort laut Einlaufsprotokoll zwei Tage später mit der Be-
zeichnung „Tötung Geisteskranker während der NS-Zeit 1941-1943“ (Ge-
schäftszahl 407/Registraturzeichen 500) registriert. Dass dieser Akt in wei-
terer Folge „skartiert“, also vernichtet wurde, zeigt einmal mehr die feh-
lende Bereitschaft der Nachkriegsgesellschaft, sich mit den Verbrechen der 
NS-Zeit auseinanderzusetzen. Im Gegenteil, Quellen mit hohem Informa-
tionsgehalt wurden noch 20 Jahre danach einfach beseitigt und somit eine 
weitere Aufarbeitung verunmöglicht. Auf Grund der geschilderten Quel-
lenlage versteht es sich von selbst, dass eine Rekonstruktion des Ablaufs 
der „Euthanasie“ in Tirol unvollständig bleiben muss und viele Fragen 
nach wie vor lediglich gestellt, aber nicht beantwortet werden können. 

                                                      
7 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1943 
(Heil- und Pflegeanstalten), Einlegezettel Abt. Vc, 2.4.1963 
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Die Vorbereitungen zur „Euthanasie“ im 
Gau Tirol-Vorarlberg 

Die Ermordung der psychisch, geistig und körperlich behinderten Men-
schen erfolgte in verschiedenen Phasen.8 Zeitlich am Anfang stand die Tö-
tung „missgebildeter“ Neugeborener und Kleinkinder in den so genannten 
„Kinderfachabteilungen“ im Rahmen der „Kindereuthanasie“ 1939 bis 
1945. Im Gau Tirol-Vorarlberg hat es eine solche Abteilung weder in Hall 
noch an der psychiatrischen Klinik in Innsbruck gegeben. Ob auch Säug-
linge und Kleinkinder aus dem Gau erfasst wurden, und wohin möglicher-
weise betroffene Kinder dann gebracht wurden, liegt nach wie vor im 
Dunkeln. Offenbar kamen sie nicht in die Anstalt „Am Spiegelgrund“ und 
vermutlich auch nicht – was auf Grund der räumlichen Nähe denkbar wäre 
– in die Münchner Anstalt Egelfing-Haar, wo ebenfalls eine „Kinderfach-
abteilung“ eingerichtet worden war, in der über 300 Kinder ermordet wur-
den.9 Bemerkenswert ist jedoch, dass aus Hall auch drei jeweils 16-jährige 
Mädchen und ein 6-jähriger Junge nach Hartheim bzw. Niedernhart depor-
tiert wurden. 
In der zeitlich zweiten Phase, die ab 1940 parallel neben der Ermordung 
der Kinder durchgeführt wurde, begann man mit der Tötung von Patien-
tInnen der Heil- und Pflegeanstalten des deutschen Reiches im Rahmen 
der „Aktion T4“. Die Bezeichnung „T4“ leitete sich von der Adresse der 
Zentraldienststelle her, die in Berlin in der Tiergartenstraße 4 unterge-
bracht war. Diese Zentrale stand unter der Verantwortung des Hauptam-
tes II der Kanzlei des Führers, das von Viktor Brack geleitet wurde. Eben 
dieser Viktor Brack war in der Vorbereitungsphase der „Euthanasie“, die 
unter höchstem Geheimhaltungsgrad stand, mehrmals nach Innsbruck ge-

                                                      
8 Vgl. zum allgemeinen Ablauf der „Euthanasie“ u. a. Wolfgang Neugebauer, Die „Aktion T4“. In: 
Wert des Lebens. Gedenken – Lernen – Begreifen (Begleitpublikation zur Ausstellung des Landes OÖ 
„Wert des Lebens“ in Schloss Hartheim 2003) (Linz 2003) 63 f. 
9 Zum Spiegelgrund: Herwig Czech, Vom Patientenmord zum Genozid. In: Von der Zwangssterili-
sierung zur Ermordung. Zur Geschichte der NS-Euthanasie in Wien II. Hg. v. Eberhard Gabriel – 
Wolfgang Neugebauer (Wien/Köln/Weimar 2002) 183; Waltraud Häupl, Die ermordeten Kinder vom 
Spiegelgrund. Gedenkdokumentation für die Opfer der NS-Kindereuthanasie in Wien (Wien/Köln/ 
Weimar 2006). Unter den aufgelisteten Opfern findet sich nur ein Kind, das 1944 aus dem Gau Tirol-
Vorarlberg nach Wien gebracht wurde (466). In den Aufnahmebüchern des PKH Hall gibt es keinen 
Hinweis auf eine Überstellung an die Kinderfachabteilung „Am Spiegelgrund“. Zu Eglfing-Haar: Petra 
Stockdreher, Heil- und Pflegeanstalt Haar. In: Psychiatrie im Nationalsozialismus. Die Bayerischen 
Heil- und Pflegeanstalten zwischen 1933 und 1945. Hg. v. Michael von Cranach – Hans Ludwig Sie-
men (München 1999) 357-360; Telefonat mit dem Pflegedirektor des Bezirkskrankenhauses Haar bei 
München, Josef Kolbeck, 18.9.2006. Zu Eglfing-Haar müssten noch genauere Recherchen durchge-
führt werden, um hierüber vollständige Gewissheit zu erlangen. 
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kommen, um sich hier mit Gauleiter Franz Hofer zu besprechen.10 
Dr. Czermak, Leiter der staatlichen Gesundheitsverwaltung im Gau, und 
Dr. Josef Malfatti, Gauamtsleiter für Volksgesundheit, wurden bereits zu 
diesem frühen Zeitpunkt von der bevorstehenden „Verlegung von Geistes-
kranken“, wie die Aktion verharmlosend und missverständlich genannt 
wurde, in Kenntnis gesetzt.11

Um die Ermordung einer so großen Anzahl von Menschen überhaupt or-
ganisieren zu können, musste man sich erstmal einen Überblick über die 
bestehenden Anstalten verschaffen. Zu diesem Zweck sollten bereits kurz 
nach Kriegsbeginn, im Oktober 1939, die Heil- und Pflegeanstalten reichs-
weit erfasst werden. In zwei getrennten Meldebögen mussten einerseits die 
einzelnen PatientInnen (Meldebogen 1) der Anstalten und andererseits die 
Anstalten selbst (Meldebogen 2) registriert werden.12 Offensichtlich wur-
den aber diese Meldebögen im Gau Tirol-Vorarlberg erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt bearbeitet. Im Oktober erfolgte nämlich lediglich eine sum-
marische Auflistung aller Einrichtungen. Dass dies nicht aus Nachlässig-
keit oder bewusster Verzögerungstaktik geschah, zeigt die Tatsache, dass 
die AnstaltsleiterInnen im Gau den Meldebogen 2 mit einer detaillierten 
Beschreibung der Einrichtung, mit Angaben zur Bettenzahl, zur tatsächli-
chen Anzahl der PatientInnen oder zum Personalstand, ziemlich zeitgleich 
erst im Juli 1940 ausfüllten. Offensichtlich war der Auftrag erst zu diesem 
Zeitpunkt erfolgt.13 Ob ein Schreiben von Gauleiter Hofer vom 22. Juni 
1940, diesmal in seiner Funktion als Reichsverteidigungskommissar im 
Wehrkreis XVIII, mit der Ausfüllung der Meldebögen in Zusammenhang 
stand, oder ob es sich bei seinem Schreiben um einen von den Meldebögen 
unabhängigen Auftrag handelte, erschließt sich aus den Quellen nicht. Auf 
jeden Fall forderte er in diesem Schreiben – der Bezug zum Meldebogen 2 
ist augenscheinlich – ein Verzeichnis aller im Gau gelegenen Heil- und 
Pflegeanstalten mit einer Auflistung der Verwaltungsträger, des Leitungs-, 
Ärzte- und Pflegepersonals, der Bettenanzahl und dem tatsächlichen Be-
lag, und vor allem eine „kurze Beschreibung, ob es sich um eine Anstalt 
für unheilbar Kranke oder Irrsinnige, Schwererziehbare, Taubstumme usw. 

                                                      
10 Dokumentationsarchiv Österreichischer Widerstand (DÖW), Nr. 11.440, Zeugenvernehmung Her-
bert Parson vor dem Landesgericht (LG) Innsbruck, 2.9.1948 
11 Archiv Edwin Tangl (Privatbesitz Rainer Hofmann), Bundespolizeidirektion Innsbruck (BPDion 
Ibk.) an Staatsanwaltschaft Innsbruck, 10.3.1947; Ebd., Einvernahme Dr. Josef Malfatti durch die 
BPDion Innsbruck, 17.5.1945; Dank an Rainer Hofmann, der mir den Akt zur Verfügung stellte. 
12 Neugebauer, Die „Aktion T4“ 66 f. 
13 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abteilung IIIa1 (medizinische Angelegenheiten, Zl. M-XI 
1941 (Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Meldebögen der einzelnen Anstalten 
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handelt“. Außerdem veranlasste er, die einzelnen Anstalten dahingehend 
zu unterrichten, dass „die Verlegung einer größeren Anzahl von in Heil- 
und Pflegeanstalten, Pflegeheimen usw. untergebrachten Kranken“ auf 
Grund der „gegenwärtigen Lage“ notwendig würde. Sinn der Verlegung 
sei, so Hofer, die Betten für andere Zwecke verwenden zu können. Den 
Kranken sollten bei diesen Verlegungen mittels „Sammeltransporten“ die 
Krankenpersonalakten und die Krankengeschichten mitgegeben werden.14 
Wenige Monate später wurden die Transporte so wie angekündigt auch 
durchgeführt. Inwieweit die Anstaltsleitungen zu diesem Zeitpunkt bereits 
Verdacht schöpften, dass die angekündigten Verlegungen nur eine Tar-
nung für den geplanten Massenmord an ihren PatientInnen waren, ist nicht 
bekannt. Klebelsberg erwähnte bei einer Zeugeneinvernahme 1948, er ha-
be bereits 1940 gerüchteweise davon gehört, dass im „Altreich aus ver-
schiedenen Anstalten Leute unter mysteriösen Umständen verschwinden“. 
Er habe aber nicht daran geglaubt.15

Der beschriebene Ablauf zeigt, in welchem Ausmaß Gauleiter Hofer und 
in weiterer Folge auch Czermak von Anfang an in die Vorbereitungen 
involviert waren. Und nicht nur das. Es zeigt sich keine Spur von Verwei-
gerung oder gar Widerstand. Auch wenn Czermak – und nicht nur er – 
nach Kriegsende im Gerichtsverfahren gegen ihn immer wieder darauf 
hinwies, dass alle Anordnungen aus Berlin gekommen seien und sich 
nichts dagegen unternehmen ließ, so zeigt sich bereits in dieser frühen 
Phase die vorbehaltlose Mitarbeit und sogar ein großes Maß an Eigeniniti-
ative von seiner Seite. Am 31. Juli 1940 meldete er an Gauleiter Hofer, in 
Erledigung dessen Auftrages, alle Anstalten und fügte abschließend hinzu: 
„Gleichzeitig gebe ich bekannt, daß die Heil- und Pflegeanstalten in Hall 
und Valduna einen unerträglichen Überbelag aufweisen, sodaß jede Maß-
nahme die geeignet ist diesem Übelstand abzuhelfen, wärmstens zu be-
grüssen wäre.“16

Die Behauptung von Czermak, dass die Anstalten Hall und Valduna über-
belegt, ja sogar „unerträglich“ überbelegt seien, war vollkommen aus der 
Luft gegriffen und wohl absichtlich in dieser Weise dargestellt worden. 

                                                      
14 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1940 
(Verlegung der Insassen der Heil- und Pflegeanstalten), Der Reichsverteidigungskommissar im Wehr-
kreis XVIII an die Reichsstatthalter in der Steiermark, in Kärnten, in Salzburg und in Tirol-Vorarlberg, 
22.6.1940 
15 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Ernst Klebelsberg vor dem LG Inns-
bruck, 5.8.1948 
16 Ebd., Dr. Czermak an den Reichsverteidigungskommissar im Wehrkreis XVIII Gauleiter und 
Reichsstatthalter Hofer, 31.7.1940 
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Die Meldebögen der beiden Anstalten aus genau derselben Zeit weisen für 
Hall eine Gesamtbettenzahl von 720 und eine PatientInnenzahl von 712 
und für die Valduna eine Bettenzahl von 550 und einen tatsächlichen Be-
lag von 527 aus.17 Die Stoßrichtung von Czermak war klar. Der PatientIn-
nenstand sollte, egal wie, reduziert werden. 

 
 

Abb. 2: Dr. Hans Czermak (2. v.l. im Hintergrund) zusammen mit Gauleiter Franz Hofer 
(rechts) und Volkgruppenführer Peter Hofer (Bildmitte) bei der Eröffnung der 2. Gau-
kunstausstellung in Innsbruck im Juni 1941. [Dank an Michael Gehler, der mir das in seinem 
Privatbesitz befindliche Foto zur Verfügung stellte] 

                                                      
17 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abteilung IIIa1 (medizinische Angelegenheiten, Zl. M-XI 
1941 (Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Meldebögen der einzelnen Anstalten  
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Dies war auch das Ziel der zuständigen Behörden in Berlin. Der bereits 
erwähnte Meldebogen 1, der im Zuge eines Erlasses vom 9. Oktober 1939 
an die Anstalten versandt wurde, diente dazu, alle BewohnerInnen der Ein-
richtungen lückenlos zu erfassen. Die ausgefüllten Meldebögen sollten 
dann wieder an das Innenministerium zurückgeschickt und von dort an die 
„T4“ weitergeleitet werden, wo sie von so genannten Gutachtern „bearbei-
tet“ wurden. Diese Begutachtungen dienten als Grundlage für die späteren 
Transportlisten. Ob überhaupt und von welchen Anstalten im Gau diese 
Meldebögen ausgefüllt wurden, ist nicht bekannt. Nur für wenige Einrich-
tungen wie Valduna, St. Josefs Institut Mils oder Pflegeanstalt Oberlochau 
ist dies belegt.18

Ende August 1940 wurden die Anstalten Valduna in Vorarlberg und Hall 
von der Abteilung Czermaks dahingehend informiert, dass eine ärztliche 
Kommission, bestehend aus Psychiatern, Jungärzten und Hilfspersonal – 
angekündigt wurde ein Stab von 13 Personen – in den nächsten Tagen Er-
hebungen in den Einrichtungen durchführen würde. Daher sollten die An-
stalten sämtliche Krankengeschichten nach Abteilungen ordnen und in je-
de Krankengeschichte einen Zettel einlegen, auf dem vermerkt werden 
sollte, „ob, wie oft, und von wem der Patient besucht wird“. Außerdem 
musste ein „genauestes Verzeichnis“ darüber angelegt werden, was die Pa-
tientInnen an Arbeit verrichteten.19

Ende August, Anfang September erschien dann wie angekündigt eine 
Kommission unter der Leitung des „T4“-Gutachters Dr. Friedrich Menne-
cke, Leiter der Landesheilanstalt Eichberg-Rheingau, in Hall. Eingeführt 
wurde Mennecke dort von Czermak, der ihn früher bei einem Umschu-
lungskurs in Wiesbaden kennen gelernt hatte. Der Kommission wurde im 
Wirtschaftsgebäude der Anstalt ein Kanzleiraum zur Verfügung gestellt, 
wohin dann sämtliche Personalakten der PatientInnen gebracht wurden. 
Mennecke blieb mit seinem Stab insgesamt drei Tage in der Anstalt und 
studierte die Krankengeschichten. Der Anstaltsleitung wurde ausdrücklich 
mitgeteilt, dass die Kommission keine Kranken sehen will. Die Begutach-
tung erfolgte also ausschließlich auf Basis der Krankengeschichten, ohne 
dass auch nur ein Patient oder eine Patientin persönlich untersucht worden 
                                                      
18 Gernot Egger, Ausgrenzen-Erfassen-Vernichten. Arme und „Irre“ in Vorarlberg (Studien zur Ge-
schichte und Gesellschaft Vorarlbergs 7, Bregenz 1990) 196 f. 
19 TLA, Reichsstatthalter in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-
XI 1940 (Verlegung der Insassen von Heil- u. Pflegeanstalten), Abteilung IIIa1 beim Reichsstatthalter 
an die Heil- und Pflegeanstalt Valduna und an die Heil- u. Pflegeanstalt Solbad Hall i.T., o. D. (ver-
mutlich Ende August 1940). Aus dem Antwortschreiben von Dr. Vonbun – Direktor der Heil- und 
Pflegeanstalt Valduna – lässt sich das Datum mit Ende August 1940 ziemlich exakt eingrenzen. 
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wäre. Nach Abschluss der „Untersuchungen“ nahm die Kommission die 
Krankengeschichten einer größeren Zahl von PatientInnen mit.20 Diese 
Sichtung der Krankengeschichten diente im Weiteren als Grundlage für die 
Erstellung der Transportlisten. Mennecke selbst erinnerte sich gerne an 
den Aufenthalt in Hall zurück, wie er dem Direktor der Heil- und Pflege-
anstalt Lohr a. Main brieflich mitteilte: 
„Den Abschluss unserer Arbeitstournee bildete Anfang September die An-
stalt Hall in Tirol. Wir haben auf unserer Reise viel gesehen und erlebt 
und behalten schönste Erinnerungen an die einzelnen Stationen, von denen 
Lohr und Hall an erster Stelle stehen.“21

Die Vorbereitung für die endgültige Deportation der ausgewählten Patien-
tInnen lief also bereits auf Hochtouren. Neben der Auswahl der PatientIn-
nen, die ermordet werden sollten, galt es auch finanzielle Dinge zu klären. 
Zu diesem Zweck kam es zu einer Besprechung zwischen Czermak, der 
mittlerweile scheinbar die Hauptansprechperson im Gau geworden war, 
und Dr. Rudolf Lonauer. Dieser war in Personalunion Anstaltsleiter der 
Heil- und Pflegeanstalt Niedernhart in Linz und seit 1. April 1940 ärztli-
cher Leiter der Tötungsanstalt Hartheim. Zudem war er Beauftragter der 
Reichsarbeitsgemeinschaft für Heil- und Pflegeanstalten (RAG), einer Un-
terabteilung der „T4“ und „T4“-Gutachter.22 Als solcher schlossen er und 
Czermak im Oktober 1940 eine Vereinbarung in fürsorgerechtlicher Hin-
sicht. Für den Tiroler Fürsorgeverband sollte demnach die Fürsorgepflicht 
mit dem Tag der Übernahme der PatientInnen durch die RAG enden. Die 
Fürsorgepflichten wurden von der RAG übernommen und der Gaufürsor-
geverband konnte die Verpflegsakte schließen. Für den Reichsgau blieben 
somit nur mehr die Transportkosten aus den Gauanstalten nach Niedern-
hart-Linz zu tragen. Dass von Seiten des Gaues in einigen Fällen trotz die-
ser Vereinbarung von den Angehörigen auch nach erfolgter Abholung eine 
Beitragsleistung eingehoben wurde, kritisierte Lonauer in einem späteren 
Schreiben. Er zeigte kein Verständnis für diese Vorgansweise, da Czermak 
seiner Meinung nach doch wusste, „dass alle durch uns abgeholten Patien-

                                                      
20 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Ernst Klebelsberg vor dem LG Inns-
bruck, 5.8.1948; Ebd., Fortgesetzte Vernehmung von Dr. Hans Czermak vor dem Richter, 30.7.1948; 
Archiv Edwin Tangl, Bericht über die Vernehmung von Dr. Klebelsberg durch die BPDion Innsbruck, 
15.5.1946; Ebd., Gendarmeriepostenkommando Hall i.T. an die Bundespolizeidirektion Wien (Fahn-
dungsamt), 4.4.1958 
21 Abgedruckt in: Friedrich Mennecke. Innenansichten eines medizinischen Täters im Nationalsozia-
lismus. Eine Edition seiner Briefe 1935-1947 II. Hg. v. Hamburger Institut für Sozialforschung (Ham-
burg 1987) 162, Direktor Dr. Mennecke an Direktor Dr. Stoeckle, 20.10.1940 
22 Gerhard Fürstler – Peter Malina, „Ich tat nur meinen Dienst“. Zur Geschichte der Krankenpflege 
in Österreich in der NS-Zeit (Wien 2004) 207 
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ten als gestorben zu behandeln sind“.23 Diese Aussage zeigt also, dass 
Czermak über die wahren Hintergründe der bevorstehenden Transporte 
und die Pläne zur Tötung der AnstaltspatientInnen genau informiert war. 

„In der Anlage übersenden wir Ihnen die 
Transportlisten…“ 

Anfang November 1940 waren die Vorbereitungen für die Durchführung 
der Transporte in Berlin weit fortgeschritten. Die Transportabteilung der 
„T4“, offiziell als „Gemeinnützige Kranken-Transport-G.m.b.H.“ (Gekrat) 
bezeichnet, informierte Czermak davon, dass eine „direkte Räumung“ der 
Anstalt Valduna aus „Tarnungsgründen“ nicht möglich sei. Daher wurde 
„für die nächsten Tage“ angekündigt, einen Transport von Hall nach Linz 
zu führen und im Anschluss daran, die PatientInnen aus der Anstalt Valdu-
na nach Hall zu bringen, um diese dann von dort aus weiter zu „verle-
gen“.24 Als einige Wochen nichts mehr von Berlin zu hören war, interve-
nierte Czermak. Offensichtlich ging ihm die Durchführung der in Aussicht 
gestellten Transporte zu langsam vor sich. Czermak zeigt sich in den 
Briefwechseln keineswegs als der passive Befehlsempfänger, als der er 
sich im späteren Gerichtsverfahren gerne dargestellt hat, sondern er dräng-
te auf eine Beschleunigung der „Euthanasie“-Aktion. Er berichtete an die 
Berliner Stellen, dass er die Anstalt Hall dringend für eine andere Verwen-
dung brauche und dass aus ihm unbekannten Gründen „eine ausserordent-
liche Unruhe in die Bevölkerung getragen worden“ sei. Daher sein un-
missverständlicher Appell, „die beabsichtigten Transporte doch so bald als 
irgend möglich durchzuführen“.25 Wegen „technischer Gründe“, so die 
Antwort aus Berlin am 2. Dezember 1940, müssten die „Verlegungen“ auf 
Anfang nächsten Jahres verschoben werden.26 Diese wenigen Zeilen aus 
dem Briefwechsel vermitteln schon eine Ahnung davon, mit welcher Skru-
pellosigkeit und mit welcher technokratischen Kaltschnäuzigkeit an die Er-
mordung von tausenden Menschen mit psychischen und geistigen Behin-
derungen, die für die NatinalsozialistInnen nichts anderes als „unprodukti-
                                                      
23 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Dr. Lonauer an Dr. Czermak, 30.6.1941; Die Vereinba-
rung vom 20.10.1940 ist diesem Brief beigelegt. 
24 Ebd., Gekrat an Dr. Tschermack (sic!), 6.11.1940 
25 Ebd., Dr. Czermak an Gekrat, 27.11.1940 
26 Ebd., Gekrat an Dr. Czermak, 2.11.1940 
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ves, unwertes Leben“ waren, herangegangen wurde. Von „direkter Räu-
mung“ war die Rede, von „Transporten“ und von „Verlegungen“, aber nie 
von Mord. 
Ist diese Vorbereitungsphase durch den zitierten Briefwechsel noch gut zu 
rekonstruieren, so ergeben sich für die weiteren Vorgänge erhebliche Prob-
leme. Das hat einerseits damit zu tun, dass Akten nur bruchstückhaft erhal-
ten sind – vieles wurde vernichtet oder noch nicht gefunden – und anderer-
seits damit, dass die Schilderungen von Klebelsberg als Zeuge und jene 
von Czermak als Angeklagter, beim schon mehrmals erwähnten Volksge-
richtprozess im Jahr 1949, erheblich voneinander abwichen. Zudem zeigen 
sich auch innerhalb der einzelnen Aussagen Widersprüche. 
Klebelsberg erinnerte sich in der Hauptverhandlung daran, dass die Listen 
Anfang Dezember 1940 „direkt von Berlin“ gekommen sein sollen. Ob 
auch ein Begleitschreiben beigefügt war, konnte er fast neun Jahre später 
nicht mehr beantworten. Die Richtung der Transporte sei unbekannt gewe-
sen.27 Vor der Kriminalabteilung der Bundespolizeidirektion Innsbruck 
sagte Klebelsberg im Mai 1946 noch aus, dass ihm ein gewisser Dr. Ren-
no, der sich als Beauftragter der Reichsarbeitsgemeinschaft Heil- und Pfle-
geanstalten vorgestellt habe, die Listen bereits im Oktober oder November 
1940 überbracht habe.28 Bei einer Zeugenvernehmung zirka zwei Jahre 
später gab Klebelsberg zu Protokoll, dass er Renno erstmals im Frühjahr 
1941 in der Haller Anstalt gesehen habe.29 Diese Beispiele von Wider-
sprüchlichkeiten wurden hier angeführt, um aufzuzeigen, wie schwierig 
sich eine historische Rekonstruktion im Sinne von „so war es wirklich“ auf 
Basis von Gerichtsquellen gestalten kann. Da der Ablauf der „Euthanasie“-
Transporte aus der Heil- und Pflegeanstalt Hall zum überwiegenden Teil 
nur durch die Gerichtsakten dokumentiert ist, werden auch im Folgenden 
immer wieder Widersprüchlichkeiten aufgezeigt. Dies hat nicht den 
Zweck, nachträglich bestimmte Aussagen vor Polizei oder Gericht als un-
wahr hinzustellen – dazu müsste man eben wissen, wie es wirklich gewe-
sen ist – , sondern um darauf hinzuweisen, dass es nicht möglich ist, ein 
schlüssiges Gesamtbild der Vorgänge anhand subjektiver Schilderungen 
von Beteiligten nachzuzeichnen. 

                                                      
27 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenaussage Dr. Klebelsberg bei der Hauptverhandlung 
gegen Dr. Czermak vor dem LG Innsbruck, 30.11.1949 
28 Archiv Edwin Tangl, Bericht über die Vernehmung von Dr. Klebelsberg durch die BPDion Inns-
bruck, 15.5.1946 
29 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Ernst Klebelsberg beim LG Inns-
bruck, 5.8.1948 
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Wie schon dargestellt, hatte die Gekrat am 2. Dezember mitgeteilt, dass 
ein Transport erst Anfang des Jahres 1941 zu erwarten sei. Aber schon am 
nächsten Tag verfasste die Direktion der Gau-Heil- und Pflegeanstalt Nie-
dernhart bei Linz einen Eilbrief, in dem die „Verlegung von Patienten“ bis 
spätestens 12. Dezember 1940 angekündigt wurde. Weiters hieß es in dem 
Schreiben an die Anstalt in Hall: 
„In der Anlage übersenden wir Ihnen die Transportlisten Nr. 45, 47 und 
48 mit der Mitteilung, dass die dort aufgeführten Patienten noch im De-
zember 1940 von dort wegverlegt werden. Zu diesem Zwecke wird in den 
nächsten Tagen ein bevollmächtigter Arzt bei Ihnen vorsprechen um die 
notwendigen Formalitäten und Vorarbeiten festzulegen.“30

Warum der Transport entgegen den Ankündigungen aus Berlin doch so 
rasch durchgeführt und die Anordnung dazu offiziell über die Anstalt Nie-
dernhart getätigt wurde, ist nicht klar. Es zeigt aber, dass die bei Gericht 
immer wieder vorgebrachte Aussage, dass alles „von Berlin“ angeordnet 
wurde, eine bewusste oder auch unbewusste Rechtfertigungsstrategie war. 
„Von Berlin“ wurde zu einem Synonym dafür, dass der „Führer“ dahinter 
stand, dass alles Schlechte aus dem „Altreich“ kam, dass man nichts dage-
gen tun konnte, dass Intervention nicht möglich und Nachfragen gefährlich 
war, kurzum, dass man jeder Verantwortung automatisch enthoben war. 
Natürlich liefen die Fäden schlussendlich in Berlin zusammen. Aber die 
Durchführung der „Euthanasie“-Transporte aus dem Gau Tirol-Vorarlberg 
wurde, mit kräftiger Unterstützung Czermaks, von Rudolf Lonauer gelei-
tet. Immer wieder erhielt Klebelsberg Schreiben mit dem offiziellen Brief-
kopf der Heil- und Pflegeanstalt Niedernhart, in denen er Anweisungen in 
Bezug auf die Transporte bekam. 

                                                      
30 TLA, Bundespolizeidirektion Innsbruck, Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die 
Euthanasie in Tirol, Mappe „Niedernhart“, Direktion der Gau-Heil- und Pflegeanstalt Niedernhart, 
Linz a. d. D. an die Heil- und Pflegeanstalt für Geisteskranke Hall i. T., 3.12.1940 
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Der erste Transport aus der 
Heil- und Pflegeanstalt Hall 

Bei Dr. Georg Renno, an dessen Name sich Klebelsberg bei den Verneh-
mungen erinnerte, handelte es sich um den Stellvertreter von Lonauer in 
der NS-Tötungsanstalt Hartheim. Beide haben in diesen Funktionen den 
Tod tausender Menschen zu verantworten. Renno trat den Dienst in 
Schloss Hartheim Anfang Mai 1940 an, wo er auch wohnte. Seine Aufgabe 
war es dort, die PatientInnen vor der Ermordung ein letztes Mal zu unter-
suchen und sich von deren Tod nach erfolgter Vergasung zu überzeugen. 
Zwischen August 1940 und August 1941 selektierte er zudem im Einzugs-
gebiet von Hartheim Kranke.31 Er dürfte wohl der von der Anstalt Nie-
dernhart Anfang Dezember angekündigte „bevollmächtigte Arzt“ gewesen 
sein. Renno selbst schilderte Ablauf und Zweck seiner Reise nach Hall, die 
er mit Mitte Dezember 1940 datierte, rückblickend bei einer Zeugenaussa-
ge im Jahre 1963. Demnach fuhr er einige Tage vor der geplanten „Verle-
gung“ der PatientInnen nach Hall und wurde von Czermak dahingehend 
informiert, „dass etwas nicht ganz in Ordnung sei“.32

Primar Klebelsberg war nämlich mit der Auswahl der Frauen und Männer 
auf den ihm zugestellten Transportlisten nicht einverstanden33. Auf den 
Listen waren insgesamt 290 PatientInnen – 116 Frauen und 174 Männer – 
angeführt. Viele von ihnen waren nach Klebelsbergs Einschätzung „nicht 
unheilbar krank“, manche sollten schon bald zur Entlassung kommen und 
wieder andere arbeiteten schon seit Jahren in der Anstalt und wurden von 
dieser auch dringend benötigt. Klebelsberg wandte sich darauf hin – und 
darin stimmen alle Aussagen überein – umgehend an den Vorstand der 
Psychiatrischen Klinik in Innsbruck, Dr. Helmut Scharfetter. Zusammen 
begaben sie sich zu Czermak, der die beiden anfangs abweisend behandelt 
haben soll. Scharfetter erhob jedoch Einspruch und hatte damit Erfolg.34 
Ob Klebelsberg Scharfetter deshalb kontaktierte, weil er sich erhoffte, dass 
das Wort eines bei der Partei respektierten Arztes mehr Gewicht hat, kann 

                                                      
31 Walter Kohl, „Ich fühle mich nicht schuldig“. Georg Renno, Euthanasiearzt (Wien 2000) 330; 
Fürstler – Malina, „Ich tat nur meinen Dienst“ 207 
32 StA Konstanz, 2 Js 524/61, Zeugenaussage Dr. Georg Renno vor der Polizei Frankenthal/Pfalz, 
19.2.1963 
33 Archiv Edwin Tangl, „Transportlisten“ 45, 47, 48; Klebelsberg übergab diese „Transportlisten“ im 
Zuge der Erhebungen an die Polizei als Beweismaterial. 
34 Archiv Edwin Tangl, Bericht über die Vernehmung von Dr. Klebelsberg durch die BPDion Inns-
bruck, 15.5.1946 
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nur vermutet werden. Scharfetter war immerhin Mitglied der NSDAP, 
beim NS-Ärztebund, bei der SS (Ausbildungsstab)35, außerdem Landesob-
mann für die Erbbiologische Bestandsaufnahme in den Heil- und Pfle-
geanstalten36 und hielt Vorträge vor Gesundheitspflegerinnen der Gesund-
heitsämter über die Erb- und Rassenlehre.37 Auf jeden Fall zeigte Scharfet-
ters Einspruch Wirkung. Czermak begab sich zum Gauleiter und erreichte 
bei diesem, dass alle nach Einschätzung Klebelsbergs heilbaren PatientIn-
nen gestrichen werden durften. Gleiches galt für jene, die zur Arbeit ver-
wendet werden konnten. Der Gauleiter habe den Standpunkt eingenom-
men, so Scharfetter, „dass nur mehr vegetierende Geisteskranke verlegt 
werden dürfen“.38 Darüber, wie die Auswahl der PatientInnen konkret 
vorgenommen wurde, gibt es wieder unterschiedliche Schilderungen. 
Czermak behauptete, er habe die Streichungen zusammen mit Klebelsberg 
vorgenommen: 
„Die Streichung von diesen Transportlisten ging wahrscheinlich so vor 
sich, dass ich mit Dr. Klebelsberg beisammengesessen bin und er mir bei 
jedem Fall angegeben hat, ob der betreffende Kranke noch arbeitsfähig ist 
oder helle Momente hat oder sonst wie aus dem Rahmen der Aktion fiele. 
[…] Dr. Klebelsberg hat in meinem Beisein glaublich die zu Streichenden 
auf der Transportliste angehakt, ich habe dann glaublich die Listen ab-
schreiben lassen und sie dann dem Gauleiter vorgelegt, von dem meines 
Wissens kein Einwand gemacht wurde.“39

Klebelsberg bestritt diese Form der Zusammenarbeit mit Czermak. Er be-
harrte darauf, dass er auf eigene Faust die Personen aus den Listen gestri-
chen habe. Wie die Streichungen genau vor sich gegangen waren, konnte 
er aber nicht mehr sagen.40 Renno wiederum gab zu Protokoll, dass er 
zusammen mit Klebelsberg etwa 140 vom Primar beanstandete Kranke 
angesehen habe, und nichts gegen deren Streichung von der Liste einzu-

                                                      
35 Personalstandesblatt Helmut Scharfetter 1938. In: Die medizinische Fakultät Innsbruck. Faschisti-
sche Realität (1938) und Kontinuität unter postfaschistischen Bedingungen (1945). Eine Dokumenta-
tion. Hg. v. Peter Goller – Gerhard Oberkofler (Innsbruck 1999) 145 
36 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-I-753-
1940, Abt. IIIa1 i.A. Dr. Czermak an den Reichsstatthalter in Salzburg, 8.10.1940 
37 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. C-IV 1940 
(Tagung der Gesundheitspflegerinnen), Bericht über die Arbeitsbesprechung der Gesundheitspflegerin-
nen von Dr. Czermak an die Kanzlei des Gauleiters, 18.10.1940 
38 Archiv Edwin Tangl, Einvernahme von Dr. Helmut Scharfetter durch Krim.Beamten Brandl bei 
der amerik. Dienststelle, 22.5.1945; Ebd., Bericht über die Vernehmung von Dr. Klebelsberg durch die 
BPDion Innsbruck, 15.5.1946 
39 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Fortgesetzte Vernehmung von Dr. Czermak vor dem LG 
Innsbruck, 31.7.1948 
40 Ebd., Zeugenvernehmung Dr. Ernst Klebelsberg vor dem LG Innsbruck, 5.8.1948 
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wenden gehabt habe.41 Während Czermak und Renno in der Nachkriegs-
zeit natürlich darum bemüht waren, zu ihrer eigenen Entlastung zu bewei-
sen, dass sie nicht nur nichts gegen die Streichungen unternommen, son-
dern Klebelsberg sogar aktiv dabei unterstützt hatten, wollte dieser von 
einer Zusammenarbeit nichts mehr wissen. 
Wie die Auswahl wirklich vor sich ging, ist nicht mehr zu klären. Tatsäch-
lich finden sich im Aktenbestand der Abteilung IIIa1 beim Reichsstatthal-
ter, deren Leiter Czermak war, noch heute Listen, in denen einerseits jene 
Menschen vermerkt wurden, die von den Todestransporten ausgenommen 
wurden und andererseits jene, die tatsächlich nach Hartheim gebracht wur-
den.42 Auf den Listen wurden neben den Namen auch die Diagnose, die 
Aufenthaltsdauer in der Anstalt und eine Kurzbemerkung zur betreffenden 
Person angeführt. Wer diese Verzeichnisse zu welchem Zweck angelegt 
hat, ist nicht immer ersichtlich. Eine der erhaltenen Listen wurde offen-
sichtlich von Klebelsberg an Czermak übergeben. Sie enthält die Namen 
von insgesamt 180 PatientInnen, die am 10. Dezember 1940 aus der An-
stalt Hall nach Hartheim gebracht wurden. Allerdings wurde die Liste noch 
um eine Person korrigiert, da ein Mann als Südtiroler Rückwanderer von 
der Selektion scheinbar in letzter Minute ausgenommen wurde.43 Somit 
wurden von den ursprünglich angeforderten 290 Männern und Frauen 179 
tatsächlich nach Hartheim deportiert.44 Die Entscheidung darüber, wer in 
der Anstalt bleiben durfte und wer nicht, wurde letztlich von Klebelsberg 
getroffen. Er hatte von Czermak eine Art „Generalvollmacht“ für die Strei-
chungen bekommen. Man war übereingekommen, die „Arbeitsgesunden“ 
und jene, die sich nur vorübergehend in der Anstalt aufhielten, von den 
Listen zu nehmen. Klebelsberg hatte dabei Bedenken, dass eine zu groß-
zügige Auswahl zur Folge gehabt hätte, dass dann „die ganze Anstalt aus-
geräumt“ würde. Die Entscheidungshoheit brachte den Anstaltsleiter – 
nach eigenen Angaben stets ein Gegner der „Euthanasie“ – verständlicher-
weise in eine prekäre Situation, war ihm doch bewusst, dass jene PatientIn-
nen, für die er keine positive Bewertung abgab, „erledigt waren“. Anderer-
seits konnte er durch seine Bereitschaft zur Mitarbeit viele Menschenleben 

                                                      
41 StA Konstanz, 2 Js 524/61, Zeugenaussage Dr. Georg Renno vor der Polizei Frankenthal/Pfalz, 
19.2.1963 
42 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Verlegung von Patienten in andere Anstalten), „Liste über die von hier abgegangen Kranken“, 
Dr. Klebelsberg an Dr. Czermak, 13.12.1940; Ebd., „Listen der in Hall ausgeschiedenen 106 Kranken“ 
43 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Dr. Klebelsberg an Dr. Czermak, 13.12.1940 
44 Diese Zahl lässt sich auch durch die Aufnahmebücher im PKH Hall belegen. 
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retten. In einer Zeugenaussage rechtfertigte er seine durchaus problemati-
sche Tätigkeit damit, dass er ja nicht darüber entschieden habe „ob er (der 
Patient, O.S.) leben dürfe, oder nicht“, sondern „ob der wegkommt, oder 
nicht“. Hätte er die Zustimmung nicht gegeben, so seine Überzeugung, 
„wären die Leute doch nicht gerettet worden“.45 Aus seiner Sicht war da-
her eine begrenzte Mitarbeit der Garant dafür, Leben retten zu können. Bei 
einer Verweigerung wäre ein NS-Arzt an seine Stelle gesetzt worden, mit 
dem Ergebnis, „dass bestimmt alle geforderten Patienten weggekommen 
wären“.46

Betrachtet man die Liste jener PatientInnen, die nach der Auswahl Kle-
belsbergs abtransportiert wurden, zeigt sich die Problematik und Zwiespäl-
tigkeit der Position des Arztes ganz deutlich. Als Hauptkriterium wurde, 
wie mit Czermak vereinbart, die Arbeitsleistung herangezogen. Folgerich-
tig wurden bei den für den Transport ausgewählten PatientInnen Bemer-
kungen hinzugefügt, die ihr endgültiges Schicksal definitiv besiegelten, 
wie beispielsweise „arbeitsunfähig“, „zunehmende Verblödung, arbeitsun-
fähig“, „für geordnete Arbeit unfähig“, „widerspenstig, zu keiner Arbeit zu 
bringen“. Diese kleine Auswahl zeigt schon, dass von Klebelsberg nicht 
nur an Hand medizinischer Kriterien – die ja eine Tötung für einen „Eutha-
nasie“-Gegner gleich wenig gerechtfertig hätten – , sondern auch an Hand 
sozialer Kriterien entschieden wurde. Umgekehrt erreichte er mit genau 
dieser Argumentation der „Arbeitsfähigkeit“ und Nützlichkeit eben die 
Rettung etlicher PatientInnen, die, wie ein Blick in die Aufnahmebücher 
zeigt, zum Teil noch viele Jahre in und außerhalb der Anstalt weiter leben 
konnten. 

                                                      
45 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenaussage Dr. Klebelsberg bei der Hauptverhandlung 
gegen Dr. Czermak vor dem LG Innsbruck, 30.11.1949 
46 Archiv Edwin Tangl, Bericht über die Vernehmung von Dr. Klebelsberg durch die BPDion Inns-
bruck, 15.5.1946 
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Abb. 3: Dr. Ernst Klebelsberg war von 1920 bis 1950 Primararzt in Hall. 
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Neben dem Kriterium der Arbeitsfähigkeit, wurde auch noch ein zweiter 
Ausschließungsgrund definiert. In einer Besprechung hatte man vereinbart, 
„dass die Südtiroler Rückwanderer für eine Überstellung nicht in Betracht 
kommen“.47 Fünf PatientInnen waren aus diesem Grund wieder von der 
Liste gestrichen worden, weitere sechs waren bereits am 1. November 
1940 mit einem großen Transport in die Anstalt Schussenried verlegt wor-
den.48 Fünf PatientInnen, die ebenfalls für den Transport nach Hartheim 
vorgesehen waren, starben noch vor dem Transportdatum in der Haller 
Anstalt, zehn hatte man bereits im Juni 1940 in die Heilanstalt Valduna bei 
Rankweil gebracht und drei vor Erhalt der Listen entlassen.49 Czermak und 
Renno erhoben gegen die Streichungen von Primar Klebelsberg keinerlei 
Einwände. Lediglich in einem Fall verwarnte Renno den Arzt, weil er noch 
kurz vor dem anstehenden Abtransport einen Patienten entlassen hatte. Die 
Richtigkeit der Auswahl Klebelsbergs wurde durch Renno überprüft, in 
dem er sich durch die Krankenabteilungen führen ließ.50 Rückblickend 
stellte Renno den Umstand, dass sich auf den Listen eine Reihe von ar-
beitsfähigen PatientInnen befand, die auch nach seiner Auffassung „unge-
eignet für die Durchführung der Euthanasie“ gewesen seien, als „Panne“ 
dar. Ein ähnlicher Vorfall habe sich wenige Monate vorher in Wien zuge-
tragen. Auch dort waren auf einer Transportliste der Heilanstalt „Am 
Steinhof“ an die 160 PatientInnen vermerkt, die nach Ansicht des dortigen 
Direktors zu Unrecht abtransportiert wurden. Darauf hin habe Renno die 
fraglichen PatientInnen noch auf der Zugfahrt untersucht und anschließend 
wieder von Linz nach Wien zurückgeschickt. In Hall habe er daher die von 
Klebelsberg beanstandeten Kranken gemeinsam mit diesem angesehen und 
nichts gegen eine Streichung von der Liste einzuwenden gehabt.51

Für jene 111 Männer und 68 Frauen, die nicht von der Liste gestrichen 
wurden, gab es keine Rettung mehr. Am Morgen des 10. Dezember 1940 

                                                      
47 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Dr. Klebelsberg an Dr. Czermak, 7.1.1940 
48 Vgl. dazu Hartmann Hinterhuber, Ermordet und vergessen. Nationalsozialistische Verbrechen an 
psychisch Kranken und Behinderten (Innsbruck 1995) 87-91 
49 Als Grundlage für diese Aussage: TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische 
Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 (Verlegung von Patienten in andere Anstalten), „Listen der in Hall 
ausgeschiedenen 106 Kranken“. Die Angaben auf den Listen wurden mit den Aufnahmebüchern in 
Hall verglichen und ergänzt. 
50 Archiv Edwin Tangl, Bericht der BPDion Innsbruck, Kriminalabteilung, 15.5.1946 
51 StA Konstanz, 2 Js 524/61, Zeugenaussage Dr. Georg Renno vor der Polizei Frankenthal/Pfalz, 
19.2.1963. Vgl. zu dieser Aussage Rennos Susanne Mende, Die Wiener Heil- und Pflegeanstalt Am 
Steinhof in der Zeit des NS-Regimes in Österreich. In: NS-Euthanasie in Wien. Hg. v. Erhard Gabriel – 
Wolfgang Neugebauer (Wien/Köln/Weimar 2000) 68; Mende bestätigt die Version Rennos in Bezug 
auf die Vorgänge in Wien. 
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wurden sie von Krankenwärtern, die unter dem Kommando Rennos stan-
den, abgeholt und mit Autobussen zum Haller Bahnhof gebracht, wo sie 
„verladen“ wurden. Vorher hatte man ihnen noch eine Marke um den Hals 
gehängt. Den PatientInnen musste ihr ganzer Besitz mitgegeben werden. 
Soweit die Erinnerung von Klebelsberg.52 Ähnlich lautete der Bericht ei-
nes damaligen Beamten der Verwaltungskanzlei, der bei der Durchführung 
des Transportes anwesend war: 
„Am frühen Morgen des 10.12.40 fuhren große Autos und kleinere Fahr-
zeuge vor der Anstalt vor; in diese wurden die Patienten gebracht. Ausstei-
gen durfte Niemand [sic!] mehr; dem Anstaltsarzt Dr. Schmuck wäre es 
bald passiert, mitgenommen zu werden, da ihm eine der fremden Begleit-
personen, noch innerhalb des Anstaltsbereiches, das Aussteigen aus dem 
Auto verwehren wollte. Der Irrtum klärte sich naturgemäß gleich auf.“53

Eine genauere Schilderung des Ablaufs fehlt. Wer hat die Männer und 
Frauen „transportfertig“ gemacht? Wer hat ihre Habseligkeiten zusam-
mengepackt? Wie haben sich die Betroffenen verhalten, hatten sie Angst, 
ahnten sie von ihrem Schicksal, haben sie sich gewehrt? All dies sind Fra-
gen, die nicht beantwortet werden können. Über das Ziel des Transportes 
wurden gegenüber Klebelsberg keine Angaben gemacht. In den Aufnah-
mebüchern wurde unter der Rubrik „übergeben an“ vermerkt: „überstellt 
andere Anstalt“. 
Auch Dr. Czermak begab sich an diesem Wintermorgen zum Haller Bahn-
hof. Dort überzeugte er sich davon, dass „Verstöße gegen die Menschlich-
keit“ oder „Rohheitsakte“ nicht vorgekommen seien, so als ob nicht die 
ganze Aktion an und für sich ein Verstoß gegen die Menschlichkeit gewe-
sen wäre. Er versuchte den Abtransport nachträglich als geradezu harmo-
nischen Vorgang darzustellen: „[…] es war ein sehr geschultes Personal 
als Transportbegleitung vorgesehen und die Kranken wurden in 4-achsige 
D-Zugwagen verladen, welche nicht überfüllt waren und einen bequemen 
Transport ermöglichten.“54 In den Tod, vergaß Czermak seiner Aussage 
hinzuzufügen. Auch zwei Angestellte der Anstalt waren am Bahnhof an-

                                                      
52 Archiv Edwin Tangl, Bericht über die Vernehmung von Dr. Klebelsberg durch die BPDion Ibk, 
15.5.1946; TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Klebelsberg beim LG Inns-
bruck, 5.8.1948 
53 TLA, Personalakt Dr. Ernst Klebelsberg, Bericht betreffend die Krankenverschickungen aus der 
Landes Heil- und Pflegeanstalt (damals: Gau Heil- und Pflegeanstalt) Solbad Hall in Tirol vom Ver-
walter der Heilanstalt an die Sonderkommission bei der Landeshauptmannschaft, 10.12.1946 
54 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Beschuldigtenvernehmung Dr. Czermak beim LG Innsbruck, 
30.9.1948 
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wesend. Sie mussten dort die „Dokumente, Effekten und Gelder“ der Pati-
entInnen an „das Begleitpersonal“ übergeben.55

Am selben Tag wurde nicht nur in Hall, sondern auch im „St. Josefs-Insti-
tut“ in Mils ein Transport zusammengestellt. Von den ursprünglich 122 an-
geforderten Männern und Frauen konnten ähnlich wie in Hall durch einen 
Nachweis der Arbeitsfähigkeit viele Personen von den Listen gestrichen 
werden. Letztlich sollten 68 PatientInnen abgeholt werden. Einem Mann 
gelang jedoch kurz vor dem Abtransport die Flucht, sodass am 10. Dezem-
ber 1940 um 6 Uhr früh 67 BewohnerInnen des Heimes mit zwei Autobus-
sen zum Bahnhof nach Hall gebracht wurden.56

„…alles was unheilbar ist solle weg…“ – 
Der zweite Transport 

Wie ein Briefwechsel zwischen Klebelsberg und Czermak Anfang Jänner 
1941 zeigt, war für beide klar, dass auf den ersten Transport noch weitere 
folgen würden. Bis spätestens Anfang Februar 1941 musste Klebelsberg 
nach Berlin darüber Meldung erstatten, wie viele PatientInnen seit August 
1940 in seiner Anstalt neu aufgenommen wurden. Aus diesem Grund 
wandte er sich an Czermak, um von diesem zu erfahren, wie man mit den 
Südtiroler RückwanderInnen verfahren sollte. Es wurde ja bereits früher 
die Vereinbarung getroffen, dass diese „für eine Überstellung“ nicht in Be-
tracht kamen. Klebelsberg befürchtete aber, wenn er sie nun auf den Mel-
debögen erfasste, würden wiederum viele auf die Transportlisten kommen, 
die dann „wieder abgestrichen werden müssen“.57 Czermak gab ihm dar-
aufhin den Rat, die Staatsangehörigkeit in den Meldungen besonders deut-
lich anzugeben.58

Waren von den ersten Transporten PatientInnen der Anstalt in Hall und des 
„St. Josefs-Institutes“ betroffen, gerieten im Jahre 1941 zusätzlich die Be-

                                                      
55 TLA, Personalakt Dr. Ernst Klebelsberg, Bericht betreffend die Krankenverschickungen aus der 
Landes Heil- und Pflegeanstalt (damals: Gau Heil- und Pflegeanstalt) Solbad Hall in Tirol vom Ver-
walter der Heilanstalt an die Sonderkommission bei der Landeshauptmannschaft, 10.12.1946 
56 Hinterhuber, Ermordet und vergessen 98-102; Archiv Edwin Tangl, „Verzeichnis der am 10. De-
zember 1940 aus dem St. Josefsinstitut in Mils bei Hall i.T. abtransportierten Pfleglinge“ (Abschrift), 
erstellt am 21.5.1946 von einem Polizeiangestellten; TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenver-
nehmung Schwester Oberin Generosa Gleirscher vor dem LG Innsbruck, 12.8.1948  
57 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Dr. Klebelsberg an Dr. Czermak, 7.1.1940 
58 Ebd., Dr. Czermak an Dr. Klebelsberg, 9.1.1941 
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wohnerInnen der Versorgungs-, Armen- und Altenheime ins Visier der 
„Euthanasie“-Ärzte und -organisatoren. Systematisch wurden diese Ein-
richtungen von Czermak, Renno und Lonauer besichtigt. Die Angaben in 
den Gerichtsakten über diese Vorgänge sind sehr unterschiedlich, so dass 
eine Rekonstruktion kaum möglich ist. Czermak gab an, dass er gemein-
sam mit Renno in den Versorgungshäusern Imst und Nassereith war, um 
einerseits herauszufinden, zu welchem anderen Zweck die Anstalten ver-
wendet werden könnten, und um sich „ein Bild über den Zustand der ein-
zelnen Kranken zu machen“.59 In beiden Häusern befanden sich neben 
pflegebedürftigen „krüppelhaften Personen“ auch leichtere Fälle von 
„Geisteskranken“. Der eigentliche Grund für die Besuche war wohl die 
Selektion eben dieser „Geisteskranken“ für die bevorstehenden „Verlegun-
gen“ in die Anstalt nach Hall und für den geplanten Weitertransport in die 
Tötungsanstalt Hartheim. Bei der Vorsprache bei der Oberin im Versor-
gungshaus Nassereith, ordnete der Arzt, der Czermak begleitete – das war 
vermutlich Renno – an, etwa 30 von insgesamt 45 „Pfleglingen“ für eine 
Verlegung nach Hall bereitzuhalten. Zirka zehn Männer und Frauen, die 
vom Versorgungshaus als Arbeitskräfte benötigt wurden, durften nach 
Intervention der Oberin in Nassereith bleiben.60 Ähnlich die Vorgangswei-
se im Versorgungshaus Imst. Auch hier erkundigten sich Anfang März 
Ärzte über das Arbeitsverhalten der PatientInnen und ob diese von Ange-
hörigen besucht würden.61

Wenige Wochen nach dieser ersten Selektion setzte Czermak den Landrat 
(heute Bezirkshauptmann) von Imst davon in Kenntnis, dass „in den 
nächsten Tagen“ alle auf den beigelegten Listen erfassten „Pfleglinge“ von 
der Heil- und Pflegeanstalt Hall „abgeholt und übernommen werden“.62 
Am 14. März 1941 wurden nach Angaben der Schwestern aus dem Ver-
sorgungshaus Nassereith 20 Männer und Frauen und aus dem Versor-
gungshaus Imst 19 Frauen von Pflegerinnen der Haller Anstalt abgeholt 
und mittels Omnibussen nach Hall gebracht.63 Dort wurden alle PatientIn-
                                                      
59 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Fortgesetzte Vernehmung von Dr. Czermak vor dem LG 
Innsbruck, 3.8.1948 
60 Archiv Edwin Tangl, Zeugenaussage der Leiterin des Versorgungshauses Nassereith, Sr. Martha 
Puschmann, vor der BPDion Ibk, 23.5.1946 
61 Ebd., Zeugenaussage der Leiterin des Versorgungshauses Imst, Sr. Engelharda Sophia Fink, vor 
der BPDion Ibk, 23.5.1946 
62 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten) 1941, Zl. M-XI 
1941 (Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Dr. Czermak an den Landrat des Landkreises 
Imst, 10.3.1941 
63 Archiv Edwin Tangl, Zeugenaussage der Leiterin des Versorgungshauses Nassereith, Sr. Martha 
Puschmann, vor der BPDion Ibk, 23. 5. 1946; Ebd., Zeugenaussage der Leiterin des Versorgungshau-
ses Imst, Sr. Engelharda Sophia Fink, vor der BPDion Ibk, 23.5.1946 



„Sterben hätte sie auch hier können.“ 381 

nen ordnungsgemäß im Aufnahmebuch erfasst und ein PatientInnenakt an-
gelegt64. 
Czermak begründete diese „Verlegungen“ im Nachhinein damit, dass er 
die PatientInnen unter den Schutz von Klebelsberg stellen wollte, da er ja 
gewusst habe, dass dieser ein Gegner der „Euthanasie“ war. Weit glaub-
würdiger als diese Schutzbehauptung klingt seine zweite Begründung, dass 
die Sammlung in Hall einen reibungsloseren Weitertransport ermöglich-
te.65 Widersprechend zu Czermaks erster Erklärung gab Klebelsberg zu 
Protokoll, dass er keinerlei Möglichkeit gehabt habe, irgendetwas zu un-
ternehmen, da er die PatientInnen aus den Versorgungshäusern zum Teil 
gar nicht mehr zu Gesicht bekommen habe, weil sie nur über Nacht in Hall 
gewesen seien.66 Ziel der Durchforstung der Versorgungshäuser war es 
offensichtlich, die psychisch kranken Menschen aus diesen kleinen Anstal-
ten zu entfernen und die für die „Euthanasie“ selektierten PatientInnen 
später von Hall aus in die Tötungsanstalt Hartheim zu bringen. 
Die Anstalt Hall wurde ab März 1941 überhaupt zu einer Art Sammelstati-
on. Die geplante Umwidmung der Heil- und Pflegeanstalt Valduna in eine 
Aufbewahrungsstätte für TuberkulosepatientInnen – letztlich wurde das 
Gebäude von der Wehrmacht für die Errichtung eines Reservelazaretts für 
Kriegsgefangene in Anspruch genommen – hatte zur Folge, dass im Zuge 
der Auflösung drei Transporte von PatientInnen nach Hall durchgeführt 
wurden. Zwei Transporte aus Valduna wurden übrigens am 10. Februar 
1941 und am 17. März 1941 direkt zur Vernichtung nach Oberösterreich 
gebracht.67 Die Verlegungen nach Hall begannen am 8. März 1941. 123 
PatientInnen – 47 Frauen und 76 Männer – aus Vorarlberg wurden an die-
sem Tag nach Hall verlegt. Wenige Tage später, am 24. März, erfolgte ein 
weiterer Transport mit 44 Frauen und 40 Männern. Ein letzter Transport 
wurde am 13. Mai mit 16 Frauen und fünf Männern durchgeführt.68

                                                      
64 Historisches Archiv Psychiatrisches Krankenhaus Hall i.T, Aufnahmebuch VI (1937-1944); Aus 
dem Versorgungshaus Imst wurden an diesem Tag laut Aufnahmebuch 20 Patientinnen aufgenommen. 
65 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr4740/47, Fortgesetzte Vernehmung von Dr. Czermak vor dem Richter, 
31.7.1948 
66 Ebd., Zeugenvernehmung Dr. Klebelsberg vor dem LG Innsbruck, 5.8.1948; Dieser Aussage wi-
derspricht jedoch die Tatsache, dass die PatientInnen aus den Versorgungshäusern Imst und Nassereith 
beinahe eine Woche in der Haller Anstalt geblieben sind. 
67 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. L-II/5-1941 
(Heilanstalt Valduna), Dr. Czermak an den Reichsstatthalter in Oberdonau z. H. Dr. Haider, 12.5.1941; 
Egger, Arme und Irre 201 ff. 
68 Historisches Archiv Psychiatrisches Krankenhaus Hall i. T., Angaben nach dem Aufnahmebuch 
VI (1936-1944); Egger, Arme und Irre 204 f. Egger gibt eine Gesamtzahl der Transporte mit 227, und 
als Datum für den 2. Transport den 27.3.1941 an. Laut Aufnahmebuch wurden insgesamt 228 Männer 
und Frauen überstellt und der 2. Transport am 24.3.1941 durchgeführt. Hinterhuber gibt für den 
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Fast zeitgleich mit der Überstellung der BewohnerInnen der Versorgungs-
häuser Imst und Nassereith wurden der Heil- und Pflegeanstalt Hall am 
15. März 1941 wiederum von der Direktion der Anstalt in Niedernhart 
zwei Transportlisten mit den Nummern 72 und 7369 zugestellt und kurz 
und bündig angekündigt: „Der Transport findet am Donnerstag den 
20. März 1941 statt.“70 Die Liste 72 enthielt die Namen von 43 Männern 
und 22 Frauen aus der Anstalt Hall. Auf der Liste 73 wurden 21 Frauen 
und zwei Männer aus dem Versorgungshaus Nassereith und 12 Frauen aus 
dem Versorgungshaus Imst angefordert, die sich zu diesem Zeitpunkt be-
reits in Hall befanden. Insgesamt wurden also 100 PatientInnen für die Er-
mordung ausgewählt. 
Wie von Niedernhart angekündigt, wurde am 20. März tatsächlich ein 
Transport aus der Anstalt in Hall durchgeführt. Laut Klebelsberg sei es 
wiederum Renno gewesen, der als „eine Art Transportleiter“ nach Hall ge-
kommen war. Die Vorgangsweise sei wie beim ersten Mal gewesen, aller-
dings wurde diesmal bei der Erstellung der Listen auf die im Jänner 1941 
vom Primar selbst erstatten Halbjahresmeldung über die einzelnen Patien-
tInnen Rücksicht genommen. „Eine Reihe“ von Streichungen von Kranken 
durch Klebelsberg habe Renno akzeptiert. Soweit die Schilderungen Kle-
belsbergs.71 Ein Vergleich der so genannten Transportlisten mit den Auf-
zeichnungen in den Aufnahmebüchern im PKH Hall zeigt folgendes Bild. 
Von den in den Listen 72 und 73 angeforderten 100 PatientInnen wurden 
92 tatsächlich nach Hartheim zur Tötung überstellt. Drei Männer und zwei 
Frauen, die aus der Haller Anstalt deportiert werden hätten sollen, waren 
letztlich nicht bei den Transporten dabei. Zwei von ihnen waren schon 
lange vorher entlassen worden und bei den drei anderen dürften die Inter-
vention von Primar Klebelsberg ausschlaggebend für die Zurückstellung 
gewesen sein. Auf der Transportliste 73 waren insgesamt 23 ehemalige 
BewohnerInnen des Versorgungshauses Nassereith verzeichnet. Bei der 
Überstellung aus Nassereith am 14. März waren jedoch nur 20 PatientIn-
nen dabei, die dann auch alle mit dem Transport vom 20. März nach Hart-

                                                                                                                          
1. Transport eine Zahl von 76 Patienten an, was nicht den Aufzeichnungen im Aufnahmebuch ent-
spricht. In: Hinterhuber, Ermordet und vergessen 109 
69 Archiv Edwin Tangl, „Transportlisten“ 72 und 73 
70 TLA, BPDion Innsbruck, Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Niedernhart“, Der Direktor der Gau- Heil und Pflegeanstalt Niedernhart an den Direktor 
der Heil- und Pflegeanstalt Hall, 14.3.1941 
71 Archiv Edwin Tangl, Bericht über die Vernehmung von Dr. Klebelsberg durch die BPDion Ibk, 
15.5.1946; TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Klebelsberg beim LG Inns-
bruck, 5.8.1948 
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heim gebracht wurden. Somit erklärt sich die Differenz von acht Personen 
zwischen den Transportlisten und den tatsächlich abgeholten PatientInnen. 
Unter den Haller PatientenInnen waren elf Männer, die am 8. März aus der 
Anstalt Valduna überstellt worden waren. Die Erklärung, warum Klebels-
berg diesmal, nach eigenen Aussagen „eine Reihe“, tatsächlich aber nur 
drei zur Vernichtung ausgewählte Kranke von den Listen strich, dürfte da-
rin zu suchen sein, dass bei der Erstellung der Transportlisten auf die Halb-
jahresmeldungen von Klebelsberg, in denen er auch einen Auszug aus den 
Krankengeschichten eingetragen hatte, zurückgegriffen wurde. Daher ka-
men von vornherein keine bzw. nur wenige PatientInnen auf die Listen, 
gegen die der Primar Einwände vorzubringen gehabt hätte. So war es dann 
auch. Mit Ausnahme von drei PatientInnen akzeptierte er die getroffene 
Auswahl. Auf jeden Fall gibt es keine Hinweise, auch nicht von ihm selbst, 
dass er gegen diesen zweiten Transport bei Czermak oder Gauleiter Hofer 
interveniert hätte. Wie schon beim ersten Transport im Dezember 1940 
setzte er sich zwar für die arbeitsfähigen PatientInnen ein, nahm aber da-
mit im Umkehrschluss die Deportation der „Unproduktiven“ und „Unheil-
baren“ mehr oder weniger stillschweigend hin. Diese Annahme bestätigt 
auch eine Aussage Klebelsbergs bei der Gerichtsverhandlung gegen Czer-
mak: „Beim zweiten Transport ist nur weggegangen, was ich verantworten 
konnte. Renno hat mir Richtlinien gegeben in dem Sinne, alles was unheil-
bar ist solle weg.“72

Das Morden geht weiter 

Anfang April 1941 erhielt Dr. Czermak von der Tötungsanstalt Hartheim 
eine von ihm gewünschte Aufstellung über die bis zu diesem Zeitpunkt 
durchgeführten Transporte aus dem Gau Tirol-Vorarlberg. Aus Hall wur-
den demnach bis Ende März, eingerechnet die PatientInnen aus den Ver-
sorgungshäusern, 271 Menschen in die Tötungsanstalt Hartheim gebracht. 
Für Mitte Mai kündigte die Landesanstalt Hartheim im selben Schreiben 
die nächsten Transporte an.73 Währenddessen setzte Czermak im Einver-
nehmen mit Lonauer die Bemühungen im Gau fort, die „Geisteskranken“ 
zentral in der Anstalt in Hall zu konzentrieren. Die Unterbringung in den 
                                                      
72 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenaussage Dr. Klebelsberg bei der Hauptverhandlung ge-
gen Dr. Czermak vor dem LG Innsbruck, 30.11.1949 
73 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Landesanstalt Hartheim an Dr. Czermak, 4.4.1941 
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Armen- und Versorgungshäusern sollte den „Altersschwachen und körper-
lich behinderten Pfleglingen vorbehalten“, alle „Schwachsinnigen, Geis-
teskranken und Epileptiker“ jedoch in Hall untergebracht werden. Czer-
mak wandte sich in weiterer Folge an alle Landräte und den Innsbrucker 
Oberbürgermeister, um sie von dieser Vereinbarung in Kenntnis zu setzen. 
Sein Auftrag lautete, alle „unheilbaren Geisteskranken“ in die Heil- und 
Pflegeanstalt Hall einzuweisen.74 Klebelsberg hielt in den Versorgungs-
häusern Imst und Nassereith und in den Innsbrucker Altenheimen im Auf-
trag von Renno „Nachschau“, wie er im Rahmen einer Zeugenvernehmung 
erklärte. Er sollte nachforschen, ob sich dort Leute aufhielten, „die für eine 
Verlegung in Frage kämen“. Allerdings konnte er sich davon überzeugen, 
dass alle PatientInnen mit Arbeit beschäftigt waren, was er auch Renno 
berichtet habe.75 Auch Czermak durchforstete weiterhin persönlich die 
Versorgungshäuser in Tirol. Die Schwester Oberin des Versorgungshauses 
Ried sagte 1946 vor der Polizei aus, dass er im Frühjahr 1941 in Beglei-
tung eines unbekannten Mannes in Ried erschienen sei, um BewohnerIn-
nen zu „besichtigen“ und zu „notieren“. Als Ergebnis dieser Sichtung be-
kam die Oberin wenig später eine Transportliste zugestellt, auf der 
24 Frauen angefordert wurden.76 Czermak wies am 20. Mai 1941 den zu-
ständigen Landrat in Landeck an, den Abtransport der angeforderten Pa-
tientinnen nach Hall, der für den 26. Mai angekündigt wurde, vorzuberei-
ten.77 Als die 24 Frauen am besagten Datum schließlich abgeholt wurden, 
war auch Klebelsberg in Ried anwesend. Dabei sei es ihm, wie die 
Schwester Oberin vor der Polizei aussagte, gelungen, zwei psychisch kran-
ke Ordensschwestern, die aus Italien stammten, zurückzuhalten. Diese 
Aussage lässt sich bei Durchsicht des Aufnahmebuches und einem Ver-
gleich mit der Transportliste 75 nur für eine Schwester bestätigen. Von den 
24 angeforderten PatientInnen – unter ihnen vier Ordensschwestern – wur-
den 23 nach Hall gebracht. Nur eine Schwester, als deren Geburtsort Ulten 
in Südtirol angeben wurde, verblieb demnach in Ried. Die 23 Frauen wur-

                                                      
74 Ebd., Direktion der Heil- und Pflegeanstalt Niedernhart an Dr. Czermak, 17.4.1941; Ebd., 
Dr. Czermak an alle Landräte in Tirol und Vorarlberg und den Oberbürgermeister in Innsbruck, 
21.4.1941 
75 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Klebelsberg vor dem LG Innsbruck, 
5.8.1948 
76 Archiv Edwin Tangl, Zeugenaussage der Leiterin des Versorgungshauses Ried i. Tirol, Sr. Zitta 
Eder, vor der BPDion Innsbruck, 23.5.1946. Bei der Liste handelte es sich um die „Transportliste“ 
Nr. 75 
77 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten) 1941, Zl. M-XI 
1941 (Verlegung von Patienten in andere Anstalten), Dr. Czermak an den Landrat des Landkreises 
Landeck, 20.5.1941 
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den in Hall im Aufnahmebuch und auch in den Verwaltungsakten der ein-
zelnen Patientinnen ordnungsgemäß erfasst, obwohl ja klar sein musste, 
dass die Patientinnen nur wenige Tage in der Anstalt bleiben würden.78 
Schon allein aus abrechungstechnischen Gründen wurde auf der Verwal-
tungsebene routinemäßig vorgegangen, da es ja auch darum ging, die an-
fallenden Verpflegungskosten für die Frauen für die wenige Tage des Auf-
enthaltes einzufordern. Bereits am 21. Mai war Klebelsberg von Lonauer 
dahingehend informiert worden, dass ein dritter Transport aus der Anstalt 
Hall durchgeführt würde: 
„In der Anlage übersende ich Ihnen eine Transportliste. […] Der Abtrans-
port von der Anstalt wird am Donnerstag, den 29.5.1941 zeitlich früh mit-
tels Omnibus durchgeführt. Pflegepersonal wird von ihnen hierzu nicht be-
ansprucht. Der mit dem Abtransport beauftragte Beamte wird bereits am 
28.5.1941 gegen Abend dort eintreffen und mit Ihnen die nötigen Vorbe-
sprechungen durchführen.“79

Die Vorbereitung und Abwicklung dieses dritten Transportes kam bei den 
polizeilichen Erhebungen und vor Gericht kaum zur Sprache, so dass dar-
über nur wenig bekannt ist. Im oben zitierten Schreiben fehlten außerdem 
die Nummern der Transportlisten. Daher ist eine Zuordnung kaum mög-
lich. Im Zuge der Ermittlungen durch die Polizeidirektion Innsbruck über-
gab Klebelsberg 1946 alle in seinem Besitz befindlichen Transportlisten. 
Dabei sind die Listen 45, 47, 48 dem ersten Transport, die Listen 72, 73 
dem zweiten Transport und die Liste 75 dem Transport aus dem Versor-
gungshaus Ried zuordenbar. Bei dem der Polizei übergebenen Material be-
fanden sich zwei weitere Listen mit den Nummern 77 und 90. Auf der 
Transportliste 77 waren insgesamt 67 Namen aus der Anstalt in Hall, di-
versen Heimen in Innsbruck, dem St. Josefs-Institut in Mils, den Versor-
gungshäusern in Nassereith und Imst, sowie der Erziehungsanstalt in 
Scharnitz erfasst. Auf Liste 90 waren insgesamt 16 Männer und Frauen aus 
der Anstalt in Hall registriert. Ob alle diese PatientInnen im Zuge dieses 
dritten Transportes nach Hartheim deportiert hätten werden sollen, ist nicht 

                                                      
78 In der ursprünglichen Version, Seifert, „…daß alle durch uns geholten Patienten als gestorben zu 
behandeln sind…“ 56, findet sich die missverständliche Formulierung, dass für die Frauen ein Kran-
kenakt angelegt wurde. Ein medizinischer Krankenakt für die Frauen aus dem Versorgungshaus Ried 
konnte bisher weder im Archiv des Psychiatrischen Krankenhauses Hall noch im Bundesarchiv Berlin 
gefunden werden. Ordnungsgemäß weiter geführt bzw. bei Erstaufnahmen sogar neu angelegt wurden 
jedoch die PatientInnenverwaltungsakten, die im Unterschied zu den Krankenakten in erster Linie Ver-
waltungsschriftgut in Bezug auf die einzelnen PatientInnen enthalten. 
79 TLA, BPDion Innsbruck, Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Niedernhart“, Der Direktor der Gau- Heil und Pflegeanstalt Niedernhart an die Heil- 
und Pflegeanstalt Hall, 21.5.1941 
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klar. An Hand einer von Primar Klebelsberg erstellten Liste lässt sich nur 
nachweisen, dass am 29. Mai 1941 insgesamt 29 Personen von Hall abge-
holt wurden. Unter ihnen befanden sich 21 Frauen aus dem Versorgungs-
haus Ried (Transportliste 75), die ja schon wenige Tage vorher nach Hall 
gebracht wurden, weiters vier Männer und zwei Frauen aus der Anstalt 
Hall (Transportliste 90) und je ein Mann und eine Frau aus dem St. Josefs-
Institut in Mils (Transportliste 77).80

Wer aus den verschiedenen Transportlisten, die ja eigentlich Anforde-
rungslisten waren, die endgültige Auswahl getroffen hat, ist nicht bekannt. 
Aus den Innsbrucker Heimen, aus der Erziehungsanstalt und aus den Ver-
sorgungshäusern Imst und Nassereith wurden für diesen Todestransport 
überhaupt keine PatientInnen berücksichtigt. Für Innsbruck ist belegt, dass 
sich der Oberbürgermeister Egon Denz gegen einen Abtransport gestellt 
hatte. Seine telefonische Intervention bei Gauleiter Hofer war erfolgreich 
und zeigt, dass es offensichtlich möglich war, eine Abgabe gänzlich zu 
verweigern, ohne Sanktionen befürchten zu müssen.81

Lediglich für die Auswahl der Rieder und Milser PatientInnen finden sich 
in den ZeugInnenaussagen vereinzelte Hinweise auf die Vorgangsweise. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass Dr. Klebelsberg in seinen 
Aussagen immer wieder betonte, dass sich seine „Generalvollmacht“ zur 
Streichung nur auf die Anstalt in Hall bezogen habe. Allerdings gibt es 
deutliche Hinweise darauf, dass er beim dritten Transport sowohl Patien-
tInnen aus dem Versorgungshaus Ried als auch aus dem Institut in Mils 
vor dem sicheren Tod gerettet hat. Diese Tatsache brachte Klebelsberg 
jedoch von sich aus nur zögerlich zur Sprache, obwohl sie ja für ihn ohne 
Zweifel positiv ausgelegt werden hätte können. Ihm war wohl bewusst, 
dass die Tatsache, dass er einige Menschen von den Listen streichen konn-
te, umgekehrt die Frage aufwarf, wieso er andere auf den Listen beließ. 
Noch bei der Hauptverhandlung gegen Czermak, bei der Klebelsberg als 
Zeuge aussagte, beharrte er darauf, dass die Leute aus Ried nur kurzzeitig 
in seiner Anstalt gewesen seien und er keine Untersuchungen mehr durch-
führen hätte können. Er habe „auf die Transporte von außen keinen Ein-
fluss gehabt“82. Allerdings erwähnte die Schwester Oberin von Ried am 
                                                      
80 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Verlegung von Patienten in andere Anstalten), „Liste der am 29.5.1941 überstellten Kranken in eine 
andere Anstalt“, Dr. Klebelsberg an Dr. Czermak, 23.6.1941 
81 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Egon Denz vor dem LG Innsbruck, 
3.9.1948 
82 Ebd., Zeugenaussage Dr. Klebelsberg bei der Hauptverhandlung gegen Dr. Czermak vor dem LG 
Innsbruck, 30.11.1949 
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selben Tag, dass Klebelsberg in Hall zwei PatientInnen zurückbehalten 
hatte, was sich auch über die Aufnahmebücher belegen lässt. Ebenso führ-
te sie aber auch an, dass ein junges Mädchen, dem nichts nicht gefehlt 
habe, außer, dass es „eigensinnig“ war, in Hall nicht zurückbehalten wur-
de.83

Auch im Falle des Josefs-Institut in Mils argumentierte Klebelsberg ähn-
lich. Bei der Hauptverhandlung sagte er aus: „Ich habe mit der Milser An-
stalt nichts zu tun gehabt, ich habe die Kranken überhaupt nicht ge-
kannt.“84 Dies widersprach allerdings den Angaben der Leiterin von Mils. 
Sie hatte 1948 im Zuge einer Zeugenvernehmung ausgesagt, dass Anfang 
Mai ein „Herr, glaublich auch ein Berliner“, eine „Transportliste mit 
18 Personen“ gebracht habe. Acht Personen habe man sofort gestrichen, 
weil sie bereits früher gestorben seien, und weitere acht Personen waren 
„gute Arbeitskräfte“. Auf Bitte der Schwester Oberin sei dann Klebelsberg 
gekommen und habe sich die PatientInnen angesehen und sich davon ü-
berzeugt, dass außer zwei „Pfleglingen“ alle arbeiteten.85 Diese Version 
bestätigt eine von Klebelsberg eigenhändig unterzeichnete Aufstellung der 
acht Milser PatientInnen, auf denen er deren Arbeitstätigkeit feststellte.86 
Wieso er auch diese Tatsache unerwähnt ließ, erklärt sich wohl aus den 
schon dargelegten Gründen. Hätte er die Rettung dieser acht PatientInnen 
erwähnt, wäre er nicht umhin gekommen, den weiteren Verlauf seines Be-
suches zu beschreiben. Dieser spielte sich in der Schilderung der Schwes-
ter folgendermaßen ab: 
„Diese zwei (die nicht arbeiteten, O.S.) waren ein epileptischer Bub und 
ein schwachsinniges Mädel. Dr. Klebelsberg sagte mir nun, ich sollte die 
beiden in seine Anstalt bringen. Das habe ich dann allerdings ungern ge-
tan. Zwei Tage später erfuhr ich, dass sie mit einem Transport von Hall 
abgegangen seien.“87

Der Mann und die Frau, trotz deren Alter von 35 und 44 Jahren immer 
noch als Bub und Mädel bezeichnet, wurden in Hall nicht in den Aufnah-
mebüchern registriert. Der einzige Beweis dafür, dass sie tatsächlich am 
                                                      
83 Ebd., Zeugenaussage Sr. Zita Eder bei der Hauptverhandlung gegen Dr. Czermak vor dem LG 
Innsbruck, 30.11.1949 
84 Ebd., Zeugenaussage Dr. Klebelsberg bei der Hauptverhandlung gegen Dr. Czermak vor dem LG 
Innsbruck, 30.11.1949 
85 Ebd., Zeugenvernehmung Schwester Oberin Generosa Gleirscher vor dem LG Innsbruck, 
12.8.1948 
86 TLA, BPDion Innsbruck, Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Liste der verlegten Kranken“, Aufstellung unterzeichnet von Dr. Klebelsberg, o. D. 
87 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Schwester Oberin Generosa Gleirscher 
vor dem LG Innsbruck, 12.8.1948 
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29. Mai 1941 mit dem dritten Transport von Hall nach Hartheim deportiert 
wurden, ist eine Aufstellung von Klebelsberg über diesen Transport. Weil 
die Bundespolizeidirektion bei den Ermittlungen 1946 als Grundlage für 
die Erfassung der „Euthanasie“-Opfer insbesondere die Aufnahmebücher 
in Hall heranzog, scheinen diese beiden auch nicht in der polizeilichen 
Aufstellung auf. 

„Wir kommen unter die Metzger“ – 
Reaktionen der Opfer 

Bisher war meist die Rede von der Vorbereitung, Zusammenstellung und 
Durchführung der einzelnen Transporte und nicht von den betroffenen 
Menschen, den Opfern und Angehörigen. Dies hat damit zu tun, dass die 
ohnehin spärlichen Quellen vor allem über die Abläufe der „Euthanasie“ 
Rückschlüsse zulassen, aber kaum Informationen über die Opfer und deren 
Angehörigen enthalten.88 Diese kommen in den Briefwechseln, Anord-
nungen und Durchführungsbestimmungen schlichtweg nicht vor. Was von 
den Opfern blieb, sind oft nur deren Namen auf diversen Listen. Meist nur 
zwischen den Zeilen finden sich in den überlieferten Quellen zumindest 
indirekte Hinweise auf jene Menschen, die ausgesucht wurden, um im 
Rahmen der NS-“Euthanasie“ ermordet zu werden. Wir wissen kaum et-
was darüber, wie es diesen Männern, Frauen und Kindern ergangen ist, ob 
ihnen bewusst war, was auf sie zukam, und ob sie sich wehrten und sträub-
ten. Die NS-Propaganda vermittelte der Bevölkerung ein Bild von Furcht 
erregenden, abstoßenden „Irren“, die ohne Bewusstsein ihrer Lage dahin-
dämmerten. Trotzdem sprachen sich die Gerüchte von den Massenmorden 
bei den AnstaltspatientInnen, aber auch bei den Angehörigen sehr rasch 
herum und verbreiten Angst und Schrecken.89 Auch lange Zeit nach 
Kriegsende scheint die Meinung vorherrschend geblieben zu sein, dass 
„nur“ schwerste Fälle für die Tötung ausgesucht worden waren, die von 
den Vorgängen nichts gemerkt hätten. Dieser Annahme steht eine Reihe 

                                                      
88 Erst allmählich wird verstärkt die Opferperspektive in den Blick genommen. Gerade in den letzten 
Monaten wurden an verschiedener Stelle biografische Skizzen von „Euthanasie“-Opfern aus Tirol ver-
öffentlicht. Vgl. Sommerauer – Wassermann, Temporäres Denkmal 262-306; Horst Schreiber, Natio-
nalsozialismus und Faschismus in Tirol und Südtirol. Opfer. Täter. Gegner (Innsbruck/Wien/Bozen 
2007) 228-230; Ein weiteres Beispiel hierfür ist die Projektgruppe „Zeitschatten“: http://www.zeit 
schatten.info/, 29.11.2007 
89 Neugebauer, Die „Aktion T4“ 70 
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von Aussagen gegenüber. So hielt auch das Volkgericht Innsbruck im Ur-
teil gegen Czermak fest, dass trotz der 
„vorgenommenen Streichungen durchaus nicht lauter unheilbare schwere 
Geisteskranke, die ohne Funken geistigen Lebens waren, verlegt, d.h ver-
nichtet wurden, sondern auch Altersschwache, Epileptiker, Kretains (sic!), 
Alkoholiker, somit vielfach nur pflegebedürftige Männer, Frauen und Kin-
der, die größtenteils nicht nur von ihrem schweren Schicksal wussten, son-
dern auch erkannten, was man mit ihnen vorhat.“90

Bleibt also die Frage, wie die PatientInnen auf den bevorstehenden Ab-
transport reagierten. Hierüber gibt es nur wenige Schilderungen. So berich-
tete beispielsweise die Schwester Oberin von Nassereith über die Abho-
lung ihrer PatientInnen: „Die Pfleglinge machten keine besonderen 
Schwierigkeiten, da sie glaubten, es handle sich um eine Spazierfahrt. Nur 
ein Pflegling aus Imst, die sich bereits im Auto befand, schrie wiederholt, 
‚wir kommen unter die Metzger’, sodass sogar die Bevölkerung aufmerk-
sam wurde.“91

Eine weitere Überlieferung gibt es aus der Anstalt Mariathal.92 Von dort 
waren, unabhängig von den Todestransporten aus Hall, am 23. Mai 1941 
mit Omnibussen 61 Kinder abgeholt worden. Eine Frau wollte das Kind 
ihrer Schwester an jenem Tag aus der Anstalt nehmen, wurde jedoch vom 
Begleitpersonal daran gehindert. Man nahm ihr das Kind einfach weg und 
steckte es zu den anderen Kindern in den Bus. Auch bei diesen Kindern 
war der Abtransport nicht ohne Problem verlaufen, wie der Bericht der 
dortigen Leiterin zeigt: 
„(…) und alle Kinder, es waren damals 60 an der Zahl wurden mit Gewalt 
und gegen unseren Einspruch weggebracht. Die Kinder haben geweint und 
gejammert und als sie in den Omnibussen untergebracht worden waren, 
hörte man die Kinder nicht mehr, sondern wurde es alsbald ganz still. Ich 
nehme an, bzw. hat es uns damals den Anschein erweckt, dass den Kindern 
damals irgendwelche Einspritzungen verabreicht wurden.“93

                                                      
90 DÖW, Nr. 11.440, Urteil gegen Dr. Czermak durch das Volksgericht beim LG Innsbruck, 1.12. 
1949 
91 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Sr. Martha Puschmann vor dem LG 
Innsbruck 
92 Zu Mariathal: Hinterhuber, Ermordet und vergessen 105 f. 
93 Archiv Edwin Tangl, Bericht über die Vernehmung der Leiterin der Idiotenanstalt Mariathal, Al-
berta Berchtenbreiter, von der BPDion Ibk, 7.12.1946 
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Aus dem St. Josefs-Institut in Mils ist überliefert, dass sich ein Mann 
durch Flucht der drohenden Abholung und geplanten Ermordung entziehen 
konnte.94

Für Hall gibt es keine Berichte darüber, wie sich der Abtransport einer so 
großen Anzahl von zum Teil sicher auch unruhigen PatientInnen abge-
spielt hat. Es ist jedoch nur schwer vorstellbar, dass dies ohne Widersetz-
lichkeiten und ohne die Anwendung von Zwangsmitteln möglich war. In 
einer Aussage ließ Klebelsberg anklingen, dass unter den Krankenwärtern, 
die den Transport begleiteten, rechte „Ruachen“, also ziemlich grobe Män-
ner waren.95

In einem Fall gibt es einen Hinweis darauf, dass eine Patientin aus der 
Anstalt Hall schon vor Beginn der Transporte um ihr Leben fürchtete. Ire-
ne Maretich wandte sich in einem Brief an ihren Cousin, der auch ihr Ku-
rator war, und bat ihn in ihrer Not um Rettung. Sie fürchtete, dass sie zur 
„Verurnung“ weggebracht werden soll.96 Dass ihre Vorahnung kein Hirn-
gespinst, sondern reale Bedrohung war, zeigt die Tatsache, dass sie bereits 
mit dem ersten Transport am 10. Dezember 1940 nach Hartheim kam. Als 
ihr Cousin im März 1941 von dort eine Todesmeldung und etwas später 
die Urne erhielt, war er offenbar durch den Brief bereits vorgewarnt und 
fuhr nach Hartheim, um dort Nachforschungen anzustellen.97 Er war damit 
bei weitem nicht der einzige. Eine Vielzahl von Angehörigen wollte sich 
mit einer lapidaren Todesmeldung nicht zufrieden geben. 

„Wir sind nicht neugierig auf die Urne“ - 
Die Reaktionen der Verwandten 

Als der Kurator erfuhr, dass seine Cousine Irene Maretich an einem Herz-
leiden gestorben sei, fuhr er nach Hartheim. Dort berichteten ihm die Orts-
bewohner, dass die „Pfleglinge“ in die Anstalt gebracht, dann vergiftet und 
anschließend verbrannt wurden.98 Dies zeigt also, dass spätestens mit dem 
                                                      
94 Ebd., Bericht über die Vernehmung der Schwester Oberin des St. Josefs-Institutes in Mils, Geno-
vefa Gleirscher, von der BPDion Innsbruck, 24.5.1946 
95 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Klebelsberg vor dem LG Innsbruck, 
5.8.1948 
96 Ebd., Rechtsanwalt Dr. Polaczek an den Ersten Staatsanwalt Dr. Riccabona, 2.5.1946 
97 TLA, BPDion Innsbruck, Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Lose Blätter ohne Beschriftung“, Kommando der Sicherheitswache Pol.-Wachzimmer 
Rathaus an BPDion Innsbruck., 23.9.1946 
98 Ebd. 
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Eintreffen der ersten Todesmeldungen aus Hartheim oder anderen Tö-
tungsanstalten, die Geheimhaltung nicht mehr möglich war. Die Bevölke-
rung begann sich ihr eigenes Bild zu machen. Daran konnte auch ein aus-
geklügeltes Desinformationssystem nichts ändern, das verhindern sollte, 
dass die Öffentlichkeit von dem massenhaften Morden erfuhr. In Hartheim 
wurde ein eigenes Sonderstandesamt eingerichtet, das die „Todesfälle“ 
beurkundete. Die Erstinformation über die „Verlegung“ erstatteten meist 
die Abgabeanstalten selbst.99 Auch die Anstalt in Hall informierte Ange-
hörige, Kuratoren oder Gemeindeämter am Tage des Abtransportes in ei-
nem knappen, einheitlichen Formular, in dem nur mehr der Name einge-
fügt wurde, über die Verlegungen. 

Abb. 4: Einige dieser Benachrichtigungen sind in den Akten erhalten geblieben, weil sie 
mit der Post nicht zustellbar waren und daher an die Anstalt retourniert wurden, oder weil 
man keine Adressen der Angehörigen ausfindig machen konnte. 

                                                      
99 Brigitte Kepplinger, Die Tötungsanstalt Hartheim 1940-1945. In: Wert des Lebens. Gedenken. 
Lernen. Begreifen (Begleitpublikation zur Ausstellung des Landes OÖ in Schloss Hartheim 2003) 
(Linz 2003) 99 f. 
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Kurz drauf erhielten die Angehörigen in der Regel eine Verständigung 
durch die „Landesanstalt Hartheim“, dass die betreffende Person dort ein-
getroffen sei. Meist waren die PatientInnen zum Zeitpunkt der Verständi-
gung jedoch schon ermordet worden.100 In der Benachrichtigung wurde 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass „Besuche unstatthaft sind, zumal 
infolge Feststellung von Infektionskrankheiten bei einigen Patienten die 
zuständige Ortspolizeibehörde das Betreten der Anstalt für Außenstehende 
bis auf weiteres verboten hat“.101 Im Wortlaut waren alle Schreiben iden-
tisch. Trotz des unmissverständlichen Besuchsverbotes versuchten in eini-
gen Fällen die Angehörigen, ihre Verwandten noch einmal zu sehen. Eini-
ge dieser Versuche protokollierte die Bundespolizeidirektion Innsbruck bei 
den Erhebungen zu den „Euthanasie“-Morden im Jahr 1946. So beauftrag-
te beispielsweise der Ehemann von Elisabeth Kogler, die am 10. Dezember 
1940 nach Hartheim gebracht worden war, nach Erhalt der Benachrichti-
gung seine in Oberösterreich lebende Schwester, „sie möchte sich um sei-
ne Frau kümmern“. Die Schwester begab sich darauf hin nach Niedernhart, 
wo ihr erklärt wurde, dass Frau Kogler sofort nach Sonnenstein bei Pirna 
weitertransportiert worden sei. Wenige Tage später langte von dort die 
Todesnachricht ein.102 Auch diese Form der Täuschung hatte System. Um 
die Bevölkerung nicht durch eine Häufung von Todesmeldungen miss-
trauisch zu machen, erfolgten diese oft aus unterschiedlichen Anstalten 
wie eben Sonnenstein, Bernburg oder Hadamar, ebenso wie Hartheim Tö-
tungsanstalten im deutschen Reich. Zu diesem Zweck wurden sämtliche 
Akten, aber auch die persönliche Hinterlassenschaft der in Hartheim Er-
mordeten in diese anderen Anstalten gebracht und von dort aus der gesam-
te Briefverkehr mit den Angehörigen geführt.103

Die Tochter von Josef Trostberger, er war ebenfalls am 10. Dezember nach 
Hartheim gekommen, wurde Mitte Jänner 1941 von der Anstalt Hadamar 
über den Tod ihres Vaters informiert. Der Versuch wenigstens die Uhr des 
toten Vaters zurückzubekommen, die zweifellos längst den Besitzer ge-
wechselt hatte, wurde durch ein bewusstes Verwirrspiel abgeblockt. Die 
Antwort der Anstalt lautete: „Wir müssen ihnen hierzu mitteilen, dass eine 

                                                      
100 Kepplinger, Die Tötungsanstalt 99 f. 
101 Als die BPDion Innsbruck im Jahre 1946 über alle Opfer Nachforschungen anstellte, konnte sie 
eine Reihe solcher Schreiben sicherstellen. Vgl. Archiv Edwin Tangl 
102 TLA, BPDion Innsbruck, Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Lose Blätter ohne Beschriftung“, Kommando der Sicherheitswache Pol-Wachzimmer 
Hötting an BPDion Innsbruck, 15.9.1946 
103 Kepplinger, Die Tötungsanstalt Hartheim 100 
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Übersendung von Urnen an Privatpersonen gesetzlich nicht zulässig 
ist.“104

Als die Eltern eines Mädchens eine Woche vor Weihnachten erfuhren, 
dass ihre Tochter am 10. Dezember 1940 aus dem St. Josefs-Institut in 
Mils abgeholt und nach Hartheim gebracht worden war, fuhr der Vater 
umgehend nach Hartheim, um sich über den Grund der Überstellung zu 
erkundigen. In Hartheim wurde ihm jedoch jede Auskunft und auch der 
Besuch seiner Tochter verwehrt, die zu diesem Zeitpunkt höchstwahr-
scheinlich bereits ermordet worden war. Die Todesmeldung von Hartheim 
erhielten die Eltern aber erst am 17. Jänner 1941. 105 Auch dies war gängi-
ge Praxis. Ab dem tatsächlichen Todesdatum ließ man stets einige Tage 
und Wochen vergehen, bis die Angehörigen in einem Brief vom eingetre-
ten Tod informiert wurden. Darin wurde den Angehörigen neben einer 
fingierten Todesursache auch mitgeteilt, dass die Toten auf Grund von 
Seuchengefahr verbrannt worden waren. Auf Wunsch bekamen die Ange-
hörigen die Urne, die keineswegs die Asche der Verstorbenen enthielt, 
zugeschickt.106 Auch diese Tatsache hatte sich schon bald herumgespro-
chen, sodass manche Angehörigen die Urne gar nicht anforderten.107

Ein letztes Beispiel soll noch zeigen, dass nicht nur betroffene Verwandte 
misstrauisch geworden waren, sondern auch in der Bevölkerung vermehrt 
Gerüchte darüber auftraten, dass die „Geisteskranken“ ermordet wurden. 
Der Kurator von Josef Wohlfahrtstätter wurde im Dezember 1940 von der 
Heilanstalt in Hall dahingehend informiert, dass dieser nach Linz überführt 
worden war. Obwohl der Kurator den Patienten gar nicht persönlich kannte 
und ihn noch nie gesehen hatte, begann er sich auf Grund der Gerüchte 
über die Krankenmorde für diesen Fall zu interessieren. Er kündigte in 
Linz seinen Besuch an, woraufhin ihm schriftlich mitgeteilt wurde, dass 
Wohlfahrtstätter nur vorübergehend in der Anstalt gewesen und in eine 
Anstalt im „Altreich“ abtransportiert worden sei. Von dort erhielt er dann 
im Jänner 1941 eine Todesmeldung zugestellt.108

                                                      
104 TLA, BPDion Innsbruck, Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Lose Blätter ohne Beschriftung“, Gendarmeriepostenkommando Telfs an die BPDion 
Innsbruck, 21.9.1946 
105 Ebd., Gendarmeriepostenkommando Kitzbühel an das Landesgendarmeriekommando für Tirol 
(Erhebungsabteilung), 20.5.1946 
106 Kepplinger, Die Tötungsanstalt Hartheim 99 f. 
107 Ein konkretes Beispiel hierfür findet sich in: Schreiber, Nationalsozialismus und Faschismus 230 
108 TLA, BPDion Innsbruck., Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Lose Blätter ohne Beschriftung“, Gendarmeriepostenkommando Scharnitz an BPDion 
Innsbruck, 27.9.1946 
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Die Angehörigen wandten sich aber nicht nur an die Anstalten in Oberös-
terreich, sondern auch direkt an die Anstalt in Hall und wollten von Primar 
Klebelsberg Auskunft über den Verbleib ihrer Angehörigen. Sie machten 
ihm auch Vorwürfe, dass diese ohne ihr Wissen einfach weggebracht wor-
den waren. Der eingangs zitierte Brief ist hierfür nur ein drastisches Bei-
spiel. Klebelsberg übermittelte diesen anklagenden Brief übrigens an 
Czermak und bat diesen, sich den Brief durchzusehen „zum Beweis wie 
schwierig für mich die Verhältnisse sich unter Umständen gestalten“.109 
Klebelsberg verspürte also zunehmenden Druck von Seiten der Angehöri-
gen. Nicht immer wurde er mit solch klaren Anschuldigungen konfrontiert 
wie im Falle der Olga Sommer, in dem ihm die Mutter ja vorwarf, die 
Vernichtung der Tochter zugelassen zu haben. Oft verlangten die Angehö-
rigen nur Auskunft darüber, wohin die PatientInnen gekommen waren und 
warum eine Verständigung unterblieben war. Klebelsberg verteidigte sich 
dahingehend, dass der Abtransport so schnell vor sich gegangen sei und 
dass er gar nicht wisse, wohin die PatientInnen überstellt worden wären.110 
Auch Klebelsberg selbst berichtete im Zuge einer Zeugeneinvernahme von 
diesen Besuchen: „Einige Wochen später [nach dem ersten Transport, 
O.S.] sind Angehörige dieser abtransportierten Kranken zu mir gekommen 
und haben mir erzählt, teils unter Schimpfen teils unter Weinen, dass sie 
Nachricht erhalten hätten, dass ihre Angehörige gestorben sei.“111 Neben 
diesen persönlichen Kontaktaufnahmen mit dem Anstaltsleiter sind in den 
PatientInnenverwaltungsakten einige schriftliche Anfragen dokumentiert, 
die zeigen in welch quälender Ungewissheit die Angehörigen zum Teil 
über mehrere Monate hinweg gelassen wurden. Geschwister und Kinder 
eines Opfers wandten sich beispielsweise noch im Mai 1941 an Klebels-
berg, weil sie seit Dezember 1940 nichts über den Aufenthaltsort in Erfah-
rung bringen konnten: „[…] wir wissen bis heute noch nicht was los ist, 
das sind schon 5 Monate. Ich verstehe überhaupt nicht, das [sic!] so was 
stattfinden darf, wo so viel Kinder und Geschwister da sind.“112 Im Weite-
ren wurde sehr klar der Verdacht geäußert, dass die Patientin bereits tot sei 
                                                      
109 TLA, Reichsstatthalterei (RStH) in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenhei-
ten), Zl. M-XI 1941 (Verlegung von Patienten in andere Anstalten), M. Sommer an Primar Klebels-
berg, 9.5.1941  
110 Als Beispiel hierfür: TLA, BPDion Innsbruck., Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei 
über die Euthanasie in Tirol, Mappe „Lose Blätter ohne Beschriftung“, Kommando der Sicherheitswa-
che Pol.-Wachzimmer Rathaus an die BPDion Innsbruck, 15.9.1946 
111 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Klebelsberg vor dem LG Innsbruck, 
5.8.1948 
112 Historisches Archiv Psychiatrisches Krankenhaus Hall i.T., Patientenverwaltungsakt V/240, An 
den Anstalts-Leiter der Gau Heil-Anstalt Hall, 22.5.1941 
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und hinzugefügt: „Sterben hätte sie auch hier können, das war immer ihr 
Wunsch.“ Abschließend bat die Verfasserin noch einmal „innständig“ um 
Auskunft über den Verbleib. Hellhörig macht eine Formulierung in dem 
Brief der Familie, weil sie ein Hinweis darauf ist, dass zu diesem Zeit-
punkt bereits verschiedene Gerüchte im Umlauf waren: „Wir sind nicht 
neugierig auf die Urne, wir brauchen auch keine, aber wissen möchten wir 
doch endlich, ob [sie] lebt oder gestorben ist […].“113 Das Antwortschrei-
ben fiel sehr knapp aus. Es wurde lediglich mitgeteilt, dass man über den 
Verbleib der Kranken „gar nichts“ wisse.114

Zur Verbreitung diverser Gerüchte trugen möglicherweise auch Sterbean-
zeigen in den Innsbrucker Nachrichten bei, die entweder von Angehörigen 
geschaltet oder im Chronikteil veröffentlicht wurden. Schwer einzuschät-
zen ist, ob für die damaligen LeserInnen in irgendeiner Form die Verbin-
dung zur „Euthanasie“-Aktion herzustellen war, da natürlich niemals dar-
auf Bezug genommen wurde. Als Todesorte finden sich neben Hartheim 
auch Bernburg und Pirna. In den meisten Fällen wurde erwähnt, dass die 
Beisetzung in einer Urne erfolgen werde, was für Tirol damals sicher eher 
ungewöhnlich war. Einmal wird sogar ausdrücklich erwähnt, dass die Lei-
che „in Hartheim eingeäschert“ wurde.115 In einer anderen Todesanzeige 
wurde von der Familie folgende Formulierung gewählt: „Nach langem 
Leiden wurde uns unsere unvergessliche, liebe Mutter, bzw. Schwester, 
Schwägerin und Tante […] im 41. Lebensjahr unerwartet entrissen“.116 
Mit dem heutigen Wissen um die damaligen Vorgänge lässt sich aus der 
Formulierung „unerwartet entrissen“ durchaus ein anklagender Ton he-
rauslesen. In einem anderen Fall wird auch davon berichtet, dass eine 
herzkranke Ehefrau bei Erhalt der Todesmeldung ihres Mannes, ebenfalls 
gestorben ist. Was die LeserInnen der Zeitung allerdings nicht erfuhren 
und auch nicht wissen konnten, war, dass dieser Mann ebenfalls im Rah-
men der „T4“-Aktion umgebracht wurde.117 Solche Anzeigen ließen sich 
bisher nur für die ersten beiden Transporte finden. Möglicherweise wurde 
die Veröffentlichung zu einem späteren Zeitpunkt unterbunden. 
Die sich verbreitenden Gerüchte führten dazu, dass Angehörige von psy-
chisch kranken Menschen sich zum Teil direkt an die Gauleitung wandten, 
um eine Garantie dafür zu bekommen, dass eine „Verlegung“ aus der An-
                                                      
113 Ebd. 
114 Ebd., Antwortschreiben, 26.5.1941 
115 Innsbrucker Nachrichten (IN), 28.1.1941, 6 (Berichte aus dem Gau) 
116 IN, 2.5.1941, 8 (Todesanzeige) 
117 IN, 20.1.1941, 6 (Berichte aus dem Gau) 
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stalt in Hall nicht durchgeführt wird. In zwei Fällen sind solche Interven-
tionen belegt. Beide Male wies Czermak die Heilanstalt in Hall an, dass 
ohne seine ausdrückliche Entscheidung „weder hinsichtlich der Verlegung 
in eine andere Anstalt, noch in irgend einer anderen Hinsicht verfügt wer-
den“ dürfe. Außerdem, so Czermak, „ist eine widersprechende Weisung ir-
gend einer übergeordneten Stelle nicht durchzuführen, sondern mir zur 
Entscheidung vorzulegen“.118

Diese Beispiele zeigen einerseits, dass die Interventionen von Angehörigen 
dann besonders Erfolg versprechend waren, wenn es sich um Parteigenos-
sen oder um sozial höher Stehende handelte, und andererseits, dass Czer-
mak, entgegen anderer Behauptungen, offensichtlich doch einigen Ent-
scheidungsspielraum bei der Durchführung der „Euthanasie“-Aktion ge-
habt haben muss, wenn er sogar gegen die Weisungen „übergeordneter 
Stellen“ Entscheidungen treffen konnte. 
Den Stellen in Berlin war die Skepsis in der Bevölkerung nicht entgangen. 
Aus diesem Grund wurde im Jänner 1942 in den Gauen angefragt, ob es 
einen Rückgang von PatientInnen in den Heil- und Pflegeanstalten gege-
ben habe. Eine Rückfrage von Czermak bei Klebelsberg und Scharfetter 
zeigte, dass es in der Bevölkerung durchaus großes Misstrauen gab. So be-
richtete etwa Scharfetter, dass die Meinung weit verbreitet sei, dass „alte 
Leute die Verlegung in die Anstalt nicht lange überleben würden“. Außer-
dem würden sich die Angehörigen häufig gegen eine Verlegung aus der 
Universitätsklinik nach Hall aussprechen. Diesen Vorbehalten, die wie 
auch Scharfetter wissen musste, einen sehr realen Hintergrund hatten, ver-
suchte man von Seiten der psychiatrischen Klinik wider besseres Wissen 
entgegenzutreten, ohne jedoch das Misstrauen immer vertreiben zu kön-
nen.119 Auch Klebelsberg konnte aus eigener Erfahrung berichten, dass 
einige Angehörige über die Verlegung von PatientInnen von der Klinik 
nach Hall „ungehalten“ seien.120 All dies sind deutliche Anzeichen dafür, 
dass die Gerüchte in der Bevölkerung weit verbreitet waren und trotz aller 
Geheimhaltung hinter vorgehaltener Hand längst über die Ermordung der 
psychisch und geistig behinderten Menschen gemutmaßt wurde. 

                                                      
118 TLA, BPDion Innsbruck, Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Czermak: Personen die er zurückhielt“, Dr. Czermak an die Heil- und Pflegeanstalt 
Hall, 30.3.1943; Ebd., Dr. Czermak an den Direktor der Heil- und Pflegeanstalt Hall, 23.2.1942 
119 TLA, Abt. IIIa1(medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 (Verlegung von Patienten in an-
dere Anstalten), Dr. Scharfetter an Dr. Czermak, 31.1.1942 
120 Ebd., Dr. Klebelsberg an Dr. Czermak, 26.1.1942 
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„Überstellt Anstalt Niedernhart“ – 
Der letzte Transport im August 1942 

Die massive Ablehnung in weiten Teilen der Bevölkerung trug maßgeblich 
dazu bei, dass am 24. August 1941 die Einstellung der „Euthanasie“-
Aktion auf mündlichen Befehl von Adolf Hitler erfolgte. Wesentlich zu 
dieser Einstellung hatte auch der starke Widerstand der Kirchen beigetra-
gen. Erwähnt seien die Predigten des Bischof Clemens August Graf von 
Galen, die auch in Österreich von katholischen Widerstandsgruppen ver-
teilt und damit in weiten Kreisen bekannt wurden. Mit offenen Worten 
lehnte die Kirche die NS-“Euthanasie“ ab. Auch die KPÖ hatte die „Eutha-
nasie“ bereits im Herbst 1940 in Flugblättern als Mord angeprangert. Trotz 
des offiziellen Stopps wurde aber in den kommenden Jahren weiter gemor-
det. Die Kinder-“Euthanasie“ wurde bis 1945 weitergeführt, in den Tö-
tungsanstalten wurden Häftlinge aus Konzentrationslagern vergast und in 
den verschiedenen Heil- und Pflegeanstalten nunmehr dezentral PatientIn-
nen ermordet. Letztere Phase wird meist als „Wilde Euthanasie“ oder auch 
als „dezentrale Euthanasie“ bezeichnet.121 Im Gau Tirol und Vorarlberg 
war es allen voran Czermak, der sich in Zusammenarbeit mit Lonauer dar-
um bemühte, dass die Vernichtung „unwerten Lebens“ nicht zum Erliegen 
kam. Im Dezember 1941 wandte sich Czermak an Lonauer mit der Bitte, 
er solle sich die Kranken der Anstalt Hall ansehen. Dort befände sich näm-
lich eine große Anzahl von „Geisteskranken“, die nicht einmal „zu primi-
tivsten Arbeiten“ herangezogen werden könnten.122 Da sich Czermak mit 
seinem Anliegen an Lonauer wandte, wird die Absicht dahinter ganz klar. 
Eine medizinische Untersuchung hätte natürlich auch Klebelsberg in der 
Anstalt in Hall durchführen können. Lonauer sollte jedoch, auch wenn dies 
im Briefverkehr nicht explizit angesprochen wurde, die PatientInnen da-
hingehend überprüfen, ob sie nicht für eine „Verlegung“ also für eine Er-
mordung in Frage kämen. Lonauer konnte der Bitte vorerst wegen Arbeits-
überlastung nicht nachkommen, versprach jedoch einen anderen Arzt als 
Vertreter zu schicken.123 Als dieser aber bis Juni 1942 nicht in Hall einge-
troffen war, befürchtete Czermak schon, dass „die ganze Aktion eingestellt 

                                                      
121 Neugebauer, Die „Aktion T4“ 71 
122 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Heil- und Pflegeanstalten).Dr. Czermak an Dr. Lonauer, 4.12.1941 
123 Ebd., Dr. Lonauer an Dr. Czermak, 9.12.1941 
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wurde“, und bat Lonauer um Auskunft darüber.124 Eine Antwort Lonauers 
ist zwar nicht überliefert, aber aus einem weiteren Schreiben Czermaks im 
Juli 1942 lässt sich vermuten, dass Lonauer auch im Juni nicht nach Hall 
gekommen war. Czermak zeigte sich enttäuscht und beklagte, dass die An-
stalt in Hall dermaßen überfüllt sei, dass PatientInnen wieder in die Alters-
heime zurückgebracht werden müssten. Czermaks Einschätzung nach „ein 
ganz außerordentlich beklagenswerter Zustand“.125 Neben diesen direkten 
Bemühungen, Lonauer für eine Sichtung der Anstalt zu gewinnen, ver-
suchte er parallel dazu auch bei Berliner Stellen eine teilweise Räumung 
zu erreichen. Ende Jänner 1942 berichtete er an das Innenministerium, 
dass der PatientInnenstand in Hall ständig an der „Höchstgrenze der Auf-
nahmefähigkeit“ liege. Sein Vorschlag war es, die Anstalt regelmäßig zu 
sichten und „schwere unheilbare Kranke“ in Anstalten außerhalb des Gau-
es zu verlegen, um eine Entlassung durch die Angehörigen endgültig zu 
verhindern.126 Mit der Verlegung war nichts anderes als die Vernichtung 
dieser PatientInnen gemeint, wie Czermak vor dem Untersuchungsrichter 
bestätigte.127 Mittels einer Weisung untersagte Czermak Klebelsberg, dass 
PatientInnen mit „schwersten Formen von Schizophrenie, Idiotie oder son-
stigen Geisteskrankheiten“ aus der Anstalt entlassen werden.128 Diese Zita-
te belegen eindeutig, dass Czermak stets aktiver „Befürworter“ der Kran-
kenmorde war und nichts unversucht gelassen hatte, auch nach dem offi-
ziellen Ende der „Aktion T4“ psychisch und geistig behinderte Menschen 
der Tötung zuzuführen. 
Als am 31. August 1942 ein vierter Transport mit insgesamt 60 PatientIn-
nen die Heil- und Pflegeanstalt Hall in Richtung Niedernhart verließ, war 
dies in erster Linie ein Ergebnis von Czermaks Bemühungen. Über diesen 
Transport wurde vor Gericht so gut wie nicht gesprochen, obwohl es ja be-
sonders interessant gewesen wäre zu erfahren, wer hier letztlich für die 
Auswahl der PatientInnen und die Durchführung des Transportes verant-
wortlich zeichnete – immerhin waren die Verlegungen aus den Heil- und 
Pflegeanstalten schon über ein Jahr zuvor beendet worden. Bemerkenswert 
ist, dass es im Gegensatz zu den früheren Transporten keine offiziellen 

                                                      
124 Ebd., Dr. Czermak an Dr. Lonauer, 11.6.1942 
125 Ebd., Dr. Czermak an Dr. Lonauer, 3.7.1942 
126 Ebd., Dr. Czermak an Reichsminister des Inneren, 31.1.1942 
127 TLA, LG Innsbruck, 10 Vr 4740/47, Fortgesetzte Vernehmung Dr. Czermak vor dem LG Inns-
bruck, 3.8.1948 
128 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 
1941(Heil- und Pflegeanstalten).Dr. Czermak an Dr. Klebelsberg, 22.2.1942 
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Transportlisten zu geben schien, man sich also auch nicht auf eine Anord-
nung von Berlin herausreden hätte können. Alles deutet darauf hin, dass 
dieser letzte Transport im Einvernehmen zwischen Lonauer und Czermak 
zusammengestellt worden war. Bemerkenswert ist weiters, dass Klebels-
berg gegen diesen Transport keine Einwände vorgebracht hatte. Zumindest 
hat er dem Gericht gegenüber nichts davon erwähnt. Nur sehr wenige der 
erhaltenen Aktenstücke nehmen direkt Bezug auf diesen Transport in die 
Anstalt Niedernhart und erlauben nur eine lückenhafte Rekonstruktion. 
Durchgeführt wurde der Transport diesmal nicht mit der Bahn, sondern 
„um Aufsehen zu vermeiden, mit zwei Bussen“.129 Daran erinnerte sich 
auch ein damaliger Verwaltungsbeamter. Die Kranken seien „in großen 
Verkehrsautos nach Niedernhart überführt“ worden. Czermak war im An-
staltsbereich anwesend und „ging“, so die Erinnerung des Beamten, „in der 
Nähe des großen Autobusses, in weißen Strümpfen und Haferlschuhen, 
eine Art Pelerine umgetan und einen Gamsbarthut auf, hin und her.“130 
Laut Schilderung des Anstaltsbeamten wurden die Kranken „im Hausein-
gang und am Tor versammelt“ und bevor man sie in den Bus brachte, 
„wurde ihnen auf den entblößten Arm ein Zeichen gemalt, (oder eine 
Nummer)“131. Die Kosten des Transportes sowie die Benzinkosten wurden 
vom Gau Tirol-Vorarlberg getragen.132 Im Gegensatz zu den vorhergehen-
den Transporten, bei denen auswärtiges Pflegepersonal aus Niedernhart 
bzw. Hartheim die PatientInnen begleitet hatte, handelte es sich bei den 
Transportbegleitern diesmal um sechs Haller Pfleger.133 Im Vorfeld des 
Transportes trafen zumindest Czermak und Klebelsberg am 22. August 
1942 zu einer Besprechung zusammen. Ob bei dieser Unterredung noch 
weitere Personen, etwa Renno und Lonauer, anwesend waren, ist nicht be-
kannt. Zwei Tage später übermittelte Czermak an Klebelsberg eine Liste 
mit PatientInnen und bat darum, diese „am Montag den 31.8. in die Lan-
des-Heil- und Pflegeanstalt Hartheim bei Linz zu überstellen“134. Wer die 
Auswahl vorgenommen hat, geht aus den Quellen nicht eindeutig hervor. 
                                                      
129 Ebd., Dr. Czermak an das Landeswirtschaftsamt XVIII in Salzburg, 29.9.1942 
130 TLA, Personalakt Dr. Ernst Klebelsberg, Bericht betreffend die Krankenverschickungen aus der 
Landes Heil- und Pflegeanstalt (damals: Gau Heil- und Pflegeanstalt) Solbad Hall in Tirol vom Ver-
walter der Heilanstalt an die Sonderkommission bei der Landeshauptmannschaft, 10.12.1946 
131 Ebd. 
132 Ebd., Aktenvermerk Dr. Schweiger für Dr. Czermak, 23.9.1942 
133 TLA, BPDion Innsbruck., Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Korrespondenz Reichsarbeitsgemeinschaft“, Loser Zettel: „Pfleger als Transportbeglei-
ter“; Die Pfleger auf dieser Liste lassen sich der Anstalt Hall zuordnen. 
134 Ebd., Dr. Czermak an Dr. Klebelsberg, 24.8.1942; Der Transport ging nachweislich nach Niedern-
hart. 
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Einiges deutet jedoch daraufhin, dass die Anstaltsleitung zumindest ein 
Mitspracherecht hatte. 
Rätsel gibt ein Brief vom 29. August 1942 auf. In dem Schreiben, das kei-
nen Verfasser und als Empfänger lediglich einen „Sehr geehrten Collegen“ 
aufweist, wird auf die Transportliste Bezug genommen. Es wird mitgeteilt, 
dass einer der ausgewählten Patienten ein Südtiroler ist und daher „hiesige 
Anstalt“ nicht verlassen sollte. Außerdem wurde noch in letzter Minute ein 
Patientenaustausch angekündigt: 
„Desgleichen habe ich nach unserer Besprechung in Erfahrung gebracht, 
dass Stauder Friedrich (…) für Schneiderarbeiten sehr verwendbar ist. 
(…) Uns ist diese Tätigkeit mehrweniger (sic!) entgangen. Ich möchte doch 
dem Wunsche der Pfleger, die sich für ihn sehr einsetzen, entgegenkom-
men und ihn hier behalten. Dafür kommt ein Jugendlicher (Beng Fe-
lix).“135

Aus den Formulierungen „hiesige Anstalt“ und „hier behalten“ könnte man 
ableiten, dass der Brief aus der Anstalt Hall kam. Sicher ist dies aber nicht. 
Auch wenn vorerst ungeklärt bleiben muss, wer sich hier an einen „sehr 
geehrten Collegen“ wandte, zeigt das Schreiben, dass von Seiten der Heil-
anstalt dahingehend interveniert wurde, einen Patienten von der Todesliste 
zu streichen und im Gegenzug dazu einen Ersatz anzubieten. Wer auch im-
mer der Verfasser dieses Briefes war, er konnte die Entscheidung treffen, 
dass der 6-jährige Felix Beng im Austausch für Friedrich Stauder nach 
Niedernhart deportiert wurde. Während Stauder erst neun Jahre später 
eines natürlichen Todes starb, wurde das Kind bereits wenige Tage später 
in Niedernhart umgebracht. Ausschlaggebend für die Auswahl war einmal 
mehr die Frage der Arbeitsfähigkeit, aber offensichtlich auch, ob die be-
treffenden PatientInnen dem Pflegepersonal genehm waren oder nicht. An 
Hand weiterer Beispiele lässt sich zeigen, dass neben der Arbeitsfähigkeit 
Kriterien wie Unangepasstheit, „rassische Minderwertigkeit“ oder eine un-
terstellte „Asozialität“ für die Selektion eine nicht unerhebliche Rolle ge-
spielt haben. Franz Josef Gstrein etwa, ihm wurde die Diagnose „Paralysis 
progressiva“ verpasst, galt den damaligen MachthaberInnen weniger als 
Geisteskranker, sondern vielmehr als „Volksschädling“, als widerspenstige 
und unangepasste Person.136 Er wurde ebenso nach Niedernhart deportiert 
und dort ermordet wie Genovefa Herzenberger, die im Gau Tirol-Vorarl-

                                                      
135 Ebd., Unbekannt an Unbekannt, 29.8.1942 
136 Werner Bundschuh, Um so einen Mann trauert man nicht…Begräbnis nicht bewilligt!“. Das 
„Euthanasie“-Opfer Franz Josef Gstrein. In: Dornbirner Schriften Nr. 29 (2004) 96 
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berg als „Zigeunerin“ registriert worden war und damit als rassisch min-
derwertig und „asozial“ galt.137 In beiden Fällen dürfte die psychiatrische 
Diagnose nur zweitrangig für die Selektion gewesen sein. Allein 33 der für 
den Transport ausgewählten 60 Kranken waren ehemalige Valduna-Pa-
tientInnen, die mehr als ein Jahr zuvor nach Hall überstellt worden waren. 
Auf Basis der überlieferten Quellen ist völlig unklar, warum deren Zahl so 
hoch war. Die deutliche Überrepräsentanz lässt allerdings an keinen Zufall 
glauben. 
Im Unterschied zu den ersten Transporten kannte diesmal das Personal in 
der Heilanstalt Hall den Zielort des Transportes. Im Eingangsbuch und in 
den sogenannten „Kopfzetteln“ wurde bei den 31 Männern und 29 Frauen 
jeweils vermerkt: „überstellt Anstalt Niedernhart“. 
 

Abb. 5: Aus dem Zielort für die letzte „Überstellung“ von PatientInnen aus Hall über ein 
Jahr nach dem offiziellen Ende der „Aktion T4“ wurde kein Geheimnis mehr gemacht. 

Der einzige Grund für die „Verlegung“ nach Oberösterreich war die bevor-
stehende Ermordung. Lonauer, mit dem Czermak in ständigem Briefkon-
takt stand, wenn es darum ging, PatientInnen aus den Tiroler Anstalten 
abzuholen und zu ermorden, war nach der offiziellen Beendigung der „Ak-
tion T4“ dazu übergegangen, die Tötungen in Niedernhart selbst vorzuneh-
men. Zu diesem Zweck wurde innerhalb der Anstalt in Niedernhart eine 
eigene Abteilung eingerichtet, die ausschließlich seiner Leitung unterstand. 
Auf dieser Station wurden hunderte PatientInnen durch eine Überdo-
sierung gängiger Arzneimittel zu Tode gespritzt.138 Dieses Schicksal er-
eilte ausnahmslos alle Männer und Frauen, die am 31. August 1942 von 
Hall nach Niederhart gebracht worden waren. Aufzeichnungen des dorti-
gen Gesundheitsamtes zeigen, dass alle 60 Personen „gestorben“ sind. In 

                                                      
137 Oliver Seifert, Die Verfolgung der Roma und Sinti im Gau Tirol-Vorarlberg. Die „Zigeunerpoli-
tik“ von 1938 bis 1945 (Innsbruck/Wien/Bozen 2005) 143 f. 
138 Fürstler – Malina, „Ich tat nur meinen Dienst“ 214 ff. 
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den Sterbescheinen wurden mit Sicherheit eine falsche Todesursache und 
vielleicht auch falsche Todesdaten angeführt. Laut diesen Aufzeichnungen 
starb der letzte Patient des Transportes am 6. Oktober 1942. 139 Wenige 
Monate später setzte Lonauer Czermak von der erfolgreichen Durchfüh-
rung der Morde in Kenntnis: 
„Mit den von Hall nach Niedernhart übernommenen Patienten hatte ich 
keinerlei Schwierigkeiten und ist die Abwicklung vollkommen reibungslos 
verlaufen. Ich nehme auch an, dass Sie in keiner Weise belästigt wurden. 
Ich bin dadurch zu der Überzeugung gekommen, dass diese Behandlungs-
methode praktischer und reibungsloser ist als die frühere.“140

Was Lonauer mit der „praktischen und reibungslosen Behandlungsmetho-
de“ meinte, erklärte Czermak dem Untersuchungsrichter: „die Durchfüh-
rung der Euthanasie durch Verabreichung überdosierter Schlafmittel“.141 
Lonauer gegenüber zeigte sich Czermak befriedigt über die „Methode“ 
und brachte seine Hoffnung zum Ausdruck, dass sie auch bald in Hall zu 
Anwendung gebracht werde. Dadurch ließen sich, so Czermak, die Trans-
portkosten und der „Kraftstoffaufwand“, die der Gau zu tragen hatte, ein-
sparen. Lonauer bremste seine Euphorie allerdings ein wenig ein und ver-
wies darauf, dass weder er noch Renno momentan Zeit hätten, „die vorge-
sehenen Patienten zu behandeln“.142

„Organisieren Sie dort die Reduzierung des 
Krankenstandes“ – Die Anstalt Hall 
in den letzten Kriegsjahren 

Dass es tatsächlich Überlegungen gab, die „Euthanasie“-Morde direkt in 
der Anstalt in Hall durchzuführen, bestätigte auch Klebelsberg bei einer 
Zeugenvernehmung. Er erinnerte sich daran, dass Lonauer und Czermak 
„im Jahre 1942 oder 1943“ gemeinsam in die Anstalt gekommen seien. 
Dabei habe Lonauer angedeutet, dass man in Hall eine „Euthanasiestation“ 
                                                      
139 Archiv der Stadt Linz, Sterbescheine des Gesundheitsamtes. Vielen Dank an Florian Schwannin-
ger, Dokumentationsstelle Hartheim, der mir diese Informationen zur Verfügung gestellt hat. 
140 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 1941 
(Heil- und Pflegeanstalten), Dr. Lonauer an Dr. Czermak, 5.11.1942 
141 TLA, LG Innsbruck, 10Vr 4740/47, Fortgesetzte Vernehmung von Dr. Czermak vor dem LG Inns-
bruck, 3.8.1948 
142 TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 
1941(Heil- und Pflegeanstalten), Dr. Lonauer an Dr. Czermak, 5.11.1942; Ebd., Dr. Czermak an 
Dr. Lonauer, 12.11.1942 
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einrichten könnte. Klebelsberg habe ihn jedoch davon überzeugen können, 
dass eine solche Aktion nicht geheim bleiben würde. Der sehr nahe an der 
Strasse gelegene Anstaltsfriedhof und die in der Anstalt anwesenden geist-
lichen Schwestern würden eine Geheimhaltung unmöglich machen. Lo-
nauer ließ daraufhin wohl seine Pläne fallen.143

Allerdings machte Czermak Lonauer zu einem sehr späten Zeitpunkt, näm-
lich im April 1945, nochmals einen, wie er selbst meinte, „abenteuerlichen 
Vorschlag“. Lonauer wollte mit seiner Familie „da die Situation hier bald 
recht ungemütlich werden kann“ in eine ruhigere Gegend übersiedeln. Aus 
diesem Grund fragte er bei Czermak um eine Unterkunft im Gau Tirol-
Vorarlberg an. Da er ja diesem geholfen habe „die Anstalten des Gaues 
Tirol zu entleeren“ erhoffte er sich von Czermak Unterstützung. Dieser 
schlug nun seinerseits vor, dass Lonauer „inkognito“ in die Haller Anstalt 
eintreten könne und dort „die Reduzierung des Krankenstandes“ organisie-
ren solle. „Bei dieser Gelegenheit“, so Czermak weiter, „könnten Sie ihre 
Familie ganz bestimmt in geeigneter Weise unterbringen“.144 Dieser Brief-
verkehr zeigt einmal mehr, dass Czermak bis zum Schluss von seiner 
„Mission“ überzeugt war und nichts unversucht ließ, PatientInnen der Hal-
ler Anstalt der Vernichtung preiszugeben. 
Als die Bundespolizeidirektion 1946 Untersuchungen wegen der „Eutha-
nasie“-Morde durchführte, wurde von Seiten Angehöriger vereinzelt der 
Vorwurf geäußert, dass es auch in der Anstalt in Hall zur Ermordung von 
PatientInnen gekommen sein soll.145 Es hat den Anschein, als ob die unter-
suchenden Beamten diesen Vorwürfen nur am Rande nachgingen. Die 
Frage der direkten PatientInnenmorde mittels Überdosierung von Medika-
menten wurde in den damaligen Ermittlungen ausgespart. Im Zentrum der 
Erhebungen standen die „Euthanasie“-Transporte nach Hartheim und Nie-
dernhart. Es finden sich in den Polizeiberichten keine Hinweise darauf, 
dass beispielsweise die Todesfälle in der Anstalt Hall zwischen 1938 und 
1945 systematisch untersucht worden wären. Daher wurde auch die Frage 
nach Mord durch Unterernährung also nach der so genannten „Hungereu-
thanasie“ bei den Ermittlungen nicht gestellt. Hartmann Hinterhuber wies 
                                                      
143 TLA, LG Innsbruck, 10Vr 4740/47, Zeugenvernehmung Dr. Klebelsberg vor dem LG Innsbruck, 
5.8.1948 
144 Rudolf Lonauer an Hans Czermak, 9.3.1945, Hans Czermak an Rudolf Lonauer, 17.4.1945, abge-
druckt in: Widerstand und Verfolgung in Tirol 1934-1945. Eine Dokumentation II. Hg. v. Dokumenta-
tionsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien/München 1984) 496 f. 
145 TLA, BPDion Innsbruck., Unterlagen und Erhebungen der Bundespolizei über die Euthanasie in 
Tirol, Mappe „Fehlmeldungen der Gend. Posten“, Gendarmeriepostenkommando Roppen an die Gend. 
Erhebungsabteilung beim Lgk., 16.5.1946. Ein weiterer dahingehender Vorwurf von Angehörigen fin-
det sich in Sommerauer – Wassermann, Temporäres Denkmal 298 f. 

 



404 Oberösterreich in der Zeit des Nationalsozialismus 

in seinem Buch „Ermordet und Vergessen“ für die Anstalt Hall eine deutli-
che Übersterblichkeit in den Jahren 1938 bis 1945 nach und führt eine 
Zahl von 300 bis 400 Kranken an, die als Folge von Hunger und Unterver-
sorgung den Aufenthalt in der Anstalt nicht überlebt haben. Auf Anwei-
sung Czermaks sei die Lebensmittelversorgung drastisch gekürzt wor-
den.146 Diese Einschätzung wird von einer statistischen Aufstellung eines 
Haller Anstaltsarztes aus dem Jahr 1950 bestätigt. Er nannte zwar keine 
genauen Opferzahlen, hielt aber in seinem Bericht fest: „Die hohe Sterb-
lichkeitsziffer in den Jahren 1944 und 1945 war hauptsächlich bedingt 
durch Enteritiden [entzündliche Erkrankung des Dünndarms, O.S.] bei un-
terernährten und altersschwachen Kranken.“147 Recherchen auf Basis der 
in der Anstalt erhaltenen Quellen lassen einen ähnlichen Schluss zu.148 Be-
reits 1939 stieg die Sterberate von einer durchschnittlichen Vorkriegsster-
berate (1935-1937) von 3,95 % auf 7,3 % deutlich an.149 Nachdem es in 
den Jahren 1940 bis 1942 zu einem leichten Absinken der Sterblichkeit ge-
kommen war, begann sie ab 1943 wiederum auf den Wert von 1939 zu 
steigen, um dann in den Jahren 1944 (12,99 %) und insbesondere 1945 
(21,4 %) einen markanten Höhepunkt zu erreichen. Die höchste Zahl an 
Todesfällen in absoluten Zahlen wurde im März 1945 mit 32 verstorbenen 
PatientInnen verzeichnet. Aber auch in den Monaten nach Kriegsende 
blieb die Sterblichkeit sehr hoch, sodass von Mai bis Dezember noch ins-
gesamt 145 PatientInnen verstarben. Dies kann als Hinweis darauf gesehen 
werden, dass die hohe Sterblichkeit tatsächlich auf die katastrophale Ver-
sorgungslage in der Anstalt zurückzuführen war. Diese rein statistischen 
Untersuchungen auf Basis der Aufnahmebücher lassen allerdings noch kei-
nen Rückschluss auf die genauen Todesursachen im Einzelfall zu. Festzu-
halten bleibt, dass bisher keine Hinweise gefunden wurden, dass in der An-

                                                      
146 Hinterhuber, Ermordet und vergessen 76 
147 Historisches Archiv Psychiatrisches Krankenhaus Hall i.T., Dr. Schmuck an Dr. Leopold Pawlicki, 
13.3.1950 
148 Der Autor führte im Sommer 2007 im Rahmen des vom Tiroler Wissenschaftsfonds finanzierten 
Projektes „Die Sterblichkeit in der Heil- und Pflegeanstalt Hall in Tirol 1938-1945“ entsprechende Re-
cherchen durch. Allerdings konnten auf Grund einer sehr geringen Förderung des Projektes ausschließ-
lich quantitative Erhebungen auf Basis der Aufnahmebücher und der Jahresberichte durchgeführt wer-
den. Eine geplante zeitaufwendige qualitative Recherche in den Krankenakten, die neben der Erfassung 
der Sterblichkeitsrate auch einen Rückschluss auf die Todesursachen der einzelnen PatientInnen zuge-
lassen hätte, konnte bisher nicht durchgeführt werden. 
149 Bei der Berechnung der Sterblichkeitsrate wurde auf die Methode von Heinz Faulstich zurückge-
griffen, der grundlegende Forschungen zu diesem Themenkomplex durchführte und publizierte: Heinz 
Faulstich, Hungersterben in der Psychiatrie 1914-1949. Mit einer Topographie der NS-Psychiatrie 
(Freiburg im Breisgau 1998); Faulstich berechnet die Sterberate indem er die Todesfälle pro Jahr mit 
100 multipliziert und sie dann durch die Gesamtpatientenzahl (= Stand zu Jahresbeginn plus Zahl der 
Zugänge pro Jahr) dividiert. Ausführlich zu seiner Berechnungsmethode: 59-61 
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stalt durch Überdosierung von Medikamenten systematisch gemordet wur-
de, wie dies etwa in den Anstalten Niedernhart, Mauer-Öhling, Gugging 
oder Klagenfurt der Fall war.150 Dass von einer gezielten Untersuchung 
der Krankenakten hierüber endgültige Gewissheit zu erhalten ist, bleibt zu 
hoffen. Allerdings ist nicht davon auszugehen, dass im Falle einer bewuss-
ten Überdosierung in den Akten darüber genau Buch geführt wurde. Damit 
wird aber die Einschätzung, ob es sich im Einzelfall um einen bewusst 
herbeigeführten Tod, um das in Kauf nehmen von möglichen Nebenwir-
kungen bei einer hohen Dosierung von Beruhigungsmitteln, oder aber um 
einen „natürlichen“ Tod handelte, nur schwer zu treffen sein. 

Abschließende Bemerkungen 

Auf Basis der Aufnahmebücher der ehemaligen Heil- und Pflegeanstalt 
Hall können insgesamt 358 PatientInnen als „Euthanasie“-Opfer identifi-
ziert werden. Sie waren zum Teil schon seit Jahren in der Anstalt, oder 
wurden ausschließlich zum Zweck der Deportation aus den Versorgungs-
häusern nach Hall gebracht. Zählt man noch jenen Mann und jene Frau 
dazu, die am 29. Mai 1941 aus dem St. Josefs-Institut von Mils nach Hall 
und dann mit einem Transport nach Hartheim kamen, ohne vorher in der 
Heil- und Pflegeanstalt Hall erfasst worden zu sein, ergibt sich eine Ge-
samtzahl von 360 Opfern, davon 172 Frauen und 188 Männer. Als Zielort 
wurde in den Aufnahmebüchern entweder „andere Anstalt“, als Synonym 
für Hartheim, oder „Anstalt Niedernhart“ angegeben. 
Insgesamt eruierte die Polizei 706 Menschen – davon 220 aus der Anstalt 
Valduna –, die aus den verschiedenen Anstalten des Gaues Tirol-Vorarl-
berg in den Jahren 1940 bis 1942 deportiert worden waren. Auch wenn 
sich lediglich der Abtransport, nicht aber die tatsächliche Ermordung nach-
weisen ließ151, gab es für die Bundespolizeidirektion Innsbruck 1946 nach 
Abschluss ihrer Erhebungen keinen Zweifel, dass alle Männer und Frauen, 

                                                      
150 Vgl. Die Gerichtsverfahren zu den genannten Anstalten. In: Achrainer – Ebner, „Es gibt kein un-
wertes Leben“ 59-71 
151 Zumindest theoretisch besteht die Möglichkeit, dass nicht alle PatientInnen, die abtransportiert 
wurden, auch ermordet, sondern vielleicht in andere Anstalten weiterverlegt wurden, wo sie überlebt 
haben könnten. Allein die Tatsache, dass bis zur Gerichtsverhandlung 1949 ein solcher Fall nicht 
bekannt geworden war, zeigt, dass die Wahrscheinlichkeit sehr gering ist. Für die Anstalt in Hall ist 
eindeutig nachweisbar, dass keiner der abtransportierten Männer und Frauen nach Kriegsende wieder 
in die Anstalt zurückgekehrt ist. 
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die in die Oberösterreichischen Anstalten gebracht worden waren, auch 
tatsächlich ermordet worden waren: 
„Ort und Zeit des Todes, ließ sich zum Teil bei Angehörigen der Getöteten 
feststellen. In den übrigen Fällen ist der eingetretene Tod dadurch erwie-
sen, dass ab dem Tage des Abtransportes, von den Zahlstellen und zwar 
Landes- bzw. Bezirksfürsorgeämter, ab dem Tage des Abtransportes, keine 
Verpflegskostenbeiträge mehr gefordert wurden. [...] In 47 Fällen, war es 
bisher nicht möglich, Tag und Ort, sowie den tatsächlich eingetretenen 
Tod auf Grund von Erhebungen nachzuweisen. Es kann aber auch in die-
sen Fällen wohl mit Ausschluss jeden Zweifels angenommen werden, dass 
auch diese Personen vorsätzlich getötet wurden.“152

Vor dem Volksgericht Innsbruck wurde Czermak 1949 dafür zur Verant-
wortung gezogen, dass er als Leiter des Gesundheitswesens „die Samm-
lung der Kranken und gebrechlichen Leuten aus den Anstalten, Armen- 
und Versorgungshäusern und die Überstellung von 707 Personen nach 
Hartheim zum Zwecke ihrer Vergasung wiederholt ausdrücklich forderte, 
unterstützte und betrieb“. Er wurde zu acht Jahren schweren Kerker und 
zum Vermögensverfall verurteilt. 153 Die Opferzahl hatte sich also gegen-
über den Polizeierhebungen von 1946 noch um eine Person erhöht. 
Klebelsberg konnte den ermittelnden Beamten von Anfang an glaubhaft 
versichern, dass er selber mit den „Euthanasie“-Transporten nichts zu tun 
hatte, sondern im Gegenteil als Gegner der „Euthanasie“ Widerstand leis-
tete, indem er Kranke von den Listen strich. Klebelsberg kooperierte sehr 
eng mit der Polizei, stellte alle Listen und Briefe, die noch in seinem Be-
sitz waren, zur Verfügung und unterstützte dadurch die Ermittler. In ihrem 
Schlussbericht hielt die Bundespolizeidirektion fest, dass Dr. Klebelsberg 
und die Leiterinnen der Versorgungshäuser im Sinne des Strafgesetzes 
keine Mitschuld an der Massentötung der „Geisteskranken“ traf.154

Auch wenn sich Klebelsberg strafrechtlich nichts zu schulden kommen 
hatte lassen, lässt sich an seiner Person das Dilemma eines Menschen auf-
zeigen, der, um Schlimmeres zu verhindern, in Teilbereichen mit dem 
verbrecherischen Regime zusammengearbeitet hatte. Klebelsberg selbst 
erklärte der Polizei, dass, wenn er seine Stelle als Chef der Anstalt zurück-

                                                      
152 TLA, TLA, RStH in Tirol und Vorarlberg, Abt. IIIa1 (medizinische Angelegenheiten), Zl. M-XI 
1941 (Heil- und Pflegeanstalten), Erhebungsbericht der BPDion Innsbruck mit Liste der 706 Euthana-
sieopfer 
153 DÖW, Nr. 11.440, Urteil gegen Dr. Czermak durch das Volksgericht beim LG Innsbruck, 1.12. 
1949; Vgl. zum Urteil Achrainer – Ebner, „Es gibt kein unwertes Leben“ 73-75 
154 Archiv Edwin Tangl, Schlussbericht BPDion Innsbruck., 27.12.1946 
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gelegt hätte, ein den Nazis genehmer Arzt eingesetzt worden wäre, der 
keine Streichungen mehr durchgeführt hätte. Eine Kündigung kam auf 
Grund dieser Überzeugung für ihn also nicht in Frage. Er konnte, ja musste 
in seiner Position als Primar verbleiben, um weiterhin Schlimmeres ver-
hindern zu können. Ohne Zweifel rettete er durch seinen Einsatz über 100 
zur Tötung bestimmten Menschen das Leben. Der Preis dafür war aller-
dings, dass er die Ermordung aller anderen, die von ihm für eine Strei-
chung – meist auf Grund des fragwürdigen Kriteriums der Arbeitsunfähig-
keit – nicht ins Auge gefasst wurden, indirekt akzeptierte und dadurch der 
ganzen Mordaktion eine scheinbare Legitimation verlieh. Die zunehmende 
Verstrickung zeigte sich ganz deutlich beim zweiten Transport, als bei der 
Erstellung der Transportlisten bereits auf Klebelsbergs halbjährliche Mel-
dungen Rücksicht genommen worden war. Es wurden fast ausschließlich 
nur mehr jene PatientInnen selektiert, die der Primar, wie er selbst sagte, 
„verantworten“ konnte. Damit hatte Klebelsberg in dem System der Selek-
tion und Vernichtung eine Form der Verantwortung übernommen, die er so 
wohl niemals anstrebt hatte. Von seiner Stellungnahme hing nicht mehr 
nur ab, wer gerettet, sondern auch wer vernichtet wurde. Diese Wider-
sprüchlichkeit seiner Funktion dürfte auch Klebelsberg nicht entgangen 
sein, der den Abtransport von 360 Männern und Frauen aus „seiner“ An-
stalt mit dem Wissen mit ansehen musste, dass auf diese nur mehr der si-
chere Tod wartete. 
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  Zl. L-II/5 1941 (Heilanstalt Valduna) 
  Zl. M-XI 1941 (Verlegung von Patienten in andere Anstalten) 
  Zl. M-XI 1943 (Heil- und Pflegeanstalten) 
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